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Ich bitte dann ferner, daß Wortmeldungen schrift¬
lich bei dem links von mir sitzendenHerrn Beisitzer
eingereicht werden. Ich bitte alsu die Herren Dr.
Llaes und Kurth, hier Platz zu nehmen, (Geschieht.)
und danke den bisherige» Herren Beisitzern für ihre
Mühewaltung,

Ich fahre in den geschäftlichen Bemerkungen fort.
Heute soll die allgemeine Besprechung des Haushalts¬
plans abgeschlossenwerden. Der morgige Tag soll
wegen der Abwesenheit des Herrn Landeshauptmanns
lediglich den Beratungen der Fachausschüssedienen,
mit Ausnahme des l. Fachausschusses. Ich bitte also
die Vorsitzendender 5 anderen Fachausschüsse, die Mit¬
glieder cinznlndcn nnd die Einladung unten an der
Tafel kenntlich zu machen.

Am Donnerstagmorgeu soll nm 9 Uhr zunächst der
>. Fachausschußtagen, nnd zwar bis 11 Uhr, um 11 Uhr
die Fraktionen; um 11^ Uhr soll daun eine Plenar¬
sitzung stattfinden und um 3'/, Uhr soll der neue Son¬
derausschuß für die Angelegenheiten der Landcsbanl

zusammentreten. Also Donnerstag bormittag 9 Uhr
Fachausschuß l, um !1 Uhr die Fraktionen, um 11^
Uhr das Plenum uud um 3>< Uhr der Lcmdcsbank-
ausschuß.

Am Freitaguormittag um 9 Uhr weiter Beratung
des üandcsbankausschusses,um 11 Uhr Fachausschuß!,
uni 3 Uhr Vollsitzuug uud um 5^ Uhr Fraktionen.
Wir nehmen an, daß nach dieser Vorberatung der ge¬
samte Stoff für das Plenum bereit ist, so daß das
Plenum am Sonnabend um 9 Uhr zusammentreten
kann, nm den Rest zu erledige».

Sie haben diese Vorschlage des Acltcstcnratcs, die
Ihnen einstimmig gemacht werden, gehört. Dagegen
erhebt sich kein Widerspruch. Ich stelle fest, daß so ver¬
handelt werden soll.

Wenn weitere Wortmeldungen nicht erfolgen —
das ist nicht der Fall — schließe ich diese Sitzung uno
bitte, sich nm 2/, Uhr (Widerspruch), 2X> Uhr Pünkt¬
lich hier wieder einznfindcn,

(Schluß: 13 Uhr 10 Minuten.)

Zweite Sitzung
im Ständehcmje zu Düsseldorf. Dienstag, den 26. April 1932.

(Beginn: 11 Uhr IN Minuten.)

Tagesordnung:
1. Gingänge.
2. Antrag des Wahlprüfnngsansschusscs zn dem Be¬

richt nnd Autrag des Provinzialansschnsses, betr.
den Gintritt nener Mitglieder in den Proviuzial-
landtng. (Drucksachen Nr. 2 und 17.)

3. Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den
Haushaltsplan nnd die damit in Verbindung stehen¬
den Vorlagen, sowie allgemeine Aussprache über
den Haushaltsplan.

1. Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der
eingegangenen Vorlagen und Anträge.
Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist eröffnet.

Ich bitte, Platz zu nehmen und während der Rede des
Herrn Landeshauptmanns nnd den nächste» Reden
möglichst die Türen hinten geschlossen z» halte».

Ich schlage vor, daß wir zunächst den Antrag
des Wahlpritfungsausschusfes zu dem
Bericht und Antrag des P r o v in z in l aus-
schusses, betr. den Gintritt neuer Mit¬
glieder in den P r ov i uz i allau dtag (Druck¬
sachen Nr. 2 und 1?) hören. Hier ist Berichterstatter
Herr Abgeordneter Dr. Wcitz. Widerspruch gegen die
Behandlung jetzt erhebt sich nicht, Ich erteile dem
Herrn Berichterstatter das Wort.

Abgeordneter Nr. Weitz: Meine Damen und
Herren! Der Herr Vorsitzende hat bereits heute vor¬
mittag mitgeteilt, welche Nenderuugen in der Zusam¬
mensetzung des Provinziallandtages seit den, letzten
Zusammentreten eingetreten sind uud welche neuen
Mitglieder für deu Giutritt in den Provinziallandtag
vorgeschlagen werden. Ich darf hierauf und auf die
Drucksachen 2 uud 17 bezug uehme».

Der Wahlprüfungsausschuß empfiehlt eiustimmig,
dem Ihnen vorliegenden Neschlußentwnrf bcizntrcten.

Vorsitzender Nr. Iarres: Sie haben den Antrag
gehört. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Gs ist
so beschlossen.

Dann sind weiter eingegangen 8 Anträge der Frak¬
tion Ghristlichcr Volksdienst uud Bauernpartei, die
unter Drucksachen Nr. 20—27 Ihueu vorgelegt werden.
Diese Anträge sind wie folgt zu überweisen:

Die Anträge Drucksachc 20 und 21 dem Fachaus¬
schuß l, die Anträge Drucksache 22, 23 uud 21 dem Fach¬
ausschuß >>, der Antrag Drucksache 25 dem Fachaus¬
schuß !V uud die Anträge Drucksachc Nr. 26 und 27
dein Fachausschuß 1.

Dann ist ein Antrag der Zentrumsfrnktion (Druck¬
sachc 2>^) dem M. Fachausschußzu überweisen, ein An¬
trag der SPD. (Druclsache29) dem >V. uud >. Fach¬
ausschuß.

Die Auträge werden sofort verteilt werden. Gs
erhebt sich kein Widerspruch gegeu diese gcschnftsord-
nnngsmäßige Behandlung.

Wir treten da»» in die Beratung des Punktes 3
der Tagesordnung ein:

Bericht des Herrn Landeshauptmanns
über den Haushaltsplan uud die damit
in Verbindung stehenden Vorlagen, so¬
wie allgemeine Aussprache über den
Haushaltsplan.

Ich erteile das Wort dem Herru Landeshauptmann.
Landcshanptumuu Dr. Horion: Meine sehr ver¬

ehrten Damen uud Herren! Zwischender lel.ten Rede,
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die ich an dieser Stelle vor Ihnen halten dürfte, nnd
heute liegt der Juli 1931. Mit diesen, Schrcckensmonat
ist eine neue Zeit sowohl für die private wie auch für
die öffentliche Wirtschaft angebrochen oder, besser ge¬
sagt, sie ist uns von diesem Zeitpunkte klar geworden.
Zwar sah es auch vor einem Jahre schon schlimm gcnng
aus. Ich habe damals schon an dieser Stelle gesagt,
daß das Vild unserer gesamten wirtschaftliche,, Lage
zur Zeit von einer bedauerlichenKlarheit und Einfach¬
heit sei: auf alleu Seiten Rückgang bis zum völligen
Znsammenbruch. Und auch die öffentliche Wirtschaft,
Vor allen, der Städte, stand schon damals vor einem
finanziellen Trümmcrfclde. Aber erst die Ereignisse
des Juli 1931 führten nns die wahre Lage mit voller
Klarheit vor Augen, als zu den Schwierigkeiten von
inuen nnu nnch der gewaltige Sturm von außen über
unsere Finanzlage hcreinbrnnstc. Und wenn bis dahin
noch der Provinzialverband sich in einer vielfach be¬
neideten finanziellen Lage befunden hatte, so erfolgte
nunmehr auch hier die fiuauziellc Krisis, gekennzeichnet
durch die Zahlnngsstockung der Lnndesbauk und durch
die Unmöglichkeit,von den meisten Stadt- nnd Land¬
kreise,! Provinzialstenern nnd Krankenpflcgckosteuher¬
einzubringen, Eines zeigte sich aber in der Entwick¬
lung der folgenden Monate nnt vollster Deutlichkeit:
daß nämlich die Provinz nnd ihr Hanshalt nicht etwaS
innerlich Getrenntes ist von den Stadt- nnd Land¬
kreisen, sondern daß beide aufs nllcrengste miteinander
verbunden sind. Das hat sich gezeigt bei der Landcs-
bant, von der man ebenso wie im WestfälischenPro-
vinziallandtag sagen tnun, daß sie einen Teil des Zu¬
sammen bruchs au Stelle der Kommunen auf sich ge¬
nommen hat. Das zeigt sich aber auch in der gesamten
Provinzialwirtschaft, die notwendig zum Erliegen
tommt, wenn ihre Steuerträger zahluugsuufähig
werden. Wem, ich deshalb jetzt ein Wort über die Lage
der öffentlichen Wirtschaft in der Rheinprovinz sage,
so brauche ich keinen Unterschied zu machen zwischen
Provinz uud Kreisen; denn die Provinz wird ganz
sicher in den Strudel des Unterganges mit hinein¬
gezogen, sei es mittelbar ans dem Wege über die
Landesbank, sei es unmittelbar durch Versiegen ihrer
Einnahmeguellen, wenn die Stadt- und Lnudkreise
zum Erliegen kommen.

Mehr als früher bekommenwir jetzt bei der Pru-
vinzialuerwaltnng einen Einblick in die finanzielleLage
der Stadt- und Landkreise, und da muß ich iu voller
Uebereinstimmung mit dem Herrn Oberpräsidcnten
offen erklären, eine ganze Anzahl von ihnen steht un¬
mittelbar vor der Zahlungsunfähigkeit und damit vor
der Unmöglichkeit, ihre vertraglichen Verpflichtungen
nnd auch ihre gesetzlichenVerpflichtungen, nicht nur in
bezng auf die Provinzinlnmlage, sondern vor allem
in bezng ans die Grwerbslosennnterstlltznng zn erfüllen.
Mit einer gewissen Nnhe wird gegenüber solchen Dar¬
legungen an „machen zentralen Stellen darauf hin¬
gewiesen: „Das habt ihr schon seit drei Vierteljahren
gesagt, und es hat noch immer gegangen." Ja, meine
Damen nnd Herren, es 'trifft auch tatsächlichzu, daß
dcu großen Verwaltungen ein gewisses physikalisches
Trägheitsmoment inncwohnt, das die Maschine noch
weiterlaufen läßt, auch wenn leine Triebkraft und keiu
Oel mehr dahinter steht; aber nuumehr möge man sich
gesagt sein lassen, daß die Kraft völlig am Ende ist.

Gruße Stadtkreise, vou deuen ich fest überzeugt bin,
daß sie den besten Willen haben, haben mir in diese»
Tagen erklärt, daß sie zu irgendwelchen Zahlungen
nicht mehr in der Lage wären. Anstatt daß nnu auch
hier alle Kräfte sich zusammentu,,, um das Unheil auf¬
zuhalten, will man an manchen Stellen zunächst immer
noch wissen: Woran liegt es, wie ist es eigentlich so¬
weit gekommen? Und dann kommen bekanntlich die
Stadions, die Brücken, die Hochhäuser, die Rathäuser,
die Grüngürtel der Jahre 1926—29; dann kommen die
hohen Gehälter, die an allem schnld sein sollen. Meine
Damen nnd Herren, damit mag man der öffentlichen
Meinung zn Liebe reden oder auch den Blick von
eigener Schuld ableuteu wollen, die Zahlen zeigen klar
nnd deutlich, daß nur ein Grund die Finanzlage der
Gemeinden in den Abgrund geführt hat: die Belastung
mit einer Ausgabe, die sie bor dem Kriege überhaupt
uicht getanut haben nnd sie bis zum Jahre 1928 nnr
in ganz geringfügigem Maße bedrückthat, nämlich die
Erwerbsloscuuntcrstützung. (Sehr richtig!) Ueber sechs
Millionen Arbeitslose heute und drei Millionen vor
drei Jahren und 7NN009 im Jahre 1927, und dabei eine
Gesetzgebung,die die Last für diese Erwerbslosen in
immer steigendem Maße vom Reiche auf die Kommune»
abschiebt. Das gibt finanzielle Belastungen, denen
gegenüber alle anderen Ausgaben völlig verschwinden,
Die Aufwendungen der Gemeinden für Erwerbslose
sind gestiegen von 190 Millionen im Jahre 1927 und
27« Millionen im Jahre 1929 auf 1150 Millionen im
Jahre 1931 und anf 156N Millionen im Jahre 1932,
also seit 1927 eine Steigerung nm 15l>0 Prozent. Diese
Nnsgabesteigeruug ist uicht nur eine Folge der Zu¬
nahme der Erwerbslosen, sondern auch eine Folge der
Reichsgesetzgebung,die es fertig gebracht hat, wie er¬
wähnt, die Last in immer stärkerem Maße vom Reiche
ab- nnd den Gemeinden zuzuschieben. (Zuruf des
Abgeordnete!, Renner: Brünings Nutverordnung nnd
die Spcircrlnsse!) Die ans der Arbeitslosenversicherung
zu Unterstützenden nehmen durch Ablauf der Unter-
stütznngsdaner immer mehr ab, die Wohlfahrtscrwcrüs-
lusen nehmen immer mehr zn, nnd so haben wir seit
einigen Monaten das Ergebnis, daß die Aufwendungen
der Gemeinden für Erwerbslose die der Arbeitslosenver¬
sicherungüberschreiten,uud mit Stolz kann die Rcichs-
anstalt für Arbeitslosenversicherung auf eine» aus¬
geglichenenHaushaltsplan nnd sogar noch auf Über¬
schüsse hinweisen. (Abgeordneter Krawinkel: Hört,
hört!)

Demgegenüber die Feststellung in der Vorstands-
sitznng des Deutsche» Städtetngcs, daß die Gemeinde»
und Gcmcindevcrbände in diesem Jahr vor einem
Fehlbetrag 'von 75N Millionen RM stehen, dessen
Deckungdurch Senkung der Ausgabe» oder Erhöhung
der Einnahmen vollständig ausgeschlossenist. Mit Be¬
friedigung liest mau so kluge Worte, wie sie der preußi¬
sche Finaiizniimster Klepper in. Preußischen Landtag
gesprochen hat:

„Meine Herren! Die Finanzpolitik der Kommunen
hat in den letzten Jahren vielfach eine scharfe Kritik
gefnnde,,, und es ist ganz gewiß richtig, daß für die
kommunale Finanzpolitik das gleiche gilt, was man
ganz allgemein der deutschen Fiunuzpolitik zum Vor¬
wurf macheu kaun, daß nämlich in der Zeit der auf¬
steigenden Konjunktur ciue Steigerung der Staats-
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ausgaben vorgenommen worden ist, die durch die
spätere Entwicklung zur Zeit der Krise erheblichdes¬
avouiert wurde. Aber ich glaube, daß das Wesent¬
liche nud Kennzeichnendeder kommunalen Finanz-
Politik nicht in dieser historischen Betrachtung der
Dinge liegt, sondern das Entscheidende wird darin
zn sehen sein, das; durch die Gestaltung der Fürsorge
für die Erwerbslosen den Gemeinden tatsächlichdas
letzte Risiko des Arbcitsmarktes aufgebürdet worden
ist, daß ihnen aber nicht die Möglichkeit geboten
worden ist, auf der Ginnahmeseitc die gleichen Konse¬
quenzen zu ziehen. Ich glanbc, daß es wenige Kom¬
munen geben wird, die in diesem Jahre einen aus¬
geglichenenEtat borlegen können. Ich glaube, daß
die Kasscnlage in einer großen Anzahl von Kom¬
munen, namentlich in den industriellen Gegenden,
so zugespitztist, daß man diese Stelle als den eigent¬
lichen Gcfnhrenpnnkt unserer öffentlichen Finanz¬
wirtschaft im Augenblickbezeichnen muß."

So der preußischeFinauzmiiiistcr.
Leider bleibt es aber mir bei den Worten, und in

keiner Weise wird ans dieser Sachlage bei den Stelleu
der Reichs- und Staatsregiernng die nötige Konse¬
quenz gezogen. Man glaubt, daß es zwei öffentliche
Wirtschafte» gäbe, die unabhängig nebeneinander
ständen, eine oben: Reich und Staat, nud eine unten:
die Gemeinden, und nun handelt man nach dem be¬
kannten Sprichwort: „Wer das Kreuz hat, seguct sich."
(Zuruf des Abgeordneten Renner: Das Zentrum tut
das!) Mau hat oben die Steuerguelleu nud die Geld¬
mittel iu der Hand und deckt daraus alle seiue Bedürf¬
nisse uud gibt nach unten nur das, was übrig bleibt.
Nicht nnr die Ausgaben läßt man durch die Ver¬
schiebung der Erwerbslosenlasten ins Untragbare an¬
wachsen,sonder» auch die Einnahmen werden, abge¬
sehen von ihrer natürlichen Abnahme durch die Wirt-
schaftsschrumpfnng, auch noch ans gesetzlichem Wege
ständig znnngnnsten der Gemeinden nnd zum Vorteil
von Reich nud Staat verschoben. Dafür einige Bei¬
spiele. Während ursprünglich bei den drei großen
Ueberweisnngsstcueru: Einkommen-, Körperschafts¬
und Umsatzsteuer,das Reich mit 34 Prozent nnd die
Länder einschl. der Gemeinden mit 66 Prozent beteiligt
waren, hat sich 1931 das Beteilignngsverhältnis Reich-
Länder auf 43 zn 57 Prozent verschoben. Das ist da¬
durch erreicht wordeu, daß das Aufkommen ans de»
uenen Steuern vom Einkommen: Ledigenstcner,
Krisensteuer, 5prozentiger Ginkommcnsteucrzuschlag,
ausschließlich dem Reiche vorbehalte!, geblieben ist.
Ferner hat das Reich in erster Linie solche Steuer», die
ihm selbst ganz oder zu einem überwiegenden Teil zu¬
fließen, erhöht: Wie Umsatzsteuer,Biersteuer, Mineral-
ölstencr. Umgekehrt hat das Reich aber in den letzten
Iahreu iu zahlreichen Fällen die Senkung und Auf¬
hebung von Steuern vorgenommen, an denen es selbst
nicht oder nicht erheblich, dagegen die Länder bzw.
Gemeinden überwiegend oder ausschließlich beteiligt
sind, so,die wiederholte Erhöhung der steuerfreien Ein¬
kommensteile bei der Ginkommen- und Lohnsteuer, die
wiederholte Senkung des Zuschlages zur Kraftfahr¬
zeugsteuervon ursprünglich 25 auf jetzt 5 Prozent, der
Wegfall der Mineralwasserstcucr nnd die Senkung der
Hauszinssteuer. Aber anch Preußen ist es nicht besser
ergangen: 5 Prozent der Einkommen- nnd Körper¬

schaftssteuer fließe» iu Preußen in die Landcsschnl-
kassc, nm daraus die Lehrergchälter zu dcckeu. Um nun
der Gefahr zu begegnen, daß durch die Senkung dieser
Steuern diese 5 Prozent nicht mehr ausreichen, wurde
einfach bestimmt, daß ohne Rücksichtans den Ertrag
dieser Steuern ein bestimmter fester Mindestbetrag
dieser Steuer» uuter alle» Umständen an die Landes-
schulknsse abzuführen ist, selbstverständlichwieder zn
Lasten des Teiles, den die Gemeinden und die Pro¬
vinzen bekommen. Aber nun auch ciumal einen Mindest¬
betrag an die Gemeinden abzuführen, damit auch sie
ihre Gehälter und Löhne bezahlen können, daran denkt
niemand. (Znruf des Abgeordneten Riegel: Los von
Berlin!) Dabei ist anch noch zu bedeuten, daß gerade
der Reichshanshalt durch deu Wegfall der Rcparations-
leistnngcn eine große Erleichterung erfahren hat, dem
bei dem Gemeindehanshalt die große Mehrbelastung
durch die Wohlfahrtslastcn gegenübersteht. Man kann
nun einwenden,daß es auch dem Reiche und dem Staate
trotz alledcm nur mit größter Mühe nnd nuter den
größten nnd schmerzlichsten Abstrichenmöglich gewesen
ist, den Haushaltsplan znm Ausgleich zn bringen. Das
ist durchaus richtig; es ist da nnr mit größter Mühe
möglich gewesen, aber es war doch immerhin möglich,
einen ausgeglichene» Hnushaltsplau aufzustclleu. Da¬
gegen unten, bei den Gemeinden, ist das absolut un¬
möglich, uud es muß deshalb der Gedanke aufkommen,
daß beide in gleicher Weise leiden müssen nnd daß die
gesamten Hilfsquellen gleichmäßigoben und nnten zu
verteile:: sind, da wir doch alle in demselben Kahn sitzen
nnd nnr gemeinschaftlich leben oder nntergehen. (Zurnf
des Abgeordneten Riegel: Untergehen!) Vor allen:
gilt das von der entscheidenden Fiuanzlast, der Arbeits¬
losenhilfe. Ich kann mich auch da mir deu Worten des
Herrn Oberpräsidenten anschließen,daß hier eine ueue
Verteilung der Lasten, uud zwar zu Lasten des Reiches,
das in: Jahre 1927 doch in: Prinzip diese Lasten über¬
nommen hat, nnausbleiblich ist. Diese Ginsicht ist uu-
aufschiebbar. Kommt sie nicht jetzt, eine Minute vor
zwölf, so, meine Damen uud Herren, brauche:: wir uns
wirtlich mit den: Hanshaltsplane der Provinz nicht
weiter zn beschäftige», (Sehr richtig! rechts.)

Nnn möchte ich noch einen besonderen Blick auf die
Zahlen der Rheinprovinz werfen. Im Bezirk des
Landesarveitsllmts Rhemllmd wurden an: 3l. März
1932 an Arbeitslosen gezählt 753 0N0; das sind ans 1000
Einwohner INI. Aber die einzelnen Arbeitsamtsbezirke
sind dabei in ganz verschiedenem Maße betroffen. Oben¬
an steht Solingen mit 165, es folgt Dmsburg mit 117,
Wuppertal mit 135, Mülheim-Ruhr mit 131, Vclbert
mit 126, Essen mit 125, Düsseldorf mit 121, Remscheid
mit 118, Oberhausen mit 116, Köln mit 111, Gladbach-
Rhchdt mit 102, unter 1NN davon vor allen, Aachen mit
93, Bonn mit 91, Koblenz mit 97, Krefeld mit 96 uud
Trier mit 55. Gerade bei der letzteren Zahl zeigt sich
aber, wie vorsichtig diese Zahlen zu beuutzcn sind.
(Zuruf eines tummnnistischenAbgeordneten: Wie alle
Zahlen!) Diese Zahlen beziehen sich nämlich nicht ans
die genannten Städte, sondern auf deu ganzen Arbcits-
amtsbczirk. Vergleichbar sind sie daher n»r da, wo
Arbeitsamtsbezirk nnd Stadt sich in: wesentliche» decke,:.
Wo das aber »icht der Fall ist, werde» die Zahle» durch
die Zustände — ich sage durchaus nicht durch die
günstigeren Zustände — des Platten Landes un-



10 79. Rheinischer Proviuziallandtag, 2. Sitzung am 26. April 1932.

verhältnismäßig »ach nuten gedrückt,und das ist bei¬
spielsweise im Nrbcitsnmtsbrzirk Trier der Fall. In
der Stadt Trier ist die Grwerbslosenziffer nicht 55,
sundern 79 bru 1NNN, und in dem Landbczirk ent¬
sprechend weniger. Was eben in allen diesen Zahlen
fehlt nnd was uns hier in der Rhrinpruvinz besonders
interessiert, das ist das Elend «nd der Hunger der
Kleinbauern des Platten Landes in Eifcl, Huusrück uud
Westerwnld. (Sehr richtig!) Duvt erscheint die Zahl
der Arbeitslosen nnd der Wohlfahrtsuutcrstützungs-
empfängcr verhältnismäßig ganz gering, beispielsweise
Gerolstein mit 81,9 uud Eochcm mit 28,8. Gauz ab¬
wegig wäre aber der Schluß, das; es dort weniger
Erwerbslose nnd in Not Befindliche gäbe als in den
Städteu. (Zustimmung.) Infolge der Armut der Kreise
und der Gesamtbevölkerung wird dort einfach keine
Unterstützung bezahlt nnd infolgedessenwerden die
Betreffenden gar nicht gezählt. Die Familie mit
mehreren Kindern, die auf einem kümmerlichen, noch
dazu verschuldcteuKleiubesitz lebt uud bei deu heutigen
wirtschaftlichen Verhältnissen unter keinen Umständen
den Lebensunterhalt finden kann, deren Hilfsquellen,
die Kartoffeln uud das Getreide, setzt völlig aufgezehrt
sind, braucht iu der Stadt unr zum Wohlfahrtsamt zu
gehe» nnd sie bekommt eine, wenn auch magere, aber
immerhin vor dem Verhungern schützende Untcr-
stütznng. (Abgeordneter Nr. Schüler: Richtig!) Würde
die entsprechende Landfamilie mich nur eiucn Teil dieser
Unterstützung bekommen, so wäre sie der Kapitalist im
Dorfe. Iu Wirtlichkeit bekommt sie nichts nnd ist darauf
angewiesen, ein Leben zn führen, von dem ich schon
früher hier gesagt habe, das; es weit nnter dem Lcbens-
standard des grußstädtischenErwerbslosen liegt. (Abge¬
ordnete Dr. Schiller uud Krawinlel: Sehr richtig!)
Alle diese Existenzen müßten den Erwerbslosen zuge¬
zahlt wcrdcu, um ein richtiges Bild zu gewiunen.
Danu würde auch die Vcrglcichsziffcr der Provinzen
mit großen, ländlichem Kleinbesitz— da steht an der
Spitze die Nhcinprovinz — im Verhältnis zu deu
anderen Provinzen ganz anders nnd viel »»günstiger
ausfalleu, als es heute der Fall ist. Aber auch abge¬
sehen davuu ist eiu Vergleich der Rheinprovinz mit
deu anderen Provinzen nnd Ländern sehr lehrreich.
Auf 19NN Einwohner entfallen in der Rheinprovinz
znr Zeit lNl Arbeitslose, Die Rheinprovinz liegt da¬
mit etwas über dem Rcichsdnrchschnittvon 9si. Sie
wird übertroffen von Mitteldeutschland mit 195, von
Schlesien mit 1N9, von Brandenburg mit Vcrliu mit
123 und Von Snchseu mit 143. Dagegen liegen weit
günstiger Bayern mit 73, Südwestdentschland mit «!7
und vor allem nnch Ostdeutschland,uämlich Pommeru
mit 75 und Ostpreußen gnr mit 59, obwohl auch hier
der Umstand, den ich eben für das Platte Land dar¬
gelegt habe, bei den Zahlen eine große Rolle spielen
wird. (Abgeordneter Krawintel: Sehr richtig!) Aber
außer deu Arbeitslose» müssen anch die Kurzarbeiter
ins Auge gefaßt werden, da ihre Lage sich vielfach von
der der Arbeitslosen kaum unterscheidet. Und da steht
die Rheinprovinz besonders ungünstig, weil bei ihr
gerade diejenigen Industriezweige, die nntcr der Kurz¬
arbeit gauz besonders zu leiden haben, eiue große Rolle
spielen: Bergbau, Maschiueuiudustrie, Eheuiische In¬
dustrie, Textilindustrie. Infolgedessen entfällt etwa ein
Viertel der von der Rcichsaustalt im Inuunr 1932 ge¬

zählten Kurzarbeiterstütznngen anf die Rheinprovinz,
während bei den Arbeitslosen der Anteil nur etwa
ein Achtel bis ein Neuntel des ganzen Reiches be¬
trägt. Man ist vielleicht ein Jahrhundert lang und
uoch länger der Ansicht gewesen, die wirtschaftliche
Lage der Rheinprovinz sei weit günstiger anzusehen
als die irgendeines anderen Teiles Deutschlands. Und
diese Auffassung war auch sehr berechtigt. Heute ist
es umgekehrt, uud es ist tief bedauerlich, daß man
gegenüber unseren Hilferufen häufig die Autwort ver¬
nehmen kann: Die reiche Rheinprovinz muß sich doch
selber helfe» kömirn. Das ist um so bedauerlicher,
als in diesem Satz sa etwas Wahrheit stecken würde,
vielleicht auch heute uoch, wenn die Nheinprovinz ihre
Hilfsquellen und Einnahme» für sich behalten hätte
uud heute noch für sich behalten könnte. Aber das hat
sie nicht getan und das kann und soll sie weder setzt
noch in Zukunft tuu. Es ist durchaus richtig und be¬
rechtigt, daß im Gesamtstnnte, sei es Preußen, sei es
Deutschland, die stärkeren Gebietsteile den schwächeren
zu helfen haben. Das hat die Rheinprovinz redlich
seit über hundert Jahren getan. Bei allen Steuer¬
einnahme,!, die in Berlin bei Reich oder Staat kon¬
zentriert und daun wieder unterverteilt werden, ist
die Rheinprovinz weit mehr der gebende als der neh¬
mende Teil. Es ist doch auch kein Zweifel, daß die
Osthilfe, deren nationale Notwendigkeit sicherlich von
niemand bestritten wird und die mit Hunderten vou
Millioneu ausgestattet ist, zu einem wesentlichenTeil
aus den Einnahmen des Westens gespeist werden mnß.
Demgegenüber ist die Wcsthilfe für unsere unter den
Nachwirkunge» von Besatzung, Ruhreiubruch und
ncner Grenzziehung besonders schwer leidende Grenz-
bevölkeruug — ich erinnere an die Saargrenze mit
den Saar-Arbeitslosen — im wesentlichen abgebaut
wordeu. Ich möchte dazu uoch eiuigc Zahlen anfüh¬
ren, die uns alle an dieser Stelle besonders inter¬
essieren. Die Landcsversicherungsanstalten, die uns sa
auch sehr nahestehen,sind zwar für die Provinzen und
Läudcr selbstäudig gebildet. Die Rentenlast wird aber
nicht von sedcr Anstalt selbständig getragen, sondern
da bestehendie Bestimmungen über die Gemeiuschafts-
last, wouach die Renten gemeinschaftlich aufgebracht
und untcrucrtcilt werden auf die cinzelucu Laudesver-
sicheruugsanstalten nach Maßgabe des Gingauges an
Beiträge,! bei den einzelnen Anstalten. Das hat zur
Folge, daß die Landesversichcruugsaustalt der Rhein-
Provinz alljährlich 8 Millionen zur Deckungder Inva¬
lidenrenten bei anderen Laudcsversichcrungsnustalteu
aufzubringen hat. Wenn die Rheinprovinz das nicht
abzugeben hätte, würde sie heute keine Notrufe nnch
Berlin zu richten brauchen. Die Verteilung der Do¬
tationen erfolgt nach einem für die Nhcinprovinz so
ungünstigen Schlüssel, daß wir jährlich 2 Millionen
von dem Gesamtbetrag weniger bekommen,als wir bei
gleichmäßiger Verteilung erhalten würden. Dasselbe
gilt von der Kraftfahrzeugstcucr, von deren Aufkom¬
men wir in den Jahren >92N bis 1932 in der Rhein-
Provinz schätzungsweise25 Millionen an die anderen
Provinzen abgegeben haben. Der Netrag wird in den
nächsten Jahren verhältnismäßig noch größer werden,
da die Bestimmung über deu der Rheinprovinz zu
gebende,. Voraus mit dem Jahre 1939 weggefallen ist.
Ich betone nochmals, eiu Ausgleich zwischenleistungs¬
starkeren und leistnngsschwächercnGebiete» muß iuuer-
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halb des Staates stattfinden. Wenn aber nunmehr sich
das Nlatt gewendet hat und die Rhei»Pruvi»z mit
ihren 7^ Millionen Einwohnern infolge unglücklicher
Umstände und der hohen Arocitsloscnziffern sich auch
einmal in besonderer Notlage befindet, dann müssen
wir es hart und bitter empfinden, wenn uns entgegen¬
gehalten wird: die reiche Nheiüproviuz möge sich selber
helfen.

Ich tomme damit zu dem Thema — dazu leitet es
über —, das beherrschend über der Finanzlage der
Provinz steht und auch für die Finanzlage der Stadt'
und Landkreise oon größter Bedeutung ist: die Lcmdes-
bank. Sie steht bekanntlich seit Juli vorigen Jahres
im Mittelpunkt der Erörterungen, und zwar nach
zwei Richtungen hin: einmal rückschnnend: Wie hat es
kommen können, wer ist schuld daran?, sodann uor-
wärtsschauend: Wie ist zu helfen? Ich kann Wohl «er¬
stehen, daß mau bei der Größe und Schwere der
Frage, um die es sich handelt, auch die Frage der Ver¬
antwortung für das, was geschehenist^ beantwortet
haben will. Von praktischer Bedeutung ist aber nur
die Arbeit in der zweiten Richtung hin. Ich kann
daher den Wunsch des Herrn Oberpräsidentcu mir
wärmstcns unterstützen, daß doch setzt alle Stellen ihre
ganze Arbeitskraft nach dieser Richtung hin konzen¬
trieren möchten. Rcichsrcgicrung, Landesregierung.
Preußischer Landtag, Presse und öffentliche Meinung
haben aber anscheinend für am wichtigsten die erstere
Frage gehalten, und infolgedessenmußte die auch in
dem Bericht, den der Provinzialausschuß Ihnen über
die Landcsbank vorlegt, mit einer Ausführlichkeit be¬
handelt werden, die zu der PraktischenBedeutung für
die Laudesbank, für die Provinzinlvcrwaltung und für
die Rheinprovinz in keinem Verhältnis steht. Ich
möchte doch auch einmal darauf hinweisen: Bei keiner
anderen Bank, wo Reichs- oder Staatshilfe notwendig
war, ist ein ähnlicher Bericht der Öffentlichkeit über¬
geben oder auch nur verlaugt worden. Bei keiner
anderen Bank ist eine solche Staatsaufsicht durchge¬
führt worden, die zn der Ausschaltung sämtlicher Or¬
gane der Bank führte, wie bei der RheinischenLnndes-
bant. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig! Ab¬
geordneter Hoffmann: Hört! hört!) Keine andere Bank
ist in ähnlicher Weise von einer Revision in die andere
gestürzt worden, wie die Landesbank. Wenn dndnrch
nnch nur ein Pfennig an Hilfeleistung mehr oder
schneller hereingekommen wäre! Umgekehrt, die Un¬
ruhe, die Diffamierung, der Verlust an Ansehen »nd
die Lahmlegung wichtiger Arbeitskräfte haben den
größten Schadeu zugefügt (Abgcorduetcr Gerlach: Sehr
wahr!) und bedeuten das größte Hindernis für eine
Wiederaufrichtung, Die Vergangenheit soll mit Recht
nn dieser Stelle nicht weiter behandelt werden, sondern
zunächst der Behandlung im besonderen Ausschuß
überlassen bleiben. Ich darf es mir daher versagen,
darauf weiter einzugehen und möchte nur das eine
!"!len: Im Interesse der Landesbank und der Rhein-
Provinz sollte man endlich mal erklären: Schluß damit!
Iu völlig umgekehrtem Verhältnis zu diesem Vifer,
die Schuldigen zu finden, steht der Gifer, der Landcs-
l'ank zu helfen. Ich müßte in mciueu Ausführungen
bitterer werden, als es dem Bestreben, alle Kraft nur
auf die Wicderaufrichtuug zu touzeutrieren, dienlich
wäre, wenn ich die bisherige Geschichte dieser Hilfe¬
leistung mit all ihren Bittgängen und ihrem unzurei¬

chenden Ergebnis darstellen wollte. Aber ich verrate
kein Geheimnis, wenn ich sage, es herrschte von vorn¬
herein für die Rheiuproviuz und vor allem für die
rheinischen Kommunen, die als die Träger der Lnn-
desbant angesehen wurden, keine besonders gute Luft
iu Berlin. Ich wäre allerdings ungerecht, weun ich
nicht von meiner Kritik eine Berliner Stelle aus¬
nähme, die uus von vuruhereiu mit wirklich innerem
HilfsWillen zur Seite gestanden hat, das ist das Preu¬
ßische Ministerium des Innern, bei dem wir stets den
vollsten HilfsWillen gefuudcu habe», (Bravo! bei den
Sozialdemokraten,) Dabei sehe ich das Schlimmste in
dem Unzureichenden der Hilfeleistung noch nicht ein¬
mal iu ihrem Betrage, sondern mehr in der Verzöge¬
rung der Hilfeleistung, die für den Wicderaufvau der
üandcsbauk geradezu unwiederbringlichen Schaden
herbeigeführt hat. Auf die ersten mehrfachen Vurstel-
luugen, daß ohne Hilfe die Bank nicht zu halten se,,
wurde zunächst jede Hilfcleistuug auf das allerent-
schiedcnste abgelehnt. Das war insbesondere das Er¬
gebnis einer einen ganzen Tag dauerudeu historischen
Sitzung, an die manche der anwesenden Herren sich
erinnern werden, die am 4. Juli 1931 in der Reichs¬
bank stattfand. Erst als der 13. Juli kam mit seiner
Notwendigkeit, den großen Privatbanken zu helfen,
was dann hinterher dazu führte, daß diese» Banken
vom Reiche- außer weitgehender Kredithilfe über 30U
Millionen geschentwcise überwiesen wurdeu (Hört!
hört! links) nnd daß, wie der Rcichsfinanzministcr Diet¬
rich in diesen Tagen mitteilte, 12U Genossenschafts¬
banken saniert wurde», erst da kam der Gedanke in
Fluß, daß auch der Landesbank, zwar nicht mit ucr-
loreucu Zuschüsse»,aber doch mit Schatzanweisungen
nnd Kredit geholfen werden müsse. Aber daun folgten
noch zwei Monate des Hn»gc»s uud Vangcns und
Praktischvölliger Zahlungsuufähigteit. Das waren für
die üandcsbauk die schlimmstenMonate, die sie so
schwer geschädigthaben. Das war um so verhängnis¬
voller, als gleichzeitig auch der Gewährsverbnnd, die
Provinz, infolge des Einfrierens ihrer Guthaben bei
der Landcsbnnt zeitweise sich ebenfalls in einer au
Zahlungsunfähigkeit grenzenden Notlage befand. Es
kam dann die bekannte Hilfsaktion. Es ist in der
Oeffentlichkcit vielfach so dargestellt worden, als ob
man der Landesbant im Wege dieser Hilfsaktion 240
Millionen überwiese» hätte. Selbstverständlich ist das
in keiner Weise der Fall. Eine Beihilfe ist uns niemals
gegeben, auch nicht verlangt worden, «sondern es sollte
der Landesbant durch die Hilfsaktion nur ein Kredit
gewährt werden. Aber auch dieser Kredit ist nicht in
Höhe von 249 Millionen der Landesbank zugeflossen,
soudcrn die Bereitstellung von Schatzanweisuugen in
dieser Höhe hatte für die Landcsbnnk im wesentlichen
nur iusofer» Wert und Bedeutung, als diese Schatz-
anweisuugeu iu Bargeld umgewandelt werden konnte»,
nnd das wurde nur zugestanden für den Betrag von
73,4 Millionen. Die Hälfte dieser Schatzanweisungen.
die eine Laufzeit von fünf Jahren hatten, hat sich bis¬
her überhaupt nicht verwerten lassen. Der Betrag
von 73.4 Millionen mußte leider fast ausschließlichzur
Befriedigung der Bautgläubiger verwendet werden.
Es blieb daher fast nichts übrig zu einer wenigstens
teilweise,! Abdeckung der Guthaben der Sparkassen
und der sog. sozialen Forderungen oder, wie wir sie
auch nennen, der Polizeiwidrigen Schulden der Landes-
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baut bei LandesUersichernngsnnstalt, Verufsgenossen-
schnft, Wohlfahrtseinrichtuugeu und Privaten. Dnzn
kam in der Folgezeit, daß die Lasse der Schuldner der
Landesbnnt, der rheinischen Kommune», aus den be¬
kannten Gründen immer schwieriger wurde. Von
ihnen waren nicht nur die fälligen Kapitalrückznhlun-
gen nicht hereinzubringen, sondern sie blieben auch mit
einem Teil der Zinsen rückständig, ein Rückstand, der
heute etwa l5 Millionen Mark beträgt. Man mag
das entschuldigen oder mag sich darüber entrüsten,
Steucrrückgang, Abschiebung der Erwerbslosenlasten
haben zu diesem Ergebnis mit Notwcudigkeit geführt,
und wir sowohl Wie auch Reich und Staat müssen
dieser Sachlage genau so gut ins Auge sehen und
unsere Entscheidungen danach treffen, wie man bei den
Privatbanken auf Gruud der Unmöglichkeit, ihre Iu-
dustriekredite hereinzubekommen,ebenfalls die nötigen
Entscheidungen getroffen hat. Nm der Liquidität der
Lnndesbaut zu helfen, wurde dann Anfang Oktober
bekanntlich die Nachtrngsproviuzialumlage vou der
Staatsregierung verfügt. Aber auch ihre praktische
Bedeutung hat sich nicht in der wünschenswerten Weise
ausgewirkt, weil der Eingang nur ein beschränkter ge¬
wesen ist. Von den 9,3 Millionen, die bis heute ein¬
gehe» sollten, sind bis jetzt erst 3,1 Millionen einge¬
gangen, also ein starkes Drittel. (Abgeordneter Kra-
winkel: Hört! Hört!) In Auswirkung dieser Lage hat
der Herr Staatskummissar bei der Landesbank, wie
Sie Wohl schon in der Presse gelesen Haben, dann am
11. März 1932 eine Eingabe an den Herrn Reichskanz¬
ler gerichtet, in der er die Notwendigkeit darlegt, sich
darüber klar zu werden, was überhaupt aus der Lan¬
desbank werden soll, nud dementsprechendeine grund¬
sätzliche Sanierung vorzunehmen, für die er selbst bei
vorläufiger Aufrechterhaltung eines Provisoriums
unter Berücksichtigung der geringen Zahlungsfähig¬
keit der Kommunen einen Betrag von 60—?N Mil¬
lionen als Liguiditätshilfe, vorzustreckenin Raten von
seht bis zum Ende des Jahres, für erforderlich hielt.
Auf diese Eingabe ist bis jetzt eine Entscheidung der
Reichs- und Staatsrcgierung noch nicht getroffen wor¬
den. Jedoch hat inzwischendie Neichsbank,allerdings
uuter Gewährung einer Mtimohilfe von 2><! Mil¬
lionen, erklärt, daß sie zu irgendwelcher weiteren
Hilfeleistung nicht bereit wäre. Vorgestern ist mir
jedoch, wie der Herr Vorsitzende schon mitgeteilt hat,
eine Mitteilung des Herrn Ministers des Innern zu¬
gegangen, wonach morgen in Berlin eine Beratung
über die weiteren Maßnahmen zugunsten der Lnndes-
bank der Nhcinprovinz stattfinden soll. Ich werde, wie
Sie wissen, au dieser Beratung teilnehmen. Ich darf
Wohl ans der Tatsache dieser Beratung schließen,daß
doch in dieser Angelegenheit noch nicht im Sinne der
Neichsbankdas letzte Wort gesprochenist, sondern daß
man auch an zuständiger Stelle einsieht, daß h!er nuter
alle» Umstäudcn geholfen werden muß, sei cö, daß den
Kommune» geholfen wird, daß sie ihre Schuld bezahlen
können, sei es, daß der Landesbank Hilfe geleistetwird,
»in ihre Gläubiger z» bezahlen. Gs ist »»denkbar, daß
Wir hier anders behandelt werden sollen als die großen
Privatbanken. Naß wir aber auch unsererseits selbst¬
verständlichalles tun, was in unseren eigene» Kräfte»
steht, zumal üuir doch der Gownhrsvcrband sind, das
halte ich in Uebereinstimmung mit den Ausführungen
des Herrn Oberprnsidcntcn für durchaus uotweudig.

Daß au deu Stellen, die bis jetzt .darüber gesprochen
haben, mich die Absicht dazu besteht, das ersehen Sie
ans der Ihnen vom Provinzialnnsschnß trotz der
schiucrenNotlage der Gemeinden vorgeschlagenenEr¬
höhung der Provinzialnmlage. Aber vor allem müsse»
wir darauf halte», daß ebenso wie bei den Privat¬
banken sich jetzt öie Hilfe nicht wie bisher, lediglich
darauf beschrankendarf, zur Not im Augenblickeinen
Knssenzusammcubruchzn vermeiden, sondern es muß
eine planmäßige Hilfe geleistet werden, die den Wieder¬
aufbau für die Zukuuft im Auge hat.

Damit hängt zusammen die Frage der zukünftige»
organisatorischen Gestaltung der Girozentrale für die
Rhciuprovinz, d. h, der Stelle, die als Ansgleichsstelle
für den Verkehr der öffentlichen Sparkassen dient, und
die Gestaltung des öffentlichenBankwesens in der pro¬
vinziellen Spitze der Rheinproviuz überhaupt. Im
Gegensatz zu der Langsamkeit der Hilfsaktion für die
Lnndesbank stand die Schnelligkeit, mit der die Ge¬
schäfte der Girozentrale der Lnudesbnnk entzogen, nnd
eine neue Stelle als Filiale des Deutschen Spnrtasseu-
nnd Giroverbandes dafür in Köln errichtet wurde.
(Abgeordneter Krawinlel: Hört, hört!) Und wiederum
im Gegensatzz» der Schnelligkeit, mit der diese Stelle,
die nur als ein Provisorium bezeichnet wurde, errichtet
wurde, steht wieder die Langsamkeit, mit der man
darangeht, dieses Provisorium wieder aufzuheben und
den Wünschen der tommnnalen Spitzcuorganisationen
der Rheinproviuz entsprechend eine Rheinische Giro¬
zentrale als Einrichtung eines Rheinische» Girover-
baudes i» Düsseldorf ins Lebe» z» rufe». Das letzte
Ziel soll da»» die Errichtung einer Gemeinschafts-
bauk aus Prouiuzialvcrband nnd Giroverband
sein, in dem die Lnndesbank aufgehe» soll, Au-
scheiuend ruht diese Angelegenheit, nnf deren be¬
schleunigte Erledigung im Juli und August von
der Staatsrcgieruug und vo» der Deutsche» Giro-
zcutrale das größte Gewicht gelegt wurde, vollständig.
Daß alle diese Provisorien sich znm Schade» der Lnu-
desbnut ausWirte» »»d ihre Wicdernufrichtuug und
Sanierung ans das höchste erschweren, liegt auf der
Haud. Schon in der Vergangenheit hat sich gezeigt,
daß das Warten die Sache immer teurer macht. Die
Hilfe wird — davon bin ich überzeugt — aber iu
irgendeiner ,Form erfolgen, weil sie kommen muß,
denn es handelt sich hier nicht bloß nm die Lnndes¬
bank, sondern an ihr hängt die Existenz der rheini¬
schen Kommunen, des Rheinischen Provinzinlverbnu-
dcs, die Erhaltung des öffentlichen Kredits nnd tue
Bewahrung von Einrichtungen der Sozialversicherung
vor dem Zusammenbruch. Ich möchte uoch mehr sngcu:
Au dieser Frage hängt mehr oder minder das Schick¬
sal einer Provinz von ? Millionen Menschen,die duzn
eine Greuzprovinz ist, die in den zchu Iahreu fremder
Besatzung ihre ganze Kraft der Nerven und der Wirt¬
schaft eingesetzthat, um z,u ihrem Teil die Erhaltung
der staatlichen nnd vulklichen Existenz bes Reiches
sicherzustellen. (Zustimmung.) Es hat leinen Zweck
mehr, diese Fragen uud den Ernst der Lage hinter ver¬
schlossenen Tureu zu halte», soudcru es wird Sache
des Proviuzinllnndtnges sein, in aller Oeffentlichkeit
auf die Lage und auf die Schwere der Verantwortung
hinzuweisen, damit endlich dem jetzige» »»mögliche»
Zustande ein Ende gemacht wird. (Zustimmung.)
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Meine Damen und Herren! Mit diesen Aus¬
führungen ist eigentlich auch schon das Wichtigste ge¬
sagt, was über den Haushaltsplan der Provinzialver-
wnltuug selbst zu sagen ist. Er ist aufs engste bedingt
durch die Finanzlage der Kommunen, von der ich ge¬
sprochenhabe, und durch die Zukunft der Laudcsbank,
und genau so problematisch wie diese beiden Punkte
zu beurteilen sind, ist auch der Haushaltsplan zu be¬
urteilen. Man hatte deshalb daran denken können,
ebenso wie in Preußen und in vielen Kommunen, vor¬
läufig von der Aufstellung eines Haushaltsplans ab¬
zusehen, bis sich die Verhältnisse geklärt haben, und
gewissermaßen auf einige Zeit von der Hand iu dcu
Mund zu leben. Denn die wichtigste Bedeutung' des
Haushaltsplanes, dafür Vorsorge zu treffe», daß die
Verwaltung nicht zuviel ausgibt, dafür sorgen heute
gauz andere Umstände als die Zahle» des Haus¬
haltsplans. Wenn früher in der Verwaltung eine
Ausgabe gemacht werde» sollte, so fragte mau: Ist
vo» dem im Haushalt bewilligten Betrage noch etwas
frei? Und war das der Fall, so wurde die Ausgabe
verfügt. Heute ist es gauz gleich, ob im Haushaltsplan
»och Geld vorhanden ist, es kommt nur darauf an, ob
Geld in der Kasse ist, um die Ausgabe zu macheu
(Abgeordneter 'Gerlach: Sehr wahr!), und wcuu das
Geld nicht vorhanden ist, so können selbst vertragliche
oder gesetzliche Verpflichtungen nicht erfüllt werden,
denn Kredit ist auch nicht mehr vorhanden, uud mit
voller Kaltblütigkeit uud ohne zu erröten und ohne
mit der Wimper zu zucken, erklärt heute jede Kom¬
mune, daß sie trotz aller Verpflichtungen einfach nicht
zahlen könne, weil sie nichts habe. Diese Problematik
steht vor allem über den Ginnahmen aus Einkommen-
und Körpcrschaftsstcucrüberweisungcu, Dotation uud
Kraftfahrzeugstcucr. Sie sind zwar schon im Hanshalts¬
plan mit über 11 Millionen weniger eingesetzt als im Vor¬
jahr ans Grnnd der Ausfälle durch den Niedergang der
Wirtschaft. Inzwischen sind aber nach Aufstellung des
Haushaltsplans wieder weitere ungünstige Momente
eingetreteu. Die Schätzungen über den voraussichtlichen
Stenereingang sind scho» wieder überholt. Der Zu¬
schlag zur Kraftfahrzeugsteuer ist durch Verordnung von
10 ans 5 Prozent gesenkt. Ferner hat die preußische
Verordnung z»r Aenderung des Finanzansgleichs-
gesetzcs vom 6. April 1932 für die Proviuzeu zwei
wesentliche Verschlechterungen vorgenommen, einmal
die vorhin schou erwähnte Garantie eines Mindest-
betrnges des Anteils der Laudesschulknsse an dem Gc-
meiüdecniteil n»s der Ei»komme»- und Körpcrschasts-
steuer, vor allem aber die Bestimmung, daß wegen
Abführung von Umsatzsteuermitteln nn einen Not-
stnndsfonds für Gemeinden der Gemeindeanteil au der
Umsntzstencrans dem bisher garantierten Betrag von
l48<5 Millionen zn Lasten des Gemeindcauteils nu der
Einkommen- und Körprrschaftsstcncr unbedingt er¬
halte!» werden soll. Die Gemeinden haben davon deu
Vorteil, aber die Proviuzeu de» Nachteil, da die
letztercu nu der Umsatzsteuer uicht beteiligt siud. Dieser
Nachteil wirkt sich iu doppelter Weise sowohl bei deu
Sleuerüberweisungen, die wir unmittelbar von, Staate
bekommen, wie bei der Proviuzialumlngc ans. Infolge¬
dessen ist schon setzt zu übersehen, daß unsere Einnahmen
ans den vorhin angegebenen Steuern mindestens nm
2 Millionen zu hoch veranschlagt sind. An weiteren

bedeutenden Mindereinnahmen gegenüber dem Vor¬
jahr ist zu erwähnen: die Herabsetzung des Staats-
autcils zu den Fürsorgcerzichnngskosten nm 2 Mil¬
lionen, die vom Proviuzinlausschuß beschlösse»!! Herab¬
setzung der von den Stadt- und Landkreise» zu tragen¬
den Wegekosten für Geisteskrankevon 2,15 NM Ende
1929 nnd 2,30 NM Anfang 1931 auf 1,80 NM, was eine
Mindereinnahme von 3,0 Millionen gegenüber dem
letzten Haushaltspinn bedeutet, dauu der Verlust der
Einnahmen aus der Landrsbnnt mit 1 Million. Dem
stehen freilich auf der anderen Seite auch bedeutende
Ersparnisse ans dem Gebiete der Persoualtosten und
der Anstaltslostcn gegenüber. Aber zn diesen Senkun¬
gen der Einnahmen stehen diese Ersparnisse in keinem
Verhältnis. Infolgedessen war sich der Provinzialans-
schnß von vornherein darüber klar, daß eine Herab¬
setzung der Proviuzinlumlage dem Prozentsatz nach un¬
möglich war. Aber auch bei Aufrechterhaltung des
Prozentsatzes ist nur mit einem Eingang von 9,2 Mil¬
lionen gegenüber 12,2 Millionen im Vorjahre, also mit
3 Millionen weniger zu rechne». Viel schlimmer liegt
es ja nun mit dem wirklichen Eingang der Umlage,
wie auch der sonstigen Verpflichtungen der Stadt- nnd
Landkreise an Pflegekostcuzahlnngen gegenüber der
Provinz. Nückständigwaren davon am 1, März 1932:
1142 000 NM, dazu von der bekannte» Nachtrags-
proviuzmlumlagc 0 279 000 NM, so daß die Gesamt-
riickständebetragen IN 122000 NM. Daß es dabei bis
jetzt überhaupt noch möglich gewesen ist, in etwa die
Zahlungsfähigkeit des Provinzialvcrbandes aufrecht zu
erhaltcu, das hat, wie Sie sich Wohl dentcu tönneu,
der größteu Anstrengnngeu nnd Einschräntnngen ans
allen Gcbicteu bedurft. Wie lange es noch möglich sein
wird, steht dahin, zumal, wenn jetzt im Frühjahr
größere Anforderungen auf de»! Gebiete der Straßen-
verwaltnng und der Straßeuunterhaltnng sich nicht
vermeiden lassen. Ich will gern anerkennen, daß in
manchen Kreisen, vor allem Stadtkreise!!, die Fiuanz-
not so groß ist, daß die Verpflichtungen gegenüber der
Provinz im Augenblick nicht völlig erfüllt werden
können. Aber ich muß doch an dieser Stelle an alle
Beteiligten die dringende Bitte richten, dann doch
wenigstens einen Teil der Zahlungen zu leisten, druu
weun die Provinz zahlungsunfähig wird, so brauche
ich uicht nur auf die katastrophale!!Folge» hiuzuweise»,
die sich daraus ergebe», daß die Aufgabe» der Provinz
beispielsweiseans dem Gebiete des Straßenbaues, auf
dem Gebiete der Unterbringung der großen Zahl der
Hilfsbedürftigen, Geisteskranken und Fürsorgczögliuge
nicht mehr erfüllt werde» könueu; auch für die Wieder-
nufrichtuug der Laudesbauk wird eine Zahlungsein¬
stellung des Gcwährsvcrbaudes von nicht anszndenken-
dcu Folgen sei». Ich kann diese Bitte nm so eher aus¬
spreche»,weil doch bei dem Sinken des absolute» Be¬
trages der Provinzialsteueru uud dem Steige» der
sonstige» Ausgabe» ,der Kommune» der Betrag der
Provinzialsteucrn in den Gesamtausgaben uur eine
verhältnismäßig geringfügige Nolle heute noch spielt.
Wenn ich die großen Unterschiede iu bezug ans die Höhe
der Rückständebei den einzelnen Stadt- nnd Land¬
kreisen vergleiche,so kann ich mich doch des Eindrucks
uicht erwehre,,, daß auch uuter Würdigung der Unter¬
schiede in der Fiuauzuot der eiuzclueu Kreise doch da-



14 79. Rheinischer Provinziallandtag, 2. Sitzung am 26. April 1932.

neben anch der Wille, der Provinz zn helfen, bei den
einzelnen sehr verschieden ist. (Hört, hört! links.) Wenn
Sie nun, meine Damen und Herren "- damit kann ich
dieses Thema verlassen —, sich von vornherein mit der
gänzlich unvermeidbaren Tatsache abgefunden haben,
daß die zur Deckung der ordentlichen Bedürfnisse des
Provinzialverbnndes erforderliche Provinzinlumlage
i» dem eingehenden Betrag — wie Sie gehört haben —
um 3 Millionen, aber auch uicht mehr als um 3 Mil¬
lionen gesenkt wird, daß sie aber damit in ihrem
Prozentsatz uuveräudert bleibt, so werde» Sie in diesem
Jahre vor eine weitere, besouders schwere Eutscheidnug
gestellt durch die Frage, ob uuu die Provinzinlumlage
zur Beschaffung von Mitteln für die Liquidität der
Laudesbaut darüber hinaus erhöht werden soll. Sie
kennen die Geschichte dieser sogenannten Nachtrags-
provinzinlumlage. Es ist für den Provinzialnusschnß
ein außerordentlich schwererGutschluß gcweseu,bei der
ständig wachsendenNotlage der Stadt- und Landkreise
Ihnen jetzt vorzuschlagen, diese Erhöhung der Pro¬
vinzinlumlage für das folgende Jahr Ihrerseits zu
beschließen.Wenn er es doch getan hat, so hat er dabei
— das kann ich, ohne ein Geheimnis zu verraten, sagen
— weniger gedacht au die praktischeHilfe, die mit dcu
eingehendenMittel» der Landesbank geleistet wird, deuu
diese Praktische Hilfe reicht allein doch nicht aus, um die
Landesbnnt liquide zu erhalten, sondern er hat sich von
dem Beschluß,dem er Sie bittet, beizntreten, mehr eine
politische und psychologische Hilfe versprochen. Es soll
der Reichs- und Stnatsregiernng gezeigt werden, daß
auch die Provinz selbst alles, was nnr etwa in ihreU
Kräften steht, vielleichtsogar mehr, als ihren heutige»
Kräften entspricht, t»t, um der Landesbank zn helfen,
und damit um so kräftiger das Verlangen nach Reichs-
und Staatshilfe zu unterstreichen, wie ich es vorhin be¬
gründet habe. Diese besondereProvinzialnmlage machl
Wie im Vorjahre eine Erhöhung der Prozentsätze znr
Neichsstenerüberweisnng,Nürgersteuer und Rcalsteuer
um 6,72 Prozent notwendig, so daß dann die einheit¬
liche Umlage wie im Vorjahr beträgt 11,97 Prozent bei
den Reichssteuerübcrweisuugen und der Bürgersteuer
und 16,51 Prozent bei den Realstcueru, gegenüber bis¬
her 5,25 nnd 9,79 Prozent. Der Betrag, der durch die
Erhöhung der Provinzinlumlage eingehen soll, ist in
der Ausgabe eingesetzt worden unter einem besonderen
Titel mit der Bezeichnung: „Zur Zahlung fälliger Kre¬
dite an die Landesbank und zur teilweiseu Einzahlung
auf die vom letzten Provinziallandtag beschlossene Er¬
höhung des Stammkapitals bei der Landesbank". Dieser
Weg war rechtlich uud praktisch der einzig mögliche,
nnr den Betrag der Landesbank zuzuführen. Er ist aber
auch sachlich gerechtfertigt dadurch,daß auf diesem Wege
die erhöhte Provinzialnmlage indirekt sämtlichenStadt-
nud Landkreisen nach Maßgabe ihrer finanziellen Be¬
lastung uud damit auch ihrer Beteiligung an den
Finanzen der Provinz und an der Gewährleistung für
die Landesbank zugute kommt.

Wenn ich nuumehr znr Ausgabescite übergehe, so
wirft sich da zunächst die Frage auf, was mit dem Fehl¬
beträge der Jahre 193U und dem voraussichtliche»Fehl¬
betrage des Jahres 1931 geschehen soll. Das Jahr 193N
hat mit 2,6 Millionen Fehlbetrag abgeschlossen.Im
Haushnltspla» 1931 konnte zu dessen Deckuug nur eine

Summe von 55NN0N RM vorgesehen werden, so daß
ein Fehlbetrag von 2,1 Millionen übrig blieb. Dazu
tritt nun der Fehlbetrag des Jahres 1931. Wie hoch er
ist, läßt sich im Augenblick noch »icht übersehe», den»
gerade die Provinz kann mit Rücksicht ans die Abrech¬
nungen mit den Bezirksfürsorgeucrbänden nnd den
Austalten nnd mit Rücksicht ans den verspäteten Ein¬
gang der Steuerüberweisuugen ihr endgültiges Finanz¬
ergebnis für das vergangene Jahr immer erst einige
Zeit nach Schluß des Jahres klar übersehen Aber durch
die scharfen Ausgabeabstriche, die der Proviuzialaus-
schuß im vergangeneu Jahre schon vorgenommen hat,
durch die Vesolduugsherabsctzuug uud die Preis¬
senkungen wird sich trotz des Herabgchcus der Gin¬
nahmen Wohl erreichen lassen, daß der Fehlbetrag sich
zwischen 1 nnd 2 Millionen halten wird. Schon ans dem
Grnnde, weil man nicht weiß, wie hoch er sein wird,
dann aber auch, weil es vollständig unmöglich war, ihn
im jetzigen Haushaltsplau aufzubringen, bleibt nichts
anderes übrig, als daß seine Deckung außerhalb des
Haushaltsplans gesuchtwird, uud zwar soweit möglich
aus üem Betriebsfonds. Daß dadurch natürlich die
Kassenlage der Provinz wiederum weiter erschwert
wird, das werden Sie einsehen. Die Frage der Ver¬
teilung der Ausgaben auf ordentlichen nnd außer¬
ordentlichen Hanshalt ist in diesem Jahre nicht zn er¬
örtern, da grundsätzlich davon abgesehen ist, einen
außerordentlichen Haushaltsplan aufzustellen Er war
im vorigen Jahre noch mit 18 Millionen dotiert. Das
ist bei Würdigung der Gesamtherabsetzung der Aus¬
gaben des Haushaltsplans Wohl im Auge zn beHallen.
Was früher in den außerordentlichen Haushaltsplan
eingestelltwar, z. B. für Straßenbau, mußte, so weit es
nicht zn vermeiden war, heute als einmalige Ausgabe
in den ordentlichen Haushaltsplan eingestellt nnd die
Deckuug aus ordentliche» Hanshaltsmitteln gesncht
werde».

Wie Ihnen nun im Vorbericht dargelegt, sind die
ordentlichen Ncttoansgaben herabgesetzt von 95 Mil¬
lionen ans 71 Millionen, also »m 25 Prozent, nnd der
außerordentliche Haushaltsplan von 18 Millionen auf
Null. Auf die einzelnen Punkte der Ausgabevcrmiude-
rung wird Wohl in de» Ausschüsse»des näheren ein¬
gegangen werden. Die Abstriche werden gewiß, wie auch
der Herr Oberpräsident schon hervorhob, an vielen
Stellen als außerordentlich schmerzlich empfmide»
werden; jede Erhöhung, das kann ich jetzt schon sagen,
ist aber ausgeschlossen im Gegenteil, wenn ich vorhin
sagte, wenn den Kummnnen nnd der Landesbank nicht
von oben geholfen werde, so brauchten wir uns mit dem
Hanshaltsplan nicht zu beschäftigen,so soll das heiße»,
daß i» diesem Falle auch die jetzt vorgesehenenBeträge,
mögen sie doch so notwendig, »lögen wir auch noch so
sehr dazu vertraglich oder gesetzlich verpflichtet sein, sie
zu zahle», einfach »icht ausgegeben werden können,
weil sie nicht vorhanden sind. Einzelne wesentliche
Pnntte der Ansgnbenverminderung möchte ich be¬
sonders hervorheben.

Der Nesoldnngsanfwand ist gesenkt nni über 3X>
Millionen allein bei der Hauptverwaltung, also soweit
die Beträge durch Steuern aufzubringen sind. Darin
sind nicht enthalten die Sentnngen bei den selbständigen
Instituten nnd die im vorige» Jahre schon verfügte
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erste Gehaltskürzung von 6 Prozent. Die Gesamt-
türz»»g beträgt nunniehr rnud 25 Prozent.

Die A»sgabe»Positio» „Verzins»»«, »»d Tilg»»g
der A»leihc»" toiuite vo» 8,51 Millionen auf 7,17 Mil¬
lionen herabgesetzt werden. Der Gründ liegt im
wesentlichen darin, daß mit Hilfe der Nachtrags-
Provinzinlumlage ein Teil der kurzfristigen Schulden
zurückgezahltwerden füll. Auch hier wird die Senkung,
wen» die Nachtingsprovinzialumlage uicht besser ein¬
geht oder wenn sie etwa gar nicht beschlossen werden
sollte, ans dem Papier stehe» bleibe» nnd es müßte Uon
anderer Seite ci»e Deckung hierfür gesucht werde».
Ich möchte hier hinweisen ans die im vorigen Jahre
gewünschteNebersichtüber die Verschuldung des Pro-
vinzialvrrbaudes, die Ihnen im Vorbericht gegeben
wird. Sie sehen daraus, daß der Provinziallandtag
i» Generosität insgesamt 116^ Millionen Anleihe seit
der Stabilisierung beschlossen hat. Glücklicherweiseist
der Provinzialnusschuß aber nicht allen diesen Be¬
schlüssennachgekommen,vielmehr sind bis jetzt nur
Auslagen ans Anleihen gemacht worden in Höhe von
92 Millionen. Unter Berücksichtigungder Tilgung nnd
der ans eigene» Mitteln aufgenommenen Anleihe be¬
trägt die äußere Verschuldung des Provinzialverbnndes
heute 73,9 MMioncu Mark, davuu t>^ Millione» bei
der Landesbnnt. «N Prozent der Schulden sind für
Straßenbau aufgenommen. Vou dieser Schuldennnf-
nahme können wir heute sage«, ein Glück, daß wir sie
gemacht habe». (Abgeordneter Krawiukel: Sehr richtig!)
Aber auch in: übrigen steht die Rheiuvroviuz als
grüßte deutsche Proviuz in der Höhe ihrer Verschuldung
in der Gesamtheit der Provinzen an sehr günstiger
Stelle.

Die bedeutsamste wirtschaftlicheAusgabe der Pro¬
vinz liegt im Verkehrswesen, in, Straßenban. Leider
hat dieser Posten aber auch die Haupttosteu der Herab¬
setzung tragen müssen. Schon bei den Sparmaß¬
nahmen, die im Laufe des Jahres getroffen wurden,
war dies der Fall. Zunächst ist allerdings der Straßen¬
bau belastet mit dem festen Betrage für Verzinst,ng
und Tilgung der aufgeuommene» Anleihe» vo» 5X>
Millione», a» dem wir nichts ändern können. An
laufende» Unterhaltungskosten »nd Kosten für Gr-
wciteruugs- »nd Umbaute», soweit sie »icht aus dem
außerordentlichen Haushaltsplan gedeckt wurde»,
wurden »och im Jahre 193N a»fgewc»det 11^ Mil¬
lionen. Das Soll für 1931 betrug uoch 12,3 Millionen.
Aufgewendet wurde» im vergangene» Jahre in Wirt¬
lichkeit rund 7 Millionen, nnd fiir 1932 ist nur vor¬
gesehen worden ein Betrag von 1>ü Millionen. Unter
diesen Umständen sind irgendwelche ncne bedeutende
Verbesserungen, feste Decken oder Umgchnngsstraßen
Nänzlich ausgeschlossen.Glücklicherweise habeu wir mit
Hilfe der Anleihen die großen Durchgaugsstraßeu iu
den letzten Jahren in einen solchen Znstand gesetzt, dass
sie auch ohne besonders große Unterhaltungskosten fiir
"»ige Zeit dem Verkehr, vor allem dem schweren Last-
trnftwngenverkehr gewachsen sind. (Abgeordneter Hoff¬
mann: Sehr gut!) Darüber hinaus können wir mit
den jetzt ganz beschränkte»Mitteln aber nur uoch ver¬
suchen, einen halbwegs Polizeimäßige» Zustand aufrecht
zu erhalten. Sie werden jetzt schon nn vielen Pro-
v.nzialstrnßen das Wnru»»gsschild „Schlechte Wege¬
strecke" sehen. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:

Sehr traurig!) Im Laufe des Jahres wird dieses
Schild, von dem wir mehrere Hunderte beschaffe», »och
viel mehr auftaucheu, nnd wenn leine besondere Hilfe
kommt, wird nnser Straßennetz, anf das wir stolz sein
konnten nnd das anch für die Wirtschaft von großer
Bedeutung war, iu eiuigeu Jahren in weitem Umfange
zerfallen sein. (Hört, hört! Zuruf des Abgeorduete»
Hoffmnuu: Auf der audcreu Seite große Arbeitslosig¬
keit!) Die Kraftwageustraße Kölu—Vou» »»d die Um¬
gehungsstraße Opladen müssen fertiggestelltwerden. Es
kommt uns hier die Tatsache zn Hilfe, daß über die
Hälfte der Kosten aus der werteschaffendcnGrwerbs-
luseufürsorge fließen. Die Kraftwagenstraße Köln—
Bonn wird voraussichtlichim Laufe des Juli dem Ver¬
kehr übergeben werden können. Bedauerlich ist auch —
das möchte ich den, Herrn Zwischenrnfer bestätigen —,
daß die Provinz durch große Straßenbauarbeiteu uicht
mehr wie früher znr Beschäftigung Arbeitsloser bei¬
tragen kann. (Hört, hört! rechts.) Sollte sich hier im
Laufe des Jahres eiu Ausweg durch Zurverfügung¬
stellung von Rcichsmitteln oder die Möglichkeit ei»cr
la»gfristige» Anleihennfnahme finden, so wird dieser
Weg im Interesse der Straßennnterhaltnng ebenso wie
im Interesse der Arbeitslusenbeschäftignng unbe¬
dingt gegaugeu werden müssen. (Abgeordneter Hoff¬
mann: Sehr gut!)

Nun hat uus auf dem Gebiete der Straßenverwal¬
tung iu diesen Tagen noch ein besonderes Unglückge¬
troffen durch deu Bergsturz bei Eochcm. Die Pro-
vinzialstrnße ist durch die abstürzenden Geröllmassen
und vor allen, Wege» der Gefahr, daß noch weitere
mehrere hnnderttansend Kubikmeter »achstürzen, ge¬
sperrt, nnd es m»ß fiir Ersatz gesorgt werden. Welche
Maßnahmen zu treffen sind, steht im Augenblicknoch
nicht fest, da mau uoch nicht weiß, wieviel von dem
Berge noch nachkommt. Auf jeden Fall wird der Kosten¬
punkt zwischen 30N<M nnd l Million RM schwanken.
Ob und wie es möglich sein soll, diesen Betrag in
diesem Jahre aufzubringen, ist im Angenblickfiir mich
noch nicht zu erkennen.

Die Provinzialverbände sind dann noch in besonderer
Weise belastet dnrch die Ausgaben für die Geistes¬
tranken, Taubstummen, Blinde», Krüppel und Für-
sorgczöglingc. Wir sind nns dabei Wohl bewußt, daß
diese Ausgaben im wesentlichennnprodnttiv im land¬
läufige» Sinne sind. Wir sind uns aber ebenso bewußt,
daß die Frage, ob diesen Armen das Nutwendigste zum
Lebensunterhalt gegeben wird, ebenso wenig mit den,
Rechenstiftgelöst werden kann wie überhaupt die Für¬
sorge für die Alten, Kranken und Schwachen»nd Er¬
werbsunfähigen in der Familie und in der Volksgesamt¬
heit. Wohl aber verlangt die heutige Zeit mehr als je,
daß die Aufwendungen unbedingt anf das znr Erhal¬
tung eines menschenwürdigenDaseins Notwendige ein¬
geschränkt werden. Nach diese,» Grundsatz siud die Aus¬
gabe» schou im vergangenen Jahre bemessenworden
und nach diesem Grundsatz sind auch die Haushalts¬
pläne selbst in der sorgsamste» Weise aufgestellt. Es
kommt uns jetzt mit zu Hilfe bei dem größten Posten,
der Unterbringung der Geisteskranken,die wirtschaftlich
vollkommeneGinrichtung unserer Proviuzial-Hcil- und
Pflegeanstalten, Das zeigt sich besonders bei uuserer
größten Anstalt Bedbnrg-Han, die außerordentlich
niedrige Verpflegungstosteu Pro Tag ausweist. Wie



16 79. Rheinischer Proviuzmllaudtag, 2. Sitzung am 26. April 1932.

weit wir hier heruntergehen, mögen Sie daraus cr¬
messen, das; der Verpflegungsaufwand Pro Tag iu
dieser Anstalt heute noch etwa 48 Pf, beträgt. Wir sind
aber hier gewiß für jede Anregung dankbar, wo noch
mehr gespart werden kaun, besonders wenn diese An¬
regung sich nicht ans allgemeine Wünsche, sondern auf
praktischdurchführbare Vorschläge erstreckt. Im übrigen
zeigt die Zahl der vuu uns unterzubringenden Geistes¬
traute», Schwachsinnige» und Epileptiker leider noch
keine Abnahme. Es sind zur Zeit 19 416 gegen 19 20?
vor einem Jahre. Die Zunahme war aber iu den
frühere» Iahreu bedeutend höher. Me Zunahme in
diesem Jahre ist Wohl auch zum Teil darauf zurück¬
zuführen, das; viele Kraule, die bisher auf eigene Kosten
oder auf Koste» ihrer Angehörige» uutergebracht
waren, jetzt ans Kosten der Provinz untergebracht wer¬
den müssen. Da zudem die Aufnahmeziffcr im letzten
Jahre bedeutend gesunken ist, so ist doch Wohl mich
zu erwarte», das; bald auch die Zahl der Untergebrach¬
ten eine abnehmende Tendenz zeigen wird. Eine be¬
sondere Sparmaßnahme haben wir Ihnen »och vor¬
zuschlage» durch die Schließung der Anstalt Fichten¬
hain. Sie war zuletzt für Lcichtgeistestrauke uud
Trinker bestimmt. Die Letzteren können in Vrauweiler
und die Geistestranken in den übrigen Irrenanstalten
untergebracht werden. Besonders schmerzlichist die
Herabsetzung der Mittel für die Iugendwohlfahrts-
Pflege. Die Fürsorgeerziehung Minderjähriger droht
hier völlig znsammeuzubrecheudurch die Herabsetzung
des Staatszuschusses. (Abgeordneter Huffmauu: Hört,
hört!) Wir sind dadurch zu rücksichtsloser Entlassung
von Fürsurgezögliugeu gezwungen (Znruf des Ange¬
ordneten Hoffmann: Anf Kosten der Gemeiudeu!), ohne
Rücksicht auf ,das Schicksal vou Verbrechertum uud
Prostitution, dem viele der zu früh Entlassenen ent¬
gegengehen. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das ist
eure christliche Kultur!)

Bei den Ausgabeu für Kulturpflege hatte der frühere
Proviuziallaudtag, der letzte insbesondere, in be¬
sonders eindringlicher Weise durch Beschlüsse verlangt,
daß die damals schon vorgenommenen Kürzungen
wieder rückgängiggemacht werden müßten und daß vor
allem für die Erhaltung der Knustdcutmäler wieder
höhere Beträge eingesetzt werden müßten. Leider haben
nnch diese Wünschesich nicht befriedigen lassen. Gegen¬
über den Ausgaben des Jahres 193« sind die Mittel
fiir Denkmalpflegenm ruud 5U Prozent gesenkt worden.
Sie betragen für die größte uud deutmalreichstePro¬
vinz des preußische» Staates jetzt noch ausgerechnet
120 00l> Mark und damit noch )i Prozent der Gesamt¬
ausgaben des Hanshnltsplanes. (Znrnf des Abgeord¬
neten Nohl: Die Kirchen haben sowiesoGeld genug!)
Es ist sicher, daß bei den jetzt vorgesehenen Beträgen
eine ganze Anzahl kirchlicher uud weltlicher Deukmäler
im Lanfc der nächsten Jahre in der Gefahr schweben,
in derselben Weise wie der Turm von Schönstatt dem
Einsturz zu verfallen. Der Schade» für die Rhein-
Provinz wird unwiederbringlich sein. Es bedeutet die
Gefahr der Zerstörung des Gesichtes unserer Provinz
nnd daneben anch einen wirtschaftliche»Schade»; dc»»
ei» wichtiger A»zieh»ngspuukt für den Fremdenverkehr
sind sicher auch unsere Kirchen und Bürge» uud Stadt¬
tore uud der gauze kulturelle Charakter, der dadurch
gerade nnserer Heimatprovinz gegeben wird uud sie iu

ihrer geschichtliche»Geschlossenheit»»d Vielseitigkeit
einzig dastehe» läßt, sicherlich i» ganz Deutschlaud,
vielleicht »och weit darüber hiuaus. Der vom Pru-
viuzialausschuß gebildete Ausschuß fiir Deukmalpflege
hat sich iu seiner letzten Sitzung iu überaus ernster
Weise mit der neueu Sachlage befaßt und den Pro-
viuzialausschuß gebeteu, weun im Laufe dieses Jahres
sich neue große Gefahren für rheinische Kulturdenkmale
ergeben, dann möge doch auch über die Haushaltsplan-
mäßige» Mittel hinaus versucht werden, die Beträge
aufzubringen, nm unwiederbringlichen Schaden zu
verhüten. Es wnrde dabei anch erwähnt, daß die Auf¬
wendungen für Denkmalpflege uud Deukmalerhaltiiug
sich zu 90 Prozeut iu Arbeitslohn umsetzen. Mit Dank
muß ich aber auch au dieser Stelle anerkennen, daß die
Preußische Staatsregiernng, deren Mittel vom Preußi¬
schen Landtag auf diesem Gebiete nicht so eingeschränkt
worden sind, als wir es leider tun müssen, nns gern
nnd wesentlich hilft bei unseren größten nnd wichtigsten
Denkmalen. Wir arbeiten auf diesem Gebiete aufs
eugste mit der Staatsregierung zusammen, so daß die
gleiche» Denkmäler immer von nns bezuschußt werden.
Noch in diesen Tageil habe ich die Mitteilung erhalte»,
daß für die Iustaudsetziiugsarbeiteu des Nachener
Münsters von der Staatsregierung 10 000 RM be¬
willigt worden sind. (Abgeordneter Jause»: Bravo!)

Die übrigen Punkte des Hanshaltsplans darf ich
Wohl zunächstder Vorberatnug in den Fachansschüssen
überlassen. In diesem Jahre liegen anch leine sonstige»
Vorlage», abgesehen von der Landesbank, von großer
Bedeutung Ihnen vor. Auch das ist eiu Zeichen der
Aenderung der Zeit, daß dieses Vorlagenheft inzwischen
so dünn geworden ist. Denn im allgemeinen sind mit
jeder Vorlage uene Gcldausgabeu Verbünde», die wir
»»s eben »icht mehr leiste» tö»»cu. Trotzdem Sie also
diesmal nicht über viele nnd bedeutsame eiuzclue Ver-
waltnngsmaßuahmcu zn entscheiden haben, bin ich
deuuoch überzeugt, daß kaum je ein Pruvinziallandtag
getagt hat, in dessen Hand so sehr das Geschick der
Rheinprovinz für die Zukunft gelegen hat wie in den
Händen des jetzigen Provinziallandtages. Es ist dies¬
mal weniger die Einzclentscheiduug, mit der Sie der
Rheiupruviuz helfe» köunen, sondern es sind meines
Grachtcns der Geist uud die Kraft, die aus Ihre» Be¬
ratungen sprechen werden. Zeigt sich hier ciue Vertretung
derRheinprovinz, die nicht iu parteipolitischeuKämpfen,
anch nicht in zwecklosenAgitationsanträgen, sondern iu
eiumütiger praktischer Arbeit uud mit einem festen
Willen nach oben sich zusammeufiudet, dauu tun Sie,
meine Damen und Herren, damit den entscheidenden
Schritt, der uns aus der so außerordentlich schweren
Notlage herausführen soll. Dann machen Sie damit
auch wieder die Rheiuproviuz stark für die Mission, die
sie wie in der Vergangenheit, so vielleicht noch viel
mehr in der Zukunft iu wirtschaftlicher uud auch in
Politischer Hinsicht fiir ganz Deutschland zu erfüllen
hat. (Lnnter Beifall. Unrnhe bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Bevor ich das Wort weiter gebe, darf ich
vielleicht von folgendem Mitteilung machen: Die Druck¬
sachen 18—29 sind Ihnen zwischenzeitlich auf deu Tisch
gelegt worden.

Dann habe ich davon Mitteiluug zn mache», daß
Herr Kollege Dr. Lehr als Oberbürgermeister der Stadt
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Düsseldorf die Mitglieder des Proviuziallaudtnges
freundlichst eingeladen hat, die städtischeOper und
Operette zu besuchen. Es stehen an jedem Sitzimgs-
tage zu freiem Besuch Plätze zur Verfügung. In Ihre»,
Namen dante ich der Stadtverwaltung Düsseldorf für
diese Freundlichkeit, (Bravo.) Ich bitte aber, mög¬
lichst bis vormittags 11 Uhr, .spätestens 12 Uhr, dein
Landtagsbiiro die Platzwünschc anzumelden.

Dann habe ich mitzuteilen, daß der FachausschußI!
morgen um 10 Uhr iu Zimmer 3, der FachausschußM
morgen um 11 Uhr in Zimmer 5, der Fachausschuß lV
um 9>< Uhr in Zimmer 38, der Fachausschuß V um
>0 Uhr in Zimmer 6 und der Fachausschuß V> um
>0 Uhr in Zimmer 19 zusammeutreten.

Ich bitte dann nochmals die Fraktionen, die Mit¬
glieder des sog. Landesbankausschussesdoch möglichst
bald dem Büro mitzuteilen. Ich darf Ihr Einver¬
ständnis auch Wohl annehmeu zu dem Vorschlage des
Aeltesteurates, daß der Unterausschuß des Proviuzial-
nusschusses, der zur Prüfung eingesetztwar, au dieser
Sitzung mit beratender Stimme teilnimmt. Dagegen
haben Sie keine Giuwcuduugeu zu erheben.

Ich habe ferner mitzuteilen, daß Herr Oberbürger-
Meister Bracht sich für heute uud morgen entschuldigt
hat und endlich, daß der Aeltestenrat beschlossen hat,
daß Anträge ans dem Hanse, soweit sie in dieser
Tagung berücksichtigtwerden sollen, bis spätestens
Freitag vormittag >» Uhr in dem Büro abgegeben
sein müssen, -^ Auch dem trete» Sie bei.

Ich erteile nunmehr in der Aussprache das Wort
dem Herrn Abgeordneten Ernst.

Abgeordneter G r u st - Herzugenrath: Meine Damen
und Herren! Die Berntungen des diesjährigen Provinzial-
lnndtaaes liegen am Schluß eines Notwinters, von dem
viele glaubten, daß er kaum ohne schwere Erschütterun¬
gen würde überwunden werden können. Die Not spiegelt
sich in den ungeheuren Ziffern der Arbeitslosigkeit
Wider. Das Landesnrbeitsamt Rheinland meldet für
den 15>. April d. I. insgesamt 750 000 Arbeitsuchende.
Der Herr Landeshauptmann hat schon in seinen Aus¬
führungen diese Zahl geunuut. Ich gestatte mir aber,
ans eine Besonderheit anfmertsam zu machen. Diese
Zahlen sind um ruud 3000 höher als am 3l, März d. I.
Gs geht aus diesen Zahle» hervor, daß die frühjnhrs-
übliche Saisonbelebuug in diesem Jahr den Arbeits¬
markt nicht aufzulockern vermochte. Die ungeheure»
Schädigungen materieller uud seelischer Art, dir eiue
solche Arbeitslosigkeit im Gefolge hat, brauchen mir
angedeutet zu werden. Mehr als 750 UNN Arbeit¬
suchende! Das ist mit den Familicu ruud ein Viertel
der Gesnmtbevöltcruug des Nheiulaudcs, Daß es mög¬
lich gewcsc» ist, all diese» Mensche», wen» auch nur
uutdiirftig, Uuterhalt zu gewähre» i» diesem Winter,
ist eine ungeheure Leistung. Zunächst war es Aufgabe
der öffentliche» Fürsorge zu helfen. Die Hilfe ist ge¬
währt. Trutz größter finanzieller Schwierigkeiten
habe» die rheinische» Kommuuen die notwendige»
Mrsorgcmittel immer wieder bereitgestellt. Diese Ar¬
beit verdient Ancrte»uuug. Wenn trotz Rückgang des
Stenerauflommeus bei wachsendenFürsorgelasten die
Fürsorgemittcl immer wieder bereitgestellt werden
tonnten uud bereitgestellt wurden, dann ist das eine
staatspolitischeLeistung ersten Ranges, der höchste An¬
erkennung zu zolle» ist. Reich uud Staat haben aber
die Aufgabe, in diesem Sommer wirksame Maßnahmen

für die Unterstützung der Kommunen auf dem Ge¬
biete der öffentlichen Fürsorge zu treffen. Bei den
stark zerrütteten Finanzverhältnisse», insbesondere
jener der Industriegemeindcn, ist es »»bedingt er¬
forderlich,daß jetzt gesorgt wird, um für diesen Winter
den notwendigen Unterstützungsbedarf bereitstelle» zu
können. Die Aufbringung der Mittel für die unter-
stütznngsbedürftigen Arbeitslosen ist nicht allein Au-
gclegeuheit der Kommuuen. Es ist unbestreitbar, daß
die Industriegemcindeu iu deu Industriezentren
Deutschlands in erheblich höhcrem Maße von der Ar¬
beitslosigkeit betroffen sind als weniger indnstriereiche
Gegenden. Die industriereichcn Städte nnd Bezirke
des Rheinlandes leiden unter der Arbeitslosigkeit uu-
geheiier. Es muß ei» gerechter Lastenansgleicherstrebt
werden. Reich und Staat haben die Verpflichtung, i»
gerechter Weise zn dem Unterstützungsbedarf für
Arbeitslose uud Fürsorgeuuterstützungsempfänger bei¬
zutragen. Die Finanzen des Reichs, der Länder und
der Kommuueu bildeu eine Einheit. Das soll man
sich immer wieder vor Augen führe». Wird deu Ge¬
meinde» von Reich uud Ländern keine ausreichende
Hilfe gewährt, so ist es ausgeschlossen,daß sie ihrer
Verpflichtung hinsichtlich der Unterstützung der Ar¬
beitslosen gerecht werden können. Die Zahlungs¬
unfähigkeit vieler Gemeinden, die bei der jetzige»
^nsteuvcrteiluug uuausbleiblich ist, wird Reich und
Länder i» de» Strudel des Zilsammcnbruchs mit hin¬
einziehen. Nach Mitteilungen des Reichsstädtebuudes
betrugeu die durch die steigcudeu Ausgaben für
Arbeitslose verursachten Fehlbeträge aus früheren
Jahren 820 Millionen RM. Das Rechnungsjahr 1931
schließt mit einem Fehlbeträge von 280 Milüoueu RM
ab. Der Eiuuahmeausfall der Gcmeiude» uud Ge-
meindcvcrbäude im Haushaltsjahr lü,'!2 wird Uou der¬
selbe» Stelle mit 20 Prozent bestimmt nicht zu hoch
gegriffen, während die Ausgabe» für die uuter-
stützmigsbediirftige» Arbeitslose» nach Berechnungen
der Rcichsnnstalt um mindestens 10 Prozent für die
Gemeinden steigen werden. Bei dieser Sachlage tritt
die UnHaltbarkeit des bestehenden Znstandes außer¬
ordentlich scharf hervor. Gin gerechter Lastenausgleich
ist deshalb eine zwingende Politische Notwendigkeit
»nd darf nicht länger auf sich warten lassen. Ge¬
meinden und Gemeiudeverbnnde haben einen berech¬
tigten Anspruch darauf, daß ihnen bcigesprungen, daß
ihnen geholfen wird.

Neben der öffentlichen Fürsorge hat die freiwillige
Licbestätigkeit iu diesem Winter durch planmäßige
Organisierung höchste Leistungen vollbracht. Der
Herr Oberpräsidcut hat heute morgen schon in seiner
Eröffnungsrede auf diese Tatsache Hingewiese».Es ist
e'me selbstverständlichePflicht, mit einem Wort herz¬
lichen Dankes nnf die mühevolle Arbeit hinzuweisen,
die von Frauen und Männer» aller Gesellschafts¬
schichte» geleistet wurde, um Not zu liudern uud Ge-
mciuschaftsgefühlzu wecken. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl.) Ebenso ist es Pflicht, hier anzuerkennen, —
mein sehr verehrter Herr —, daß die prachtvolle Hal-
tuug uud Disziplin der gesamten Bevölkerung des
Rheiulaudes und des deutschen Volkes es in diesem
Winter ermöglicht hat, über all diese Schwierigkeiten
hinwegzukommen. (Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Mit dem Gummiknüppel habt Ihr dreinhauen lasse»!)
Die wirtschaftlicheNot, die sich bei der Arbeiterschaft
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in einem grußeu Mangel an Arbeit ausdrückt, zeigt
sich auch in anderen für die Wirtschaft des Rheiu-
laudes bedeutsamen Wirtschaftszweigen. In erster
Linie nenne ich hier die Landwirtschaft, insbesondere
die Landwirtschaft in den Höhengebieten. Die ver¬
ringerte Kauflraft großer Bevölkeruugsschichteufindet
hier ihren lebendigen Ausdruck. (Abgeordneter Hoff¬
mann: Hört, hört!) Verringerte Kauflraft wirkt preis-
drückend. Dieser Preisdruck, verbunden mit der sich
immer mehr verringernden Kauftraft hat zu dem von
der Landwirtschaft so außerordentlich beklagten Miß¬
verhältnis zwischen Produttiouskoste» uud Verkaufs¬
preis geführt. Die in den letzten Jahren so stark ge¬
stiegene Verschuldung der Landwirtschaft, die gegen¬
wärtig auf rund 75N Millionen für das Rheinland ge¬
schätzt Wird, zeigt mit den drückendenZinsen die Nut
des Bauernstandes, die sich insbesondere in den Höhen¬
gebieten zu eiuer Vollsuut ausgewachsen hat.

Erfreulich ist allerdings, daß der Gedanke der
Selbsthilfe in der Landwirtschaft so erhebliche Fort¬
schritte gemacht hat. Man soll sich auch bei Ent¬
täuschungen hier oder dort nicht entmutigen lassen.

Die Zentrnmsfraktiun betrachtet es als eine ihrer
vornehmsten Aufgaben, im Rahmen der provinziellen
Aufgaben den Selbsthilfcgedanlen in der Landwirt¬
schaft tatkräftig zu unterstützen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Nohl: Die Bauern auszuplündern, das versteht
das Zentrum!) — Die Bauern auszuplündern? Die
Nnueru sind nirgendwo so ausgeplündert wordcu wie
in Rußland! (Lebhafte Zustimmung.)

Driugeudcr Unterstützung bedarf die rheinische
Forstwirtschaft. Hier macht sich der darniederliegende
Baumarlt uuangcuehm bemerkbar. Die Forstwirtschaft
sieht in einer Ncignng zur Flachbauweise eiue schwere
Beeinträchtigung. (Sehr richtig! im Zentrum.) Sie
glaubt in einer Abkehr von dieser Neigung eine Be-
schäftignngsbelcbuug herbeiführen zu können. Es
wäre zu Prüfe», ob »icht dieser Neigung z» Flach¬
bauten etwas entgegengewirkt werden kann.

Besonderer Hilfe bedarf der Weinban. Die Wirt¬
schaftslage ist dort geradezu katastrophal. Anderer¬
seits ist aber nirgendwo wie hier die Möglichkeit ge¬
geben, zu helfen. Es ist heute nicht zu verstehen, daß
bei dieser Wirtschaftsnut des Winzerstnndcs aus¬
ländischenWeinen der Vorzug gegeben wird. Bei der
Nut des deutschen Wiuzcrstaudcs sollte es selbstver¬
ständlichePflicht aller Deutschen seiu, zunächst einmal
die heimische Produktion zn fördern (Sehr gut! rechts),
und die Produkte zu kaufen, die in der Heimat selbst
hergestellt werden. (Zustimmung.)

Meine Damen und Herren! Die uugeheure Wirt¬
schaftskrise hat ein Ausmaß angenommen, das alle bis¬
herigen Erkenntnisse auf diesem Gebiete übersteigt.
Die Krise ist keine rein deutsche Krise, sie macht sich iu
allen Industriellluderu bemerkbar. (Zuruf des Abge¬
ordneten Nuhl: Mit Ausnahme von Rußland!) — Ich
habe nichts dagegen, mein sehr Verchrtestcr, weuu Sie
morgen nach Rußland abreisen; es wird Sie niemand
hindern. (Lebhafte Zustimmuug in der Mitte und
rechts.) Ich könnte Ihnen darüber einiges sagen, ich
bedanre nur, daß es mir au Zeit dafür mangelt.

Diese Feststellung, die ich eben gemacht habe, soll
nicht etwa beruhigende» Eharakter haben, im Gegen¬
teil, sie verlangt Anspornung aller nationalen .Kräfte
zur Ueberwindung dieser Krise. Als Ursache dieser

Weltkrise ist in erster Linie die Nachwirkung der unge-
hcureu politischen Katastrophe Europas vou l9ll bis
1918 zu nennen (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Sie
haben die Nase ja noch nicht voll davon!), dann aber
auch die Auswirkung der politischeu Weltwirre» der
Nachkriegszeit. Daß die falsche Regelung der Be¬
ziehungen der europäische» Völker unterei»a»der als
eine der Hauptursacheu dieser Wirtschaftskrise zu be¬
zeichnen ist, scheint heute Gemeiugut aller Wirtschafts¬
sachverständigen zn seiu. Aus dieser Erkeuutnis, so
sollte man annehmen, müßte der Wille für eine ehr¬
liche uud vernünftige Neuregelung der Beziehungen
der Völker uutcrciunuder gefuudeu werdeu. Die Wirt¬
schaftsnot, die gleichsam Volksnot bei allen Völker»
geworden ist, wird nur überwuudeu werdeu köuucn
durch ehrlichegemeinsameZusammenarbeit der Völker.
(Znstimmung bei den Sozinldemokraten.) Die rhei¬
nische Bevölkerung, die so außerordentlich in der Nach¬
kriegszeit unter den Nachwirkungen des Krieges ge¬
litten hat, hat einen Anspruch darauf, ihre Stimme
für eine sulchc vernünftige Regeluug zu erhebe» uud
zu verlangen, daß sie auch gehört wird. (Znstimmung
im Zentrum.) Die für deu Monat Iuui iu Aussicht
genommenen internationalen Verhandlungen sollten
uon dem Willen getragen sein, Wege zur Behebung
der Not zu gehen. Aber heute darf mau schon eins
sagen: Unvernünftigen, von politischenGesichtspunkte»
geleiteten Vorschlägen ist der größte Widerstand ent¬
gegenzusetzen. (Sehr gut! bei deu Sozialdemotraten.)
Es ist Aufgabe der Staatsmänner der Gegenwart, die
Basis für eine Neuorduuug der Wirtschaft zu fiuden,
die es den Völkern ermöglicht, wieder zn neuem Auf¬
stieg zu kommen.(Zuruf vou deu Kommunisten.) Mein
sehr Vcrehrtester, auch iu Rußland; denn was dort ist,
ist noch kein Furtschritt, der muß erst bewiesenwerde»,
(^nruf von den Kommunisten.)

Meine Damen und Herren! An dieser Stelle uud
zn dieser Zeit ist die Feststellung erforderlich, daß
Deutschlaud jetzt und in Zukunft Reparationen nicht
zahlen kann. (Lebhafte Zustimmung. -^ Zuruf von den
Nationalsozialisten.) Ich sagte: Zn dieser Zeit u»d a»
dieser Stelle. Wir könne» uns später vielleicht noch
über die Dinge unterhalten. Ihr „Endlich!" lumml
etwas uuzeitgemäß. Es kommt hier uicht auf deu
Wille» Deutschlands allein an. Die große Wirtschafts-
nut, Verbünden mit einer unerträglich huhen Arbeits¬
losigkeit und einer untragbaren, die Wirtschaft
ruinierenden Steuerlast verbietet es Deutschland,weiter
Reparationen zn zahlen. (Sehr richtig! im Zentrum.)
Die Völker müssen wieder frei werden von den drücken¬
den Lasten, nm sich frei zum Segen der Meuschheitent¬
falten zn können. Höchste Leistungen löuurn Voller
uur in staatlichernnd persönlicher Freiheit vollbringen.

Innerpolitisch muß dem Problem der Behebung der
Arbeitslosigkeit das größte Augenmerk zugewandt
werden. Diese Arbeit ist schwer. Es ist mir »icht mög¬
lich, im Rahmen »»einer heutigen Ausführungen im
einzelnen hierzu Stellung zu nehmen. Es wird Auf¬
gabe der uächsten Monate seiu, zu Spezinlfrnge» in
eindeutiger Weise uud iu Vorschlägen hierzu Stellung
zu nehmen.

Der vorliegende Etat zeigt aber auch mit Deutlich¬
keit die Schwierigleiten, die deu Diugeu eutgegenstehen.
Der bereinigte Brutto-Haushalt schließt iu Einuahme
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und Ausgabe mit 71605 596 RM ab gegen 95 094 391
RM im Vorjahre, im letzteren Fall unter Ginschluß
der vom Herrn Oberpräfideutcn verfügten Nachtrags-
»mlagc. Der Rückgangbeträgt ruud 25 Prozent. Dieser
Rückgang ist ein Spiegelbild der Wirtschaftslage; er
zeigt aber auch andererseits den Willen der Proviuzial-
verwnltuug, dcu Etatsschwierigleitcu von der Aus-
gabeuseiteher beizutouimen. Die Drosselung der Aus¬
gabe» um ruud 23,5 Millionen RM gegenüber dem
Vorjahr zwingt zur Anerlcnuuug, das um so mehr, als
zuguusteu der Stadt- uud Landkreise bzw. der Nczirts-
fürsurgeverbändc gleichzeitig eiue Seutuug des Spezial-
tustensntzes von 2,30 RM auf 1,80 RM im Laufe des
vergangene» Gtatsjnhres erfolgt ist. Diese Erleichte¬
rung ist den Stadt- und Landkreisen zugute gekommen.
Die Zcutrumsfraktiun ist aber der Nusicht, daß versucht
werden muß, wem, irgend möglich, durch sparsamste
Wirtschaft eine weitere Senkung herbeizuführen. Der
Herr Laudeshauptniauu hat in seinen Ausführungen
gesagt, daß ihm praktische Vorschläge gemacht »'erden
müßten. Das ist für dicjeuigcn, die außerhalb der Ver¬
waltung stehe», außerordentlich schwer. Die Zentrums¬
fraktion will auch mit diesem Wunsch keinerlei Kritik
verbinden. Es liegt ihr mich fern, den Anstaltsvcr-
waltungcn irgendwelche Vorwürfe zu machen; sie
glaubt aber eine Tagesförderung erheben zn müssen,
die gebieterisch eine täglicheNachprüfung der Ausgab«,
verlaugt. Größte Sparsamkeit ist geboten, weil die
katastrophale Finanzlage bei den Städten und Land¬
kreisen die Bereitstellung der Mittel für »'eitere Für¬
sorgezwecke immer schwierigermacht.

So begrüßenswert bei der heutigen Finanzlage die
Drosselung der Ausgaben ist — sie hat auch ihre be¬
denklichen Seiten. Der Herr Landeshauptmann hat
hierzu schon einige Angabe» gemacht. Aber ich möchte
dazu uuch folgendes sageil: Diese bedenklichen Seiten
treten nirgendwo schärferhervor als bei den Ausgaben
für die materielle Straßenuutcrhaltnng. Für laufende
Untcrhaltuugsloste» sowie für Koste» für größere Gr-
weiter»»gsba»te» oder Umbauten, ist em Betrag von
1533 000 RM vorgesehengegen 12 361000 RM im Vor¬
jahre. Das ist ein Weniger von r»»d 7,8 Millionen
RM. Für die Uuterstützung des Kreis- und Gemeinde¬
wegebaues ist eiue entsprechendeHerabsetzung erfolgt,
uud zwar vou 1 Million RM auf 100 000 RM. Meine
Dame» und Herren! In Arbeit umgerechnet,ergebe»
diese Zahle», daß tauseude Arbeiter i» der Steinindu-
stric uud im Wegebau iu diesem Jahre teiue Beschäf¬
tigung finden werde». Das sind die Aüswirkuuge»,
üie u»s nicht mir hier im Proviuziallandtag, sundern
überall bei den Etatsberatuugcu iu den Gemeinden
draußen die allergrößten Schwierigkeiten machen wer¬
den. (Sehr richtig! rechts.) Wo bekommen wir die
Mittel für die Vergebung öffentlicher Arbeite» her?
Das ist das große Fragezeiche», das heule vor u»s
schwebt.

Meine Damen und Herren! Ich will ans eine Be¬
sonderheit hinweisen. Die Stadt Mähen im Rheinland
hat über 50 Prozent ihrer Einwohnerschaft in der
öffentlichenFürsorge. Die Stadt Mayeu ist — es klingt
l'twns paradox ^ die steinreichsteStadt Deutschlands,
uud trotzdem ist keine Arbeit vorhanden, eben weil die
öffentlichen Körperschaften, weil die Provinz, die Ge¬

meinden und Landkreise Arbeiten für den Wegebau
nicht vergebeu können. In der Stadt Mnhen, die eiue
so ausgeprägte Stcinindustric hat, können Sie dasselbe
Schild finden, das der Herr Laudeshauptniauu a» die
ProUinzialstrnßen stellen will: Achtung! langsam
fahren! Straße nicht in Ordnung! (Sehr richtig! im
Zentrum.) Es ist eiue sehr bedauerliche Feststellung,
daß eiue Stadt, die Material iu Hülle uud Fülle zur
Verfüguug hat, uoch nicht einmal ihre eigenen Straßen
in Ordnung halten kann. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Das ist Eure Pleite! Ihr müßt einmal den Hals
brechen ans der Straße!) — Mein sehr verehrter Herr
Kollege von der Linken! Sie müssen einmal nach Ruß¬
land gehen uud von den russischen Verhältnissen auf
Deutschland schließen. (Zuruf vou den Kommunisten.)
Ich kann Ihuen sagen, daß deutsche Arbeiter, die in
Rußlaud gewesen sind — nicht jene Reisenden, denen
dort Potcmtinsche Dörfer gezeigt werden, sondern
wirklicheArbeiter (Zurufe vou den Kommunisten) —,
zurückgekehrtsind und sagen: „Wir habeil in Deutsch¬
land sicherlich schon Not gelitten; aber alles das ist kein
Vergleichzu dem, was man in Rußland dem Arbeiter
heute bietet." (Zustimmung beim Zentrum.) — Zurufe
von den Kommunisten.) Sie können einmal zu mir
kommen in irgendeine Versammlung; ich Will mich mit
^hnen stundenlang darüber unterhalten. (Zurufe von
den Konimnnisten.)

Meine Damen nno Herren! Die Erscheinung, die
ich vorhin erwähnte, zeigt sich in alle» üffeutlichen
Etats. Sie zeigt die Schwierigkeiten einer wirksame»
Vetmnpfung der Arbeitslosigkeit durch Vergebung
öffentlicher Arbeiten. Hinzu kommt, daß auch die
steuerliche Beanspruchung außerordentlich groß ist, und
zwar für den Nntcrstützuugsbedarf, so daß vou dieser
Seite her eine Erleichterung uud eiu wirtschaftlicher
Auftrieb kaum zu erwarten sind.

Achuliche Abstrichewie beim Wegebau sind im all¬
gemeinen festzustellen. Die für Bodenverbessernngen
vorgesehenenMittel betragen nur ein Drittel des Solls
aus dem Vorjahr. Für landwirtschaftlicheund gewerb¬
liche Fnchschnleu sind die Zuschüsse stark verringert, znm
Teil bis ans die Hälfte und mehr des Solls des Vor¬
jahres heruutergesetzt. Das sind Maßnahmen, mit
denen in das berufliche Weiterbilduugsweseu zum Teil
verheerend eingegriffen wird. Es ist durchaus wahr-
schciulich, daß die Weitcrführuug dieser oder jeuer
Schule iu Frage gestellt seiu wird. Das ist im Ginzel-
fall sicherlich außerordentlich bedauerlich. Aber wir
»eigen in der Zentrumsfrattiou zu der Auffassung, daß
alle noch verfügbaren Mittel bereitgestellt werden
müssen, »m soweit wie möglich Arbeit zn beschaffen.
Das ist die vordringlichere Aufgabe im gegenwärtigen
Augenblick.

Am bittersten sind die KUrzuugeu bei»! Etat des
Laudesjugcndamtes. Wem, irgendwo, daun muß hier
iu aller Kürze versucht werdeu, Waudel zu schaffen.
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) Eine Ver¬
nachlässigung dieses Aufgabengebietes würde schwerste
Folgen vulklicher Art im Gefolge haben. Nie war die
Not der Jugend so groß wie heute. Nebeu deu ver¬
schiedenste!! Zweigen der Jugendfürsorge denke ich
hierbei besonders nn die Betreuung der erwerbslosen
Jugend. Der Präsident der Reichsanstalt für Arbeits-
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Vermittlung, hat vor einigeu Tagen die Zahl der
Jugendlichen vo» 1<<—2> Jahren auf ruud eine Million
geschützt. Niese Jugend fiirsurgerisch zu betreuen, ihr
den Glauben au sich selbst uud an die Gesellschaftzu
erhalte», ist eine der vordringlichste,, Aufgaben der
öffentliche» uud der privaten Iugendwuhlfahrtspflege.
Behörde» uud die Kreise der freien Iugeudwuhlfahrts¬
pflege können auf diese»! Gebiete die vorhandene Arbeit
lau», bewältige». Die Verringerung der öffeutlicheu
Mittel wird die Arbeit außerordentlich erschwere». Die
ZeutrumSfrattiu» begrüßt es, daß die ProUmzialvcr-
waltu»g gerade bei de» Mnsmahme» der Betreuung
erwerbsloser Jugendlicher »icht dc» Maßstab bei der
Kürzimg angelegt hat, der soust i» A»we»d»»g ge-
tomme» ist. Die Veschrä»tu»n vo» 190 099 NM auf
1^9 999 RM ist, weuu auch schuierzlich, so doch bei spar¬
samster Verwendung der Mittel zu iiberwiude». Die
Erklärung des Herr» Laudcshaiiptmmms vorhi», daß
die Iugeiidfiirsorgeerzichiiüg beschränkt»»d zum Teil
eingestellt werden müsse, erfüllt die Zentriimsfraktio»
mit größter Besorgnis. (Zuruf des Abgeordnete» Hoff¬
mail»: Uus auch!) Es »>uß ernstlich nachgeprüft wer¬
den, ob nicht diese oder jene Ausgabe für andere Zwecke
uoch zurückgestellt werde» kann, um hier uoch eiugrcifeu
zu köuueu. Die Zentrumsfraktio» behält sich bor, im
ei»zel»e» hierzu bei de» Vcratiiüge» i» den Kom¬
missionen Stellung zn nehmen. Meine Dame» uul>
Herreu! Die Zentriimsfraktio» gibt z» diese»! Kapitel
des Etats der Hoff»»»g Attsdruck, daß es dc» be¬
teiligte» Kreise» der Iiigeüdwohlfahrtspflege, de»
I»ge»diuohlfahrtsbehürde» uud der freie» Iügend-
N'ohlfahrtspflege, gelinge» möge, ihre schwere» Auf¬
gabe» trotz uud alledem zu lösen. Der Dank aller
Fre»»de der Jugend wird ihueu sicher sein.

Meine Dame» »»d Herren! Die Kürzung der
Mittel aus Kapitel 59, Titel 2, Maßnahmen zur Für¬
sorge kinderreicher Familie», von 250 000 RM ans
t25M» RM ist lanni tragbar. Die Zentriimsfrnktio»
muß sich nnch hier vorbehalten, in den Ausschüsse»
eventuell Anträge zu stellen.

Die bereitgestellten Mittel für Knlturpflege lasse»
sich tam» »och stärker zusammenstreiche»,wem, über¬
haupt uoch von Knlturpflege im Rheinland die Rede
sei» soll.

Der Provi»zialla»dtng hat sich i» diese»! Jahr »cüe»
der Beratung des Etats in starkem Maße auch mit der
Uanocsücmt zu beschäftige». Der Herr Landcshaupt-
»m»n hat vorhi» ei»e» allgemeine» Ueberblicküber
die Vorgäüge bei der Lcmdesbankgegeben. Die Landeö-
bank ist das Institut fiir de» Kommnnalkredit i» der
Rheiüprovmz. Ich muß hier au dieser Stelle für die
Zr»tr»,»sfrattio» erkläre», daß ich es für außerordcut-
lich bedauerlich halte, daß, obwohl eine Zeit von neun
Mountcu seit dem Auftrete,, der erste» Schwierigkeiten
verstriche» ist, wirksame Hilfe vu» Reich uud Staat
uoch „icht gebracht wurde, Den, Pluviuziallaudtag liegt
eiu Bericht des PruviuzialauKschussesvor, der crke»»e»
läßt, daß Vu» besoüdere» Verfehlungen nicht die Rede
sein kanu. Die Laudesbaul ist vielmehr i» de» allge¬
meine» Strudel der Bauteulrisc hiuciugezoge»worden.
Wenn man allerdings von heutige,, Erkeuntuisscu aus
urteilt, dann tan» »m» z» den, Schliff; komme», daß
dieses oder jenes hätte anders gemacht werde» kö»»e».

Au den früheren Geschehnissen muß aber als kritischer
Maßstab das Erfordernis der damalige» Zeibverhält-
»isse in Anwendung gebracht werden. Es ist ein alt¬
bekanntes Sprichwort, daß »m» immer klüger ist, wem,
man vom Rathaus kommt, als wen» ,»a» hineingeht,
(Heiterkeit und Zurufe.) Es scheint mir doch so, meiue
sehr verehrte» Dame» »»d Hcrre», daß es sehr viele
Mensche» i» der Rheinproviuz gibt, die glaube», vu»
den heutige,, Grtruutuisse» aus die Landesbank be¬
urteilen zn können. Deshalb halte ich es für notwendig,
darauf hinzuweisen. (Zurufe vou deu Natiounlsozia-
listeu.) Ich werde uoch eiuiges dazu zu sage,, habe«.
Die Krise der Lmidesbcnik muß aus der wirtschaftliche,,
Entwicklung der letzten Jahre heraus gesehen nnd ver¬
standen werden. Diese Entwicklung war iu ihre,» Aus¬
maße vollkommen ohne Beispiel »iid auch außerhalb
jeder auf Erfahrung beruheudcu Berechnungen, Das
wird ,uir jeder Fachma»,, bestätige» müsse». Bei dieser
Sachlage erscheint es richtig, den Blick iu die Zukunft
zn richten. Die Landesbauk muß wieder flott gemacht
werde», nnd i» Verbindung mit dieser Flottmachimg
ist sofort ei»e Umschnldnngder Kommune» i» Angriff
z» nehme».

Ich darf da»» »och eins z» diese» Dingen sagen,
»iid zwar mit Bezug auf das, was im Rheinland gegen¬
über andere» Landestcilen iu der Vergangenheit a»
staatspolitifcher Arbeit hat geleistetwerden müssen. Ich
darf auf die besondere»Verhältnisse in der G»twickl»»g
der Nachkriegszeithinweise». Ich darf darn» erinnern,
daß die Lasten der Bcsatznngszeit in „»geheurem Maße
vo» dem Rheinland getragen worden sind. Ich darf
erinueru au das mauuhafte nnd einmütige Eintreten
der Nheiuläuder gege» die vom Ausland unterstützte»
laudfremde» Separatisten. (Sehr gut! rechts.) Ich
darf an die Wirkungen wirtschaftlicher Art erinnern,
hervorgerufen durch deu Passiven Widerstand. Ich darf
a» die die rheinische Wirtschaft schwer schädigende
Grenzziehung zwischenbesetzten,»iid »»besetztemGe¬
biet erinnern.

Meine Damen nnd Herren! Es scheint mir manch¬
mal so, als wen» all diese Dinge »icht mehr so recht
i» Erinnerung wären. Das waren alles Ausgabe,! uud
Lasten, die vo» kcmem andere» Land Deutschlands »,,d
vu» keuier andcren Provinz geleistet nnd getragen
werden mußte». (Sehr wahr! im Zentrum.) Es ist
ferucr darauf zu verweise»,daß infolge dieser politischen
Wirre» Betriebe ihre Tore schließe»mußte», sie bis
heute „icht öffne» koimtc» oder ihre» Standort außer¬
halb des Rhciulaudes nehme» mußte». Auf diese
Dinge gestatte ich mir hinzuweisen. Alle diese Dinge
habe» cme außerordcutliche wirtschaftlicheSchädigung
der Verhältnisse im Rheinland zur Folge gehabt. Eiu
großer Teil der Verschuldung der rheinische,, Kom¬
munen ist auf die durch diese Diugc iverursachteuVer¬
hältnisse zurückzuführen.

Reich uud Staat tüuucu sich dirseu Tatsache,, gegen¬
über nicht „„tätig Verhalten. Beide haben die Pflicht,
den Rheinländer» zu helfen nnd das Rheinland nicht
sich selbst zu überlasse». (Sehr gut! im Zentrnm,) Soll
das, was das Rheinland staatspolitisch geleistet hat,
heute vergesse,!sei,,?

Wir wünschenfür die Laudesbant weiter nichts als
eine Kredithilfe fiir die Ingangbrmgiiug der Landes-
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bank und daunt zum Teil für die Ingangbringung der
rheinische,, Wirtschaft, Auf diese Dinge möchte ich hin¬
gewiesen habe,,. Der Weg muß frei gemacht werden
für einen Schritt vorwärts. Wir brauchen Vertrauen
und auf Vertrauen basierende Unternehmungslust,
Die Wiederherstellung der Zahlungsfähigkeit der Lau-
desbaut ist ein Mittel, dieses Vertrauen in erheblichen,
Maße zn stärken. Die Landcsbant ist möglichstschnell
in den Stand zu versetzen, ihren dringlichsten Ver¬
pflichtungen nachzukommen. Es hcmdelt sich uicht um
verlorene Zuschüsse, die gewährt werden sollen, wie sie
den Großbanken gegeben wurdeu, sondern lediglichum
eine Liqniditätshilfe. Und das darf mau Wohl vom
Rheinland aus erwarten, daß diesem billige» Verlange»
Rechnuug getragen wird. (Lebhafte Zustimmuug.) Zu¬
schüsse, wie sie die Großbanken erforderten, sind nicht
notwendig. (Sehr gnt! bei den Sozialdemutrateu.)
Nach dein letzten Gutachten ist der Status der Landes¬
bank auch heute uoch aktiv.

Es ist nicht recht zu verstehen, meine Damen nnd
Herren, daß die erste der Laudesbank gewährte Hilfe
im wesentlichennnr zur Befriedigung der Großbanken
bzw. der Banlengläubigcr Verwendung gesunde» hat.
Die Banken wüßten, wohin die Kredite gingen, die sie
der Landesbank zur Verfügung stellte». Sie wäre»
deshalb auch iu erster Linie verpflichtet gewesen, still¬
zuhalten Statt dessen ist ihnen die erste Hilfeleistung
der Lnudesbank fast vollkommen zugeflossen Andere
Gläubiger der Landesbank hatten nach unserer Auf¬
fassung denselben Anspruch, insbesondere dann, wenn
die weitere Hilfe hinausgezögert werden sollte. Solche
Bankenglniibiger sind die LandcSversicherungsaiistalt,
die Lnndwirtschaftsknmmer, Nerufsgenosseuschnfte»,
Sparkassen usw. Für diese Guthaben komme» zum
Teil uicht einmal die laufenden Zinsen bar zur Aus¬
zahlung, souderu werdeu gutgeschrieben (Hört, hört!
bei den'Sozialdemokrateu.) Das kann man nicht gelte»
lassen. Ich betone nochmals: Die Tatsache, daß ei»
Teil der Bankengläubiger mit der erstcu Hilfeleistung
zu eiuem erheblichenTeil befriedigt wurde, taun uicht
hingenommen werden, sondern fordert zu schärfster
Kritik heraus.

Im Zusammenhang hiermit verweise ich auf die
für Bauzwecke iu Aussicht gestellten, aber noch nicht
geleisteten Zwischenkrcditc. Die Arbeiten in Höhe
dieser Verpflichtungen sind bereits geleistet. Bauunter¬
nehmer und Handwerker warten seit Monaten ans
Zahlung. Zn», Teil sind sie gezwuugeu worden, Bank¬
kredite zn außerordentlich hohen Zinssätzen in An¬
spruch zu nehmen. Diese Zahlungsverpflichtungen siud
nach unserer Auffassung als vordringlich zu behandeln,
wenigstens so vordringlich wie die Forderungen der
Banken, Solange aber solche Zahluugsverpflichtuugen
noch bestehen, kann das Vertrauen zu den Banken und
insbesondere zur Laudcsbank uicht wiederkehre,!. Von
Reich und Staat muß deshalb verlangt werden, daß
die Landesbank in den Stand versetzt wird, ihre Gläu¬
biger soweit wie möglich zu befriedige». Daß hiermit
solange gezögert worden ist, fordert zn», schärfsten
Protest heraus. Das Rheinland hätte zum miudesteu
erwarten können, daß mit der allgemeiueu Bauten-
snttierimg gleichzeitigauch die Schwierigkeiten bei der
Landesbnnl behoben wurden wären. Bei der Bcdeu-

tuug, die die Laudcsbank für die Wirtschaft der Nhciu-
pruvinz hat, war diese Erwartung nicht uubillig. Sie
ist ausgeblieben. Diese Verzögerung ist für die Wirt¬
schaft des Nhcinlaudcs ein außerordentlich großer Ver¬
lust gewesen. Das Ansteigen der Arbeitslosenziffcrn
in der Zeit vom 31. März bis 15. April ist ein Beweis
dafür, daß die Dinge außerordentlich betrüblich liegen
und daß es zum Teil auf diese Verhältnisse zurückzu¬
führen ist, wenn die Wirtschaft im Rheinland i» diesem
Jahre uicht in Fluß kommt.

Es ist durchaus zu verstehen, wenn die Rcgiernng
bestrebt war, die für die Geld-Zirtnlation so wichtige»
Institute wie die Großbanken nach den cingctrcteucu
Schwierigteite» im vorige» Sommer so schnell wie
möglich Wieder attionsfähig z» mache», Sie darf dabei
aber nicht verkennen, daß die für die rheinischeWirt¬
schaft so bedeutsame Laudcsbank auf wirksame Hilfe
angewieseu ist. Ei» längeres Hinhalte» und Warten
ist nicht mehr möglich. Es muß deshalb vo» Neichs-
und Staatsregieruug verlaugt werdeu, daß sie sich
uuumehr schnellstensum die Flüssigmachungder Lnu-
desbaul bemühe,,, (Zuruf liuls: Sagen Sie das Ihren
Freunden!) — Sie werden in wissen, daß es auch uoch
nudere Kräfte iu Deutschland gibt außer „uferen
Freunde», Hoffentlich werden Sie, wen» Sie älter
werde», das auch »och lernen, (Heiterkeit.) -^ Gin
längeres Zögern muß sich u»gii»stig für die Wirtschaft
nuÄvirte». (Zurufe >vuu den Kommunisten. — Glucke
des Präsidenten.)

Im Rahmen der Schwierigkeiten der Laudesbauk
ist die Frage der räumlichen Einschränkung ihres Ge¬
schäftsbereichs, insbesondere die Aufhebung von Filialen,
in den Kreis der Erwägungen einbezogenworden. So¬
weit die Landesbankfiliale Aachen hierbei in Frage
kommt, wäre die Aufhebuug wlrtschafts- und stnatZ-
Politisch kaum zu verantworten. Die LandeSbankfiliale
Aachen hat ein sehr gnt fundiertes Sparkassen- uud
Hhpotheken-Geschäft. Eine Auflösung dieser Bank¬
filiale müßte eine starte Beunruhigung in den Aachener
Greuzbezirk hineintragen. Dasselbe darf ich sagen für
die Bankfiliale iu Trier. Hier kommt uoch iu Frage,
daß die LaudeSbaukfilialc iu Trier bei der Rückgliede-
ruug des Saargebietcs außerordentlich wertvolle
Dienste zn leisten in der Lage sein wird. (Sehr richtig!
im Zentrum.)

Meine Dameu und Herren! Der vorliegende Bericht
des Proviuzialausschusses ist von der rheinischenPresse
znm Teil recht kritisch behandelt wurde». Dagegen ist
durchaus nichts zu sagen. Es ist das gute Recht der
Presse, Kritik zu üben Man darf aber Wohl den
Wunsch äußern, daß diese Kritik aufbauend ist. Das
letztere tnnu mau vou der Kritik uicht sagen, die von
der „KölnischenZeitnng" an den, Bericht geübt wurde.
Es ist bitter, feststellen zu müssen, daß ein führendes
Blatt des Rhcinlandes in einer Angelegenheit, die die
Heimatprovinz angeht, so wenig Objektivität aufzu¬
bringen vermag. Die Kritik ist geeignet, die Be¬
mühungen im, die Sauicrung der Landesbank erheblich
zu stören. (Sehr richtig! im Zentrum.) Wenn der¬
artige Schwierigkeiten in der Rhcinproviuz gemacht
werden, dann tragen diese Stellen auch die Verant¬
wortung, wenn die Sanicrungsbcstrebungen tatsäch¬
lich gestört oder in die Länge gezogen werdeu. (Zuruf
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von den Kommunisten: Herr Fuchs hätte sie ja ver¬
bieten tonnen!) — Ich nehme nicht an, daß die Absicht,
störend zu wirken, besteht, obwohl das Verhalten der
„KölnischenZeitung" — das muh ich offen sagen —
damit keinesfalls entschuldigt werden kann. (Zuruf von
den Kommunisten.) Das hat mit Herrn Brüning
nichts zu tu». Herr Nrmnng ist bekanntlich iu der
letzten Zeit nicht hier, soudern in Genf, nnd man kann
sich mit ihm darüber nicht unterhalten. Vielleicht wäre
es aber zweckmäßiggewesen, die „KölnischeZeitung"
hätte sich bei Nrüning erkundigt; dann hätte sie viel¬
leicht anders gehandelt.

Noch ein Wort znr beantragten Erhöhung der Pro-
viuzialumlagc! Die Mittel aus diesem Vorschlag
sollen znr Verbesserung der Liquidität der Laudcsbaul
dienen. Hierzu ist eines zu sagen. Zur Behebung der
Schwierigkeiten bei der Landesbank spielen die Mittel
aus der erhöhten Umlage eine ganz untergeordnete
Rolle. (Sehr gut! im Zentrnm.) Andererseits werden
aber die finanziellen Schwierigkeiten der Kommunen
durch die Erhöhung der Umlage vergrößert. (Sehr
richtig! im Zentrum.) Sinn hätte die erhöhte Umlage
nur dann, wenn gleichzeitigdamit die Hilfe von Reich
und Staat einsetzte uud eine endgültige Sanierung
erreicht würde. (Sehr richtig! im Zentrum.) Sofern
die Hilfeleistung von Reich und Staat auf die sofortige
und endgültige Sanierung gerichtet ist, wird die Zen-
trumsfraktion ernsthaft mitarbeiten nnd in, Rahmen
der vorhandenen finanziellen Möglichkeiten prüfen,
was von der Provinz getan werden kann.

Meine Damen uud Herren! Es ist nicht möglich,
im Rahmen einer Etatsrcde zn allen Fragen der Ver¬
waltung der Rheinprovinz Stellung zu uehmeu. Ich
möchte aber noch anf eine Frage hinweisen, die den
Bergrutsch bei Eochem betrifft. Es ist mir mitgeteilt
worden, das; die durch den Bergrutsch gesperrte Straße
für die Einwohnerschaft wirtschaftlich große Nachteile
mit sich bringt. Ich bitte deshalb die Provinzialvrr-
waltung dringend, dafür zu sorgen, daß möglichst bald
hier Wandel geschaffen wird. Die Zentriimsfraktio»
wird zu dieser Frage — das darf ich seht schou an¬
kündige» -^ einen besonderen Antrag einbringen. (Zn-
ruf des Abgeordneten Hauck: Liegt schon vor!) Trotz¬
dem bitte ich die Verwaltung von hier aus dringlich,
alles zn tun, um die Schwierigkeiten, die dort vor¬
liegen, möglichstbald zn beheben. (Znstimmnng.)

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich
schließen mit dem Wunsche, daß es der Reichsregierung
im Verein mit allen ausbauenden wirtschaftlichennnd
politischenKräften des deutscheu Vatcrlaudes gelingen
möge, sobald wie möglich die Basis für einen neuen
wirtschaftlichenAufstieg wiederherzustellen. Die Zeu-
trnmsfraktion dieses Hanfes wird, so darf ich versichern,
ihre ganze Kraft hierfür zur Verfügung stellen. (Leb¬
hafter Beifall nnd Händeklatschenim Zeutrum.)

Vorsitzcuder Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr, Hartmann.

Es wird so viel geklatscht,daß ich daran erinnern
mnß, daß hier nicht geklatschtwerden darf.

Abgeordneter Dr. Hartmanu: Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Bevor ich mich mit dem
Haushaltsplan für 1932 befasse, halte ich es für richtig,
ebenso wie es der Herr Landeshauptmann nnd der
Vorbericht getan haben, einen ganz kurzen Rückblick

auf das abgeschlossene Rechnungsjahr zu werfen, um
den richtigen Standort zur Beurteilung des neuen
Etats einzunehmen.

Das Jahr 1931/32 hat uus einen Rückgang der
Wirtschaft gebracht, wie wir ihn nicht erwartet haben.
Eine Krisis überstürzte die andere, und die Zahl der
Erwerbslosen wuchs iu gesteigertem Tempo nnd er¬
reichte, wie schon erwähnt wurde, iu Deutschland die
Zahl uou 6 123 090 uud in der Nheinprovinz von
751 000. Alle Schichten unserer Bevölkerung wurden
von dem wirtschaftlichenRückgangbetroffen. Ueberall
herrschtNot, Leid, ja Verzweiflung. Von diesem wirt¬
schaftlichen Niedergang konnte, auch die Provinzialver-
waltuug nicht verschont bleiben.

Bei der Provinzialverwaltung gibt aber in« ver¬
flosseneuJahr nicht die Etatsgestnltuug die Signatur,
sundern die Illiguidität der rheinischen Landesbank,
Ich brauche mich mit den Vorgängen, die dazu geführt
haben, nicht zu befasse», auch nicht mit der Aus¬
wirkung des Schalterschlusses auf die rhciuischcu Ge¬
meinde» »»d Greife, mit der katastrophale» Aus¬
wirkung dieses Tchalterschlnsses auf die Sparkassen
und damit auf die gesamte Bürgerschaft. Für diesen
Fragenkomplex ist uns ja eine besondere Vorlage ein¬
gebracht wurden, deren Erörterung hoffenllich eine
restlose Klärung der viclumstrilteuen Angelegenheit
bringt. Ich will nnch nach der eingehenden Schilde¬
rung des Herrn Landeshauptmanns nicht ans die ein¬
zelnen Phasen der Sanierungsnktio» eingehe». Vs
hat für uns überhaupt im Augenblick kciuen Wert,
bevor unsere Kommissio» getagt hat, hier Werturteile
abzugebcu uud Stellung zn nehmen. Aber das eine
darf ich Wohl znm Ausdruck bringen: Uns kommt es
überhaupt nicht auf eine Prüfung der Vergnngenhei!
uud auf eineu Rückblick iu die Vergangenheit an, son¬
dern uus kommt es jetzt einzig uud allein darauf au,
daß das festgclnnfene Schiff endlich wieder in Fahrt
kommt. (Sehr richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft.)
Es ist schon richtig, wie der Herr Landeshauptmann
sagte: Mit der Lnudcsbaul ist das Schicksal der rhei¬
nische» Gemeinden und Kreise, ist das Schicksal unserer
ganzen Proviuz Verbünde». U»d darum möchte ich
ihn: wünschen, daß er bei seinen morgigen Verhand¬
lungen in Berlin endlich einmal mii einem Erfolge
zurückkehrt. (Vrauu! bei der Arbeitsgemeinschaft.)

Meine Damen und Herren! Im Vordergru»d steht
ga»z ohne Zweifel ei»e Krcdithilfe des Reiches, steht
auch die Umschuldmigsaltiu» der Städte. Aber da-
uebeu darf ich auch Wohl crwäh»cn, daß aümählich die
Kläruug des Verhältuisscs der Giro-Zeutrale zur
Lnudesbank sehr notweudig geworden ist. (Sehr richtig!
bei der Arbeitsgemeinschaft.)Das schein! auch die Auf¬
fassung der Preußischen Negierung geweseu zu sei»;
deuu sie hat schon nm 7. September 1931 in einer
Sitzung uutcr dem Vorsitz des Herrn Oberpräsidenten,
an der Vertreter des Staatsministeriums, der deutscheu
Giro-Zeutrale, des rheiuisch-westfälischeuSpnrkasscn-
ucrbaudcs und der Provinzialverwaltmig teilnähme»,
ei»c» Beschluß der sämtliche» rheinischen kommunalen
Tpitzenorganisationcn herbeigeführt, um für die Nhein¬
provinz einen eigenen Giro-Verband mit Giro-Zen¬
trale zu gründen. Es wurde schou damals in dem
Beschluß die Zusammenfassung dieser neugegrüudeten
Giro-Zcntrnlc mit der Landesbank zu einer rheini¬
schen Gcmcinschaftsbaukins Auge gefaßt. Uud schou
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im November uorin.cn Jahres wußte die Presse zu be¬
richten, das; alle Vorarbeiten für diese Gründung voll¬
endet seien und das; die Satzung schou dem Herrn
Preußischen Innenminister vorgelegt worden wär^.
Im Anschlich an diese Satzungen sollte dann die
formelll» Gründung vor sich gehen. Bis heute ist ober
in dieser Angelegenheit nichts geschehen. Noch immer
besteht für alle Beteiligten der unerfreuliche Zustand
einer provisorischen Filiale der deutschen Giro-
Zeutrnle, und es ist geradezu als grotesk zu bezeichnen,
wenn die Stantsrcgierung in aller Eile sämtliche Ver¬
bände zusnmmenbcruft und sogar mit Zwangsmaß¬
nahmen droht, weil unverzüglich die Beschlüsse gefaßt
werden müssen, und wenn dann die gefaßten Beschlüsse
doch nicht zur Ausführung kommen, (Sehr richtig! bei
der Arbeitsgemeinschaft,'! Das ist eine unwürdige Be¬
handlung der Selbstverwaltung, (Zustimmung rechts,)

Die Gründe, die die kommunalen Spitzeuvcrbäude
veranlaßten, in ihrem Beschluß vom ?. September fest¬
zulegen, daß Düsseldorf der Sitz des neu zu bildenden
Giro-Verbandes mit der Giro-Zentrale sein soll, liegen
nicht nnr in der Richtung der Kostenersparnis, liegen
auch nicht nnr in der Tatsache, daß hier am Sitze der
Lnndesbank ein gut eingearbeiteter Verwaltungskörp^r
für die Giro-Zcutralc vorhanden ist, sondern liegen
vielmehr darin, daß durch diese Wahl des Sitzes die
Gründung der rheinischen Gcmeinschnftsbnnk vorbe¬
reitet werden soll. Diese rheinische Gemrinschaftsbank,
wie mn- sie wünschen, soll einmal die Aufgabe haben,
die Bank der rheinischen Kommunalvervände zu sein
nnd den rheinischen Kommunen bei der Abwicklung
ihrer Geld- nnd Kreditgeschäftezur Hand zu gehe«,
und zum anderen soll sie den Giro-Verkehr der Spar¬
kassen bewältigen, wobei — das muß ich ganz bcsou-
ders betouen mit Rücksicht auf die Erfahrungen der
letzten Tage — eine scharfe Trennung zu machen ist
zwischenkommnnnlcn Kreditgeschäftenund den Giro-
Geldern innerhalb dieser Gcmeinschaftsbank,

Meine sehr verehrten Damen uud Herren! Gewiß
wird auch die Abwicklung des Hnushaltsvlnues der
Provinzialverwaltung von der rückläufigen Konjunk¬
tur betroffen. Aber während wir bei den Etats der
Gemeinden nicht nur sowohl durch die ungeheure An¬
schwellung der Ausgaben und vornehmlichauf dem Ge¬
biete des Wohlfahrtswcsens, sondern auch gleichzeitig
durch den Rückgang der Einnahmen aus der Nalauce
geraten, war die Provinzialverwaltung glücklicher
daran. Sie litt nur unter einem Einnnhmeausfall.
Erhöhte Anforderungen auf der Ausgabenseitc wurden
nicht unmittelbar au sie gestellt. Leider läßt der Vor¬
bericht uicht klar erkennen, in welchemUmfange die
Steuernberwcisungcn und die Provinzialumlage
gegenüber dem Etat-Soll zurückgebliebensind. Mit
der Tatsache des Rückgangeshaben wir aber schou im
vorigen Jahr gerechnet. Daher war es verständlich,
daß die Arbeitsgemeinschaft seinerzeit den Antrag
stellte, den Provinzialausfchuß zu ermächtigen, im
Laufe des Jahres deu erforderlichen Ausgleich zu
bringen und alle möglichen und notwendigen Kür¬
zungen vorzunehmen. Diese Ermächtigung hat Erfolg
gehabt. Der Provinzialnnsschnß hat in großem Um¬
fange von ihr Gebrauch gemacht. Die KUrzuugcn be¬
riefen sich ohne die durch die Notverordnung herbei¬
geführte» Minderausgabc» auf dem Bcsolduugsgcbictc
auf 10,5 Millionen RM. Ich glaube, wir dürfen Pro¬

vinzialausfchuß und Provinzialverwaltung unsere An¬
erkennung uicht versagen dafür, daß sie rcchtzcitig die
Lage erkannt und die Einsparungen angeordnet haben.

Bei den Kürzungen, die auf alle Arbeitsgebiete
ausgedehnt werden mußten, ist man mit größter Vor¬
sicht vorgegangen. Keine Gruppe in diesem Hause
wird darüber klagen können, daß unter den viel¬
fältigen Aufgaben der Provinzialverwaltung irgend¬
eine besonders stiefmütterlich behandelt worden ist.
Nimmt man aber zu diesen sächlichen Einsparungen
nnch noch die auf dem Vesoldungsgcbict mit 2 Mil¬
lionen RM hinzn, so ergibt sich eine Wcnigerausgabe
von rund 12,5 Millionen RM, Das sind nach meiner
Berechnung 13 bis 11 Prozent der Gesamlansgnbe und
rund 00 Prozent des Solls der Provinzialumlage, an
sich doch wirklich eine schöne Leistung, uud ich glaube,
daß es ihr zu verdanke« ist, daß, wie hente der Herr
Landeshauptmann feststellte, der Fehlbetrag für das
abgeschlossene Nechnuugsjahr sich uicht über 2 Mil¬
lionen RM erstrecken wird.

Bei voller Würdigung der geleistete», nicht immer
ganz leichten Arbeit vermißt aber doch die Arbeits¬
gemeinschafteine Stellung der Provinzialverwaltung
zu der Frage, ob es uicht möglich und notwendig ist,
den'Anfgnbcnkreis der Provinz zu beschränken(Sehr
richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft) und durch eine
Vereinfachung des gesamten Apparates 'weitere Per¬
sonalersparnisse zu erzielen. (Sehr gut! bei der Ar¬
beitsgemeinschaft.)Einer solchen Prüfung werden wir
nns in Zukunft nicht entziehen tonnen, ob wir wollen
oder uicht.

Eine Anregung aber nach dieser Richtung hin liegt
gerade der Arbeitsgemeinschaft ov, da diese schon in
den letzten Jahren bei der Schaffung aller neuen Ge¬
bilde gewarnt uud um Zurückhaltung gebeten hatte.
Ich zweifle heule uicht daran, daß nnch andere Par¬
teien eine andere Einstelln»« zu den neuen Gebilden
der letzten Jahre einnehmen würden. Glauben Sie
nicht auch, daß heute die Mehrheit dieses Hauses mit
uns zusammen den Ansbau des Laudeshnuses zurück¬
stellen würde? Und können Wir uns heute nicht glück¬
lich schätzen, daß die Provinzialverwaltung nicht nnch
wie die Preußische Regierung einig« Millionen in den
Nürburgring einbetoniert hat? (Znstimmnng bei der
Arbeitsgemeinschaft.)

Meine Damen und Herren! Ich habe die Erspar¬
nis ans dem Bcsolduugsgebict in Höhe von 2 Millionen
RM erwähnt. Sie ist uns durch die verschiedenen Not¬
verordnungen zugefallen, die Reich uud Staat erlassen
haben. Lassen Sie mich iu dieser Körperschaft,die viel¬
leicht den repräsentativsten Eindruck der Selbstverwal¬
tung darstellt, einiges zu den Notverordnungen sagen.
Ich denke nicht daran, nnch mit den Einzelheiten der
getroffenen Maßnah»»?» z» beschäftige». An dieser
Stelle steht auch uicht die Auswirkuug der Verord¬
nungen auf unser Wirtschaftsleben zur Kritik. Wir
haben es mit ihnen nur zu tun, soweit die Selbstverwal¬
tung davon betroffen wird. Alle Maßnahmen aber,
die wir auch zum größten Teil selbst herbeigesehnt
haben, sind reichlichspät, oft so spät gekommen, daß
ihnen ein wirklichdurchschlageuderErfolg versagt sei»
mnßte. Ich glaube zu dieser Kritik berechtigt zu seiu,
weil die Gemeiudcvertreter schon sehr zeitig in: Winter
1930/31 eine Reihe von Vorschlägen zur Sanierung
der Gemeinden gemacht haben. Unter diesen Vor-
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schlügen befand sich anch eine Kürznng aller Nenmtcn-
gehälter sowohl der Staats- als auch der Kommunal-
beamten. Es befand sich auch darunter als «ine
ultinn,, l'n<i<, eine Erhöhung der Umsatzsteuer, Hätte
man damals zugegriffen, so wäre vieles leichter ge¬
worden. (Sehr richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft.)

Aber nnch nach einer anderen Seite verdienen die
Notverordnungen eine kurze und klare Beleuchtung.
Die Reichs- nnd Staatsregierungen haben es zuwege
gebracht, die berufenen Körperschaften unserer Selbst¬
verwaltung auszuschalten und den Schwerpunkt der
kommunalen Nillensbilduug ciuzig und allein in die
Hand der Verwaltungsorgane zu legeu. Es ist gerade¬
zu eine Tragik, daß in dem Jahr, in dem das ganze
Preußische Volk das Gedächtnis an den großen Re¬
formator, an den Mann feierte, der alle Bürger der
Gemeinde zur Mitarbeit aufrief und zu einer morali¬
schen Nercmtwortungseinheit zusammenfaßte, daß in
diesem Gedenkjahr sein großes Werk, das köstliche Gut
der Selbstverwaltung, zu Grabe getragen wnrdc (Zu¬
stimmung bei der Arbeitsgemeinschaft), hoffentlich um
bald, recht bald wieder in einer neuen Schönheit und
Kraft aufzuerstehen. (Bravo! bei der Arbeitsgemein¬
schaft.)

In Reich, Ländern uud Gemeinden wurden Ge¬
setzgebung uud Exekutive in die Hand der Bürokratie
gelegt. Niemand bedauert das mehr als die verant-
wortlichen Leiter unserer Kommunalverwaltungen.
Alle Aufgaben, auch die juristisch zu deu Selbstvcrwnl-
tungsangelegenhciten gehören, sind durch eiu eug-
mnschiges Netz vcrwnltungsrcchtlicher Nestimmungen
zu Auftragsnngelegenhciten geworden. Die Kom¬
munen sind zu bloßen Vollzugsorganen des Reiches
und des Landes hcrnbgedrückt. (Sehr wahr! bei der
Arbeitsgemeinschaft.) Ich betone ausdrücklich: des
Reiches uud des Landes. Während wir früher nur der
Aufsicht der Läuder unterstellt waren, fahren wir fetzt
zweispännig. Da müßte eigentlich der Wagen etwas
schneller gehen. Aber so ist es nicht; denn leider Gottes
ziehen unsere beiden Pferdchen auch hie und da uuch
gründlich nnch verschiedenen Richtungen. (Sehr richtig!
bei der Arbeitsgemeinschaft.) Ich will mich jetzt jeder
Kritik zu diesem Dualismus enthalten, will auch nicht
untersuche», wie deu Schwierigkeiten, die sich aus ihm
ergeben, zu begegnen ist. Aber ich glaube doch in dieser
Stunde auf die Gefahr einer zentralistischcn Aushöh¬
lung der Selbstverwaltung mit Nachdruck hinweisen zn
solle». (Zustimmung bei der Arbeitsgemeinschaft.)
Dabei widerstehe ich gerne der Versuchung, zu prüfen,
ob die Gründe für diese Entwicklung allein in der
staatlichen Sphäre liegen oder ob sie nicht auch zum
Teil iu dem Schoße der Gemeinden ruhen (Sehr
richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft) — ich will nur
eiu Beispiel anführen ^, nämlich auch iu der Poli¬
tisierung der Gemeindevertretung und der Gemeinde¬
verwaltung, in dem zentralistischeu Denken uuscrer
Parteien, iu einer Politisierung, die naturgemäß in
der Betonung des Gcgcusätzlichcu uubcdiugt die Sach¬
lichkeit beeinträchtigen muß. (Sehr richtig! bei der
Arbeitsgemeinschaft.)

Meine Damen uud Herren! Den Rückblickauf das
Jahr 1!N> kann ich nicht schließen, ohne zu der von der
Stnntsregiernng eingeführten Nnchtrngsumlnge Stel¬
lung zn nehmen. Wenn ich anch die besagte Behand¬
lung der Landesbanl-Angelegeuheit der besonderen

Kommission überlassen will, so glaube ich doch, losgelöst
davuu, mich mit aller Klarheit uud Deutlichkeit gegcu
das Diktat dieser Nachtrngsumlagc wenden zn müssen.
(Zustimmung bei der Arbeitsgemeinschaft.) Der Streit
um die Rechtsgültigkeit ist begraben, ist einfach dadurch
begraben worden, daß die Gemeinden ihre Klage zurück¬
gezogen haben. Da kann die Staatsregierung ,der Kom¬
mission des Provinzialansschnsses für die gebotene
Hilfsstellnng recht dankbar sein. Dieses Gutachten hat
nämlich eigentlich den richtigen juristischen Dreh ge¬
sunde». Hiernach war die Provinzialnmlage nicht
nur zur teilweise!! Ticherstellnng der von Reich nnd
Staat der Landesbant gegenüber gegebenen Garantie»
nnd zur Behebung ,der INiquiditnt der Landesbant
erforderlich, sondern anch zum Ausgleich des Haus¬
haltsplanes des Jahres i!M.

Mit der Rechtsfrage ist aber keineswegs die Frage
der staatspolitischen Ueberlcgnng abgeschlossen, nnd
diese ist nach meinem Empfinden unbedingt zn ver¬
neinen. Die Staatsregicrung wußte sehr wühl, wie die
wirtschaftlichen nnd fi»a»zielle» Verhältnisse bei den
rheinischen Städten und Kreisen aussahen, wußte daß
diese nicht in der Lage waren, den Anforderungen in
ihrem eigenen Hanse gerecht zn werden. Fast aus¬
nahmslos standen sie vor große» Fehlbeträge» des
laufenden Rechnnngsfahres. Anch eine Erhöhung der
Vürgerstcucr tonute a» diesem Zustand nichts ändern.
Deshalb mnßte sich die Aufsichtsbehörde darüber klar
sei», daß sie eiue Ausgabe uhue Deckung verlangte und
daß sie sich mit ihrem Dekret in krassen Widerspruch
stellte zu den gnten Lehren, die sie in den letzten Jahren
den nachstehenden Verwaltungen hatte zuteil werden
lassen. (Zustimmung bei der Arbeitsgemeinschafl.)
Selbst bei aller Würdigung der schwierigen Lage des
Pruvinzinlverbaudcs empfinden alle rheinische» Kreise
nnd Städte das Dekret der Staatsregiernng als eine
unberechtigte nnd unverdiente Strafe (Sehr wahr! bei
der Arbeitsgemei»schaft), besonders aber die Kreise »nd
Städte, die bei der Landesbank nicht mit kurzfristige»
Schulden hiugeu. Die Erregung ist noch immer groß;
wissen wir doch, daß die Sanierung der Landesbant
dnrch diese Mittel keine gründlichen Fortschritte ge¬
macht hat, nnd die Besserung im Geldbestand des Pro-
vinzialverbnndes wird bei weitem nicht so hoch anzu-
schlage» sei» wie der Raubbau, der au deu eigene»
Kraftquelle» getrieben worden ist. (Sehr gut! bei der
Arbeitsgemeiüschnft.)

Meine Damen nnd Herren! Nach diesem Rückblick,
der unbedingt notwendig war, m» eine richtige Ein¬
stellung gegenüber dem Geschäftsgebaren im folgenden
Jahr einznnehnien, wende ich mich nunmehr zum neuen
Hnushaltsplnu. Der umsichtige!!Arbeit dcsProviuzial-
ausschusses uud der geschickten,feinfühligen Einstellung
des Herr» Landeshauptmanns ist es gelungen, dem
Hanse einen ausgeglichenen Etat vorzulegen. Aenßer-
lich scheint danach die Ruhe und Ordnung in der Pro¬
vinzarbeit gewährleistet zn sein, aber »ur äußerlich.
(Sehr richtig! bei der Arbeitsgemeiiischaft.)

Wie scho» bemerkt wurde, siud die Fehlbeträge ans
!!W/:N, dir nicht nur nach den Gepflogenheiten dieses
Hanfes, sonder» n»ch »ach gesunden Etatsgrundsätze»
vorgetragen werden müssen, vorläufig gänzlich unter
den Tisch gefallen, und die gesamte Ginnahmeseitc er¬
scheint uns reichlich optimistisch (Sehr wahr! bei der
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Arbeitsgemeinschaft) und in ihrer Entwicklung ganz
unül'crschl'ar. Darüber später noch ein Wort!

Zunächst begrüße ich es, daß unserem Wnnscheent¬
sprechend iu diesem Jahr ein Ueberblick über die Ver¬
schuldung des Prouinzinlverbandcs gegeben worden
ist. Ich möchte bitten, diese Anfstelluug der Schulden
auch fernerhin im Vurbcricht zu buchen oder aber im
Haushaltsplan als Anlage aufzuuehmeu. Diese Zahlen
solleu uicht nur die erforderliche Nuterlage für eine
spätere Bewilligung bon Anleihen bieten, sondern auch
eine ernste und dringende Mahnung werden, Weuu
ich auch die Verschuldung Uou nominal 92/! Millionen
RM nicht als überspannt bezeichnen will, so ist sie
immerhin, gemessen an den Schulden, die der Pro-
vinzinlverband in der Vorkriegszeit iu einer Höhe Uou
><,< Millionen RM hatte, zu eiuer Zeit, wo die Wirt¬
schaft nnd die Gemeinde» in Blüte standen, doch erheb¬
lich hoch zu neuucu.

Nicht ganz klar ist rS, wieweit die in der Tabelle !!
im Purbericht in Spalte l unter der Ueberschrift„Ans
eigenen Mitteln" aufgenommenen t8,tt Millionen RM
zur Tilgung dienen, oder ob die Summe nur angeliehen
ist. Im letzteren Falle könnte man bei der heuligen
Lage diese vorsichtige Rückstellungnoch einmal ans ihre
unbedingte Notwendigkeit nachprüfen.

Die Erklärung des Vorbcrichtcs, das; !!U Prozent
der Aulciheu im Interesse des Straßenbaues aufge-
uommeu wurden und vom Aufkommen aus der Kraft-
fahrzeugstcucr zn tragen sind, mag für den Augenblick
etwas Tröstliches haben, wird aber die Sorge für die
Zukunft nicht bannen tönueu. Nach den mir bekannt
gewordenen Zahlen über die abgemeldeten Kraftfahr¬
zeuge erscheiut schou der diesjährige Ausatz, der uur
eiueu Rückgang Uou l5> Prozent gegenüber !9l>l vor¬
sieht, uiel zu hoch. Zum anderen bin ich davon iiber-
zengt, das; die Kraftfahrzcngsteuer iu ihrer heutige»
Höhe uud Art uicht so lauge erhalten üuerdeu kann, bis
die nufgeuummruen Schulden für deu Straßenban bei
der ProUinz getilgt sind; ,deun die heutige Kraftfahr-
zrugstcuer ist eiue zu starte Belastung für den wirt¬
schaftlichenVerkehr uud wirkt dadurch sehr lähmeud
auf die Eutwicklnng unserer heimischenAntomobil-
industrie. (Sehr richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft.)

Gottlob ist die kurzfristige Verschuldung, das Schreck¬
gespenst der Kommuuen, hier in Höhe Uou 0 Millionen
RM im Verhältnis znin Gesamtstatus als gering zn
bezeichnen. Dagegen fällt es auf, daß der PruUinzial-
vcrbnnd Uon seinen ruud 7! Millionen RM Schulden
uetto !!!^ Millioueu RM bei sciucu eigenen Iustitutcu
nugelicheu hat. Meiuc Freunde halten es im Inter¬
esse der ProUinz und auch ihrer Anstalten für besser,
wenn man in Zukuuft für Auleiheu fremde Gläubiger
sucht.

Wir stimme» der PruUinzinlUerwaltuug darin bei,
das; sie in diesen, Jahr Uon der Nufstellnug ciues außer¬
ordentlichen Haushaltsplanes abgesehen hat. Wir tu»
das uicht nur aus dem Grunde, weil zur Zeit keinerlei
Möglichkeit zur Anlcihenusuahme besteht, soudcru auch
in der Uoberzcuguug, daß uuscre Verschuldung im
Verhältnis zu unserer stcucrlicheu Kraft groß geuug ist.

Den Ausbau der Kraftwageustraßc Külu-Bonn,
Köln-Düsselidurf sowie der Umgehungsstraße Uon
Untcl als Notstaudsarbeiteu heiße» wir gut, da diese

Arbeiten uuaufschicbbar siud und ihre Finanzierung
durch die Hereiuunhmc uon 9WN00 RM Stnatsdar-
lchen zu erträglichen Bedingungen gesichert ist.

Meine Dame» uud Herren! Zu den einzelnen Aus¬
gabepositionen des Haushaltsplans brauche ich kaum
etwas zu sagen, da das Nötige i» dem Bericht der Ver¬
waltung gesagt worden ist. Die Ausgaben sind auch
so zurückgeschnitteu,daß Wohl niemand unter uns mit
Vorschlägen aufwarten kann, um weitere Ersparnisse
zu erziele». Im Gegenteil wird das Haus mit uns
bedauern, das; a» so uieleu Stellen die Abdrosselung
in einem Umfange uoiwcudig war, das; die Arbeit iu
ihren sozialen und wirtschaftlichenErfolgen gefährdet
ist. Aber angesichts der ganzen Finanzlage wird nie¬
mand etwas daran ändern können. Ich möchte nnch
nicht die einzelnen Aufgaben iu der ProUinz gegeu-
eiuauder ausspielen, um für die eiue oder andere
Arbeit, die wir für besonders wichtig halten, etwas
heranszuschlagcu.

Aber ich glaube, eiue Ausgabeposition muß ich hier
bcsouders erwähne», da sie bei uus doch viele Bedeute»
herUorgcrufcn hat. Das ist die Ausgabe Uu« M)0W
RM für deu NuhrsiedluugöUcrbnud. Sicherlich hat
der RuhrsiedluugsUerband diese Summe »ulweudig für
die Ausführung der nächste» Arbeite«; aber wir sind
der Ueberzeugung, daß diese ganze Organisation bei der
heutigen Lage nicht mehr haltbar ist. (Zustimmung.)
Die Aufgaben dieses Verbandes könnten mit wesentlich
geringeren Kosten von der PruUinzialUcrwaltung gelöst
werden. (Abgeordneter Gerlnch: Sehr wahr!) Das ist
ein Beispiel dafür, wie man noch durch die Verein¬
fachung des ganzen Apparates uud der Verwaltung
große Ersparnisse erzielen kann. (Zustimmuug.)

Ich glaube auch mit cinigeu Wünschen, die nicht
«»bedingt Mehrausgaben Uerursnchc«,die ProUinzial-
uerwnltuug augeheu zu solle». Wir hoffe», daß Uou
den: Recht, die Fürsorgezöglinge früher entlassen zu
löuncn, nur mit großer Vorsicht Gebranch gemacht
wird. Nach SachUcrständigen-Urteil wird durch diese
uorzeitige Entlassung der ganze Grziehungserfolg
gefährdet. Wenn der Herr Landeshauptmann schon an¬
deutete, das; ein großer Teil dieser entlassene» Für-
sorgezögliuge nachher vor dem Strnfrichter steht,
dann möchte ich fast annehme», daß die Ersparnisse auf
diesen Konten wettgemacht werden durch die Pulizei-
tostcu uud die Koste» der Ttrnfiustiz. (Sehr richtig!
bei der Arbeitsgemeinschaft,) Wenn das der Fall ist,
dann glaube ich, daß es bald nu der Zeit ist, dc»
Schritt »nieder rückwärts zu machen und die Kosten
für die Erziehung aufzuwenden, (Zustimmuug,)

Auch bei der Entlassung anderer Pfleglinge scheint
mir dieselbeVorsicht geboten. Besonders aber bitten
wir, soweit wie möglich bei der Verlegung der Pfleg¬
linge ans Priuatanstalten i» provinzeigene, die sicher¬
lich aus ilosteuersparuis uorgenommen werden muß,
alle Härte» zn Uermeidcnniüd sich bewußt zu bleiben, /
welche großen Dienste diese Anstalten der priUate» uud
auch der kirchliche» Liebestätigkeit geleistethabeu. (Zu¬
stimmung,)

Meine Dameu uud Herrru! Nu» zur Eiuunhme-
seite! Es wäre nns lieb gewesen, wen» die Ansätze
der Ttnatsdutatioiic» ebeüso eine Nerechuuug gcfuu-
deu hätte» wie auch die Steneransiitze. Ueber die
Kraftfahrzeugsteuer brauche ich nichts zu sage»; ich
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habe das schun erwähnt. Wer damit komme ich zur
niöcL <Io rßgiswnLc!, zur Pruviuzialumlngc. 17 730 000
RM glaubt man aus de» Kreisen un>d Städten hole»
zu töuue». Ich »niß sagcu: Als ich die Zahl gelesen
habe, war ich erschüttert. Nach diesem Vorschlage
scheint die finanzielle Lage der rheinischen Kommunen
immer noch nicht geuiigeud betauut zu sei». (Sehr
richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft.) Kanm eine ein¬
zige Stadt oder ein Kreis werden cineu ausgeglichenen
Etat borlegen. Uebernll entstehen Fehlbeträge, und
zwar einzig und allein 'durch die Lasten für die Wohl-
fahrtserwerbsloseu. Wären diese Lasten nicht bei der
Gemeinde, sondern beim Reich, das sie zu tragen bei¬
pflichtet ist, dann würden die Gemeinden selbst unter
den sonst nncrfreulichcn wirtschaftlichenVerhältnissen
sich noch so eiuigermnßeu durchschlängeln tönuen.
Schon im Laufe des Jahres 1931 haben wir eine
lawinenartige Zunahme der Wohlfahrtscrwcrbslosen
zn verzeichnen, so daß die Gemeinden fast ausnahms¬
los mit gewaltigen Fehlbeträge» abschließen. Die
Fehlbeträge 1931 werden nach meiner Schätzung in dcu
rhriuischen Kommuucu auuähernd !00 Millionen RM
betrage». (Hört, Hört-Rnfc bei der Arbeitsgemein¬
schaft.) Zn Beginn des vergangenen Jahres belief sich
im Rheinland die Zahl der Hanptnnterstützuugsemp-
fäuger bei deu Wohlfahrlserwerbsloseu auf 200 000.
Das macht auf 1000 Einwohner 30, während im Reichs¬
durchschnittnur 31 ans 1000 Einwohner kommen. Wir
liegen also in dieser Belastung rnnd gerechnet 20 Pro¬
zent über den» Neichsdnrchschnitt, Würde man scher
die größeren Industriestädte der Provinz dem Reichs-
durchschuitt gegenüberstelle», so wird man ohue wei¬
teres mit einer Durchschnittszahl von 52 bis 00 Hanpt-
uuterstützuugsempfäugern auf IM! Einwohner rechneil
tonnen, d. h. mit 79 Pruzeut Velastuug über dem
Reichsdurchschuitt.Nach dem Stande vom 1. April d. I,
wird sich dieser Aufwand für die Wohlfahrtserwcrbs-
luseu in unsere« rheinische» Gemeiüde» allein an,
100 Millionen RM belaufen. Dazu kommt »och der
Auteil für die Krisenfürsorge, der bei 220 000 Unter-
stützuugöempfängern bei einer Gesamtausgabe von
135 Millionen RM 34 Millionen RM beträgt. Das
heißt mit anderen Worten: In der Rheiuprobinz sind
nach dem Staude vom 1. April unr fiir Wohlfnhrts-
erwevbslosennd Krisenfürsorgc 20N Millionen NM für
das Jahr 1932 anfznbriugeu. D!ese Sumuie erhöht sich
noch, wenn man die großen Scharen der Erwerbslosen
ans der Alu uud Kru in vorgeschriebene!»Tempo
langsam, aber sicher ans die Gemeinden losmarschieren
sieht. Ich glaube uicht fchlzugcheu, wenn die Gc-
sambbelastnng im Jahre 1932 für die Uuterstützuug
aller Erwerbsloseu bei deu rheinische» Gemeinden
einen Aufwand vuu 230 bis 250 Millionen RM ver¬
ursacht.

In demselben Maße, wie die Erwcrbsloscuziffer
zunimmt nud uns die Lasten drücken, gehe» umge¬
kehrt dieGiinmhmeu zurück, sowohl dic Ueberweisuugs-
stenern wie die eigenen Steuer» wie die Einuahmeu
ans Gebühren nsw. Wenn ich nach dem Haushaltsplau
meiner Stadt urteilen soll, so schätze ich deu Rückgang
auf ruud 30 Prozent gegenüber den Ist-Eimiahme»
1931. Das Schicksal unserer Stadt werden viele Ge¬
meinden teilen. Unsere gesamten Einnahmen an

Steuern geuügen nicht, um nur einen Teil der Wohl-
fahrtsausgabcu, uicht einmal um die Barunterstütznng
für die Wohlfnhrtserwcrbsloscn zn decken. In diesen
Städten bleibt nichts für die große Zahl von Uutcr-
stützuugsberechtigteu — ob es Klciurcutucr, Sozial¬
rentner, Kriegsbeschädigteoder sonstige sind ^-, nicht-?
fiir die Gehälter und Löhne, für Schulen, Polizei,
Straßenban- nnd Wohuuugsuuterhaltuug übrig. Nicht
ein roter Pfennig steht zur Verfügung! (Hört, hört!
bei der Wirtschaftspartei.)

Unsere Provinz, die einst die reichste und steini-
kräftigste war, ist jetzt Wohl die schwerstgeprüfte u»',
fast leistungsschwachste geworden. Es hat gar keine»
Wert, sich jetzt mit dem.aufzuhalten, wie der Herr Lan¬
deshauptmann mit Recht sagte, was hinter nns liegt.
Jetzt brennt uus die Sorge für die nächste Zukunft,
für deu nächsten Tag ans dem Herzen. Ich frage Sie
oder besser gesagt das Reich nnd den Staat vor aller
Oeffentlichteit: Was soll ans den Gemeinde», aus
»userer Bürgerschaft uud insonderheit aus den Er¬
werbslosen werden, wenn wir in den nächstenWoche,,
nicht mehr zahle» köuueu? (Zuruf des Abgeordneten
Riegel: Dann verhungern sie!) Die Almosen, die uns
Preußen uud das Reich anbieten, sind beschämendin
der Art, wie sie gegeben werden, nnd absolut unzu¬
reichend. Darum weg mit der ganzen Fondswirtschafl!
Der Rückgriff auf irgendwelcheRückstellungenbei deu
Gemeinden ist nicht mehr möglich. Die Rettung tan»
allein dadurch kommen, daß das Reich endlich die Für¬
sorge für alle die, die dnrch den allgemeinen wirtschaft¬
lichen Niedergang außer Arbeit uud Brot gekommen
sind, auf sich nimmt. Ob dazu eiue Aenderuug der jetzt
bestehende!,Organisationen notwendig ist, bekümmert
den Hilfsbedürftigen nicht, ist nnch für die Gemeinde»
von untergeordneter Bedeutung. Es geht einzig und
allein darum, jetzt die erforderlichen Süusistcnzmitiel ,',„
schaffen. Und, meine Damen nnd Herren, die Surgen
der Gemeinden sind die Sorgen des Pruvinzinlverbnn-
des (Sehr richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft), der
mit seiueu Städte,, nnd Kreisen sieht nud fällt.

Nach ernster Prüfung der wirtschaftlichenLage in
der Rheinprovinz, aber auch nach deu geschilderten
Verhältnissen der rheinischen Gemeinden und mi!
Rücksichtauf die schon vorhin erhobenen Einwendungen
gegen eine Nachtragsnmlagc hält die Arbeitsgemein¬
schaft die Erhöhung der Umlagcsätze gegenüber den
vom Landtag fiir 1931 beschlosseneufür uutraAnr.
Wem, der Herr Landeshauptmann vorhin erklärte:
„Wir haben alle die Pflicht, unsere gauze Kraft ein¬
zusetzen, nm auch nach außen hin zu zeige», daß wir
willens sind, alles zn tuu, was fiir die Sanierung der
Landesbnnt notwendig ist," so kann ich ihm erklären,
daß diese Forderung über unsere Kraft geht. (Sehr
richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft.) Ich kann mir
auch nicht deuten, daß die Erörteruugen im Fachaus¬
schuß uus zu einer anderen Stellung bringen könne».
Der Hinweis nnf die Umlngesätze in anderen Pro¬
vinzen hat für uns nichts Ueberzeugcndes. (Sehr rich¬
tig! bei der Arbeitsgemeinschaft.) Wie ich schon aus¬
geführt habe, ist wohl nirgends die Belastung der Ge¬
meinden und der Steuerrückgaug so hoch wie bei uns.
Dazn kommt noch, daß viele rheinische Städte und
Kreise Ausweuduugen zn Spezialverbänden zu trageu
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haben — ich erwähne nur den Rnhrsiedlnngsverband,
die Emschcr-Gcnosscnschaft,Ruhrverband und Niers¬
verband —, Aufwendungen, die bei anderen Stelle»
van der Provinz selbst getraa.cn werden.

Die übrigen Antrage, meine Damen und Herren,
finden die Billigung der Arbeitsgemeinschaft.

Aber lassen Sie mich nach ein Schlußwort spreche»,
Angesichts des Daniederliegcns uud der fortschreiten¬
den Einschrnmpfnng der deutschenWirtschaft ist es
verständlich, daß das Problem ber Arbeitslosigkeit bei
den Erörterungen aller öffentlichen Körperschaften im
Vordergründe steht. Wir als Gemeindrvertreter sehen
das Problem sehr stark, vielleicht zu stark nur von
einer Seite nn, nämlich von der Erwerbslose»-
betrcunng. Durch diese ist a'bcr die Lösung nicht zn
finden. Sie kann nur dadurch kommen, daß es ge¬
lingt, die Erwerbslosen wieder zur wcrtcschaffeudeu
Arbeit zu führen. (Sehr wahr! bei der Arbeitsgemein¬
schaft.)

Daher ist es sehr anerkennend gewesen, !daß der
Zeulralansschuß des Vorläufigen Reichswirtschafts-
rats sich mit dem Problem der Arbeitsbeschaffungnach
Anhörung zahlreicher Sachverständiger befaßt hat.
Hier ist n.cht der Platz, um im einzelneu auf das auf¬
gestellte Nrbeitsprogramm einzugehen, dem man sicher¬
lich auch vom Standpunkt der Provinz ans in vielem
zustimmen lnuu. Wir stimmen aber dem Reichswirt¬
schaftsrat in zwei Punkten unbebiugt zu, eiumal, baß
n»r Arbeite» von öffentliche»Körpcrschafteu vergebe»
werde» dürfe», die wirtschaftlich produktiv uud ren¬
tabel zu nennen sinb (Sehr richtig! bei ber Arbeits¬
gemeinschaft), und zum anderen, daß es daranf an¬
kommt, eine Finanzierung zn finidcn, die nicht in einer
Danerbclastuug unserer Wirtschaft in Form von
Steuern und Abgaben wird; denn das hieße deu Trufel
mit Beelzebub austreibeu. Nein, bic Hebung unserer
heimischenWirtschaft ist wesentlich davon abhängig,
daß es uns gelingt, durch Reformcu ans dem Gebiete
der Verwaltung uud Verfassung, durch Vereinfachung
in unserem ganzen Apparat, sowohl in: Stenerwrsen
wie in der sozialen Gesetzgebung,zu einer Entlastung
unserer blutleerem Wirtschaft zu kommen, (Znruf des
Abgeordneten Hoffmann: Das ist ein nettes Allheil¬
mittel!) In, man sollte nur einmal damit aufaugcu,
dann würbe man sehen, welche Resultate mnu erziele»
tonnte, Lehnen Sie es nicht nb, bevor Sie nicht ein¬
mal zur Tat gekommen sind. Es handelt sich nicht nnr
»m einen Konjunkturrückgang, sonder» es handelt
sich nni eine Weltkrise. Daher erscheintuns auch ebenso
wie bem Reichswirtschaftsrat eine angespannte Aktivi¬
tät der Reichsregierung geboten, nm der drohenden
Zerstörung der weltwirtschaftlichen Beziehungen ent¬
gegenzuarbeiten und die Wege zur vernünftigen wirt¬
schaftlichen Znsammenarbeit der Völker zu bahnen,
(Sehr gut! bei der Arbeitsgemeinschaft.)

Meine Damen und Herren! Ich habe nicht die
Aufgabe, in diese Wirtschaftsproblcme weiter einzu¬
steigen. Aber ich glaube doch auch wir mei» Herr Vor¬
redner meine Meinung aussprechen zu sollen, die die
Mehrheit des Hauses sicherlich teilen wird, nämlich die,
daß an erster Stelle aller Vorschläge nüd Pläue zur
Besserung unserer Lage die Forderung stehen mnß,
daß das deutsche Volk endlich von den Lasten befreit
wird, die es wettbewerbsunfähig machen, befreit wird

von allen Tribntlllsten und von allen Reparationen.
Wenn das Volk sich einmal einigen wird in dieser For¬
derung, dann, glaube ich, können wir wieder die Hoff¬
nung auf eine bessere Zukunft haben. (Beifall bei der
Arbeitsgemeinschaft.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberlc: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Hohmann,

Abgeordneter Hohmann: Meine Damen und
Herren! Der Vorbericht zum Hanshaltsplan der
Provinzialverwaltnng ber Rheinprovinz für das kom¬
mende Rechnungsjahr beginnt mit dem Satz: „Der
vorliegende Hnushaltsplnuentwurf l!!32 ist ein aus¬
gesprochenerNothanshaltSplan", Das gilt mehr ober
weniger heute von jedem Haushaltsplan einer jeden
Körperschaft. Aber der Begriff des Nothaushalts-
planes bedarf doch der näheren Erörterung. Der
Begriff des Nothaushalts, der Begriff der Notwendig¬
keit und auch der Bedürftigkeit ist doch heute sehr, sehr
problematischgeworden. Was heute vou Maßgeblichen
für den Wohlfahrtsempfängcr als notwendig ange¬
sehen wird, das gilt noch lange nicht für den in fester
Lebcnserlstenz mit gutem Einkommen Stehende».
(Sehr gut! bei dcu Suzialdemolraten.) Was vor einem
Jahr als notwendig, als lebensnotwendig betrachtet
wnrbe, das gilt heute uoch lauge uicht mehr als lebens¬
notwendig. (Znruf von den Tozialdemotraten: Leiber!)
Die Auffassung dieses Hoheit Hauses über die Notwen¬
digkeit nnd Bedürftigkeit wirb nach der verschiedeneu
Einstellung zu dem ganzen Haushalt sehr verschieben
sein.

Ei,, zweiter Begriff spielt bei der Betrachtn»«
eines Haushaltsplanes heute eiue wesentliche Rolle
Das ist der Begriff der Zwaugsläufigkeit, der einmal
diktiert ist durch gesetzliche Nestinnnungen, zum nnbcreu
aber durch die heutige gewaltige Wirtschaftskrise. Wir
sind uicht die letzten, die in Ancrteuuuug bes Vor-
haudeucn auch Rücksicht uehmen auf die wirtschaftlichen
Zustände. Aber das bedingt von uus aus durchaus
nicht unser Einverständnis zn all den Maßnahmen, die
zur Behebung der Not heute getroffen werben sollen.
Wirtschafts-Nnivität nnd Wirtschafts-Phnutasien feieru
heute i» der breiteste» Oeffentlichkcitihre Triumphe.
(Sehr wahr! bei deu Sozialdemokratin!,) Mau vergißt
heute eine Znrückorientiernng auf die wirtlichen Tat¬
bestände des kapitalistischen ProbnttionsprozesfeS.
(Sehr richtig! bei ben Sozinldemolrnten.) Was Wir
heute vor uns haben in der gegenwärtigen Wirtfchasts-
Irise, ist nnr eine Folgeerscheinungder Entwicklung im
kapitalistische!! Produktionsprozeß, (Sehr währ! bei
deu Sozinlbemotraten,) Wenn Sie von dieser Er¬
kenntnis nicht ausgehen, so werdeil Sie Wohl die
Dinge an und für sich betrachten, Sie werde» aber in
Nichtanerkennung der Ursachen nicht die notwendigen
Maßnahmen znr Behebung der gegenwärtigen Wirt¬
schaftskriseangeben tönneu.

Es ist entschiedeneiu ausgesprochenes uub großes
Vcrbieust, daß die große gewerkschaftliche Organisation,
der Afa-Bnnb, mit eiuem umfassendenProgramm znr
Behebung der heutigen Wirtschaftskrise herausgerückt
ist. (Zustimmung bei den Sozialdemotratcn.) Wenu
in der Einleitung zu diesen: Wirtschaftsprugramm ge¬
sagt wirb: „Die ungeheure Not von mehr als sechs
Millionen Arbeitslosen, die kärgliche Lcbenshnllmng
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der Kurzarbeiter, das zilsammcngeschrumpfte Giu-
tumme» selbst der Vollbeschäftigten,das Darben ciues
ga»zc» Voltes bei gefüllten Sche»»e» und Lagern
stellt eine furchtbare Anklage gegen das kapitalistische
Wirtschaftssystem dar", su ist damit die erste Grund¬
tatsacheangegeben. (Sehr richtig! bei den Sozialdcmo-
lrate».) Und es heißt weiter: „Aber alle Anstrengun¬
gen, die Erwerbslosen wieder in Brot und Arbeit zu
bringen, würben bald wirkungslos verpuffe», der Au-
stoß zur Kousnutturbelebung ausbleiben, wenn nicht
Parallel mit ihnen systematisch die notwendigen Maß-
uahmeu znr Ueberwindung der Krise selbst ergriffen
würde»." Alle diese Maßnahme« zur Kriscuübevwiu-
dung dürfen aber keine Notstützen für das kapitalistische
Wirtschaftsgebäude bilde,,, sondern müssen ausgerichtet
sein auf das eine Ziel, die Wiederkehr gleichartiger
Katastrophe,, zn verhindern. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemutratcn.) Dieses Ziel kann aber nur erreicht
werden durch einen Umbau der Wirtschaft. (Z»stim<
mnng bei den Sozialdemokraten.) U»d, meiue Dame»
»»d Herre», Umbau der Wirtschaftheißt hier uicht Auf¬
bauen aus dem, was nicht vorhaudeu ist, solcher» »m-
ba»e», was wir heule habe». (Zuruf bo» de» 5to!U»iu-
»iste»: Zu,» Faschis»,»s!) Die Gleise der Wirtschaft,
die alten kapitalistischen Gleise, die verbraucht und ver-
lehrsgefährdend sind, sind mitsamt den Weichen, den
Hebeln nnd den Stellwerken nniWlegcn (Zuruf des
Abgcord»ete» vn Kuust: Durch die Sozialdeiuokratic!),
damit die Wirtschaft Kurs auf deu Sozialismus »ininit.
(Sehr wahr! bei den Tozinldemokrnle».) In dem
Mittelpuukk steht heute nichts auderes, als daß Schluß
gemachtwerden mnß init der Lohnsenkung (Sehr gut!
bei de» Tozialdcmulrateu), daß eine Stärkung der
Reallöhne eintreten m»ß. (Zuruf des Abgeordueten
Riegel: Die Gewerkschaften haben Beifall geklatscht,
als Stegerwald neuen Abbau ankündigte!)

Meine Herren von der Linken, wenn Sie Zwischen¬
rufe »lachen, dann sagen Sie sie so deutlich, daß ich
sie von hier ans verstehen kann, obwohl ich es für
überflüssig halte, nnf jeden Ihrer Zwischenrufezu ant¬
worten in Anbetracht der sehr kurzen Redezeit, die wir
hier haben.

Das Programm gipfelt in dem Hanptpuntt der Ar¬
beitsbeschaffung und in der Bereinigung der Wirt¬
schaft und trifft auch iu diese» Puutten eben das, was
notwendig erscheint, nm zu einer veruüuftigeu und
rationellen Bewirtschaftung heute zn tommcn. Dcse
Maßnahmen gipfeln in den Forderungen der 40-Stuu-
den-Wochemit entsprechenderNeueinstcllnng von Ar¬
beitskräften nnd gleichzeitige»! Ausbau der Kurz¬
arbeiter-Unterstützung, Verbesserung der Versorgung
der Erwerbslose» durch kollektive Hilfsarbeit uüd Aus¬
bau der zusätzliche,! Natnralnnterstütznng, dabei
dauerude Preiskontrolle für die GegenstäUdedes täg¬
lichen Bedarfs, eine Verstärkung des Einflusses ans
die Banken, die Kontrolle der privaten Versicherung
mit dem Ziele der Verstaatlichnng der Banken nnd des
Versicherungswesens. (Zustimmung bei den Sozial¬
demokraten.)

Mit diesen kurzen Hiiüweisen möchte ich nnf die
wesentlichenPunkte des auch iu maßgebliche»Volts-
wirtschaftstreisen anerkannten Wirtschaftsprogramms
hingewiesen haben. (Sehr gut! bei deu Sozialdemo¬

kraten.) Es ist selbstverständlich, daß solche Maßnahme»
in der wertvollste!! Weise erfolgen müssen (Zustim¬
mung bei den Sozialdemokraten), nnd ein solcher ein¬
gehender Wirtschaftsplan ist selbstverständlichauch mit
dicseui iu kurzen Zügen dargelegten Wirtschaftspro-
gramm verbunden. Da schallt nun natürlich ei»
Schlagwort vo» der andere» Seite herüber, von dem
die Verwirklichung aller Wnnschtränme hente erwartet
wird. Dieses Schlagwurt, das gerade i» .de» letzten
Mo»nten auch eine maßgebliche Rolle bei deu hinter
uns liegenden Kämpfen gespielt hat, ist das Wort
„Autarkie".

Autarkie ist die Sammelbezeichuuug für ei« wirt-
schaftsthcoretischesKonglomerat. Der Faschismus hat
dieses Wort auf seinen Schild erhoben nnd möchte die
Durchführung des industriellen Feudalismus auf dem
Grabe der politischeu Demokratie nnd der Arbeiter¬
bewegung vollziehen.(Sehr wahr! bei.den Sozialdemo¬
kraten.) Der Faschismus will damit die Losringnng
und die Befreiung vom Auslande. Er steht damit in
völlige», Widerspruchzu dem, was wir heute iu unserer
Wirtschaft als das Dringendste nn!d Notwendigste be¬
zeichnen mußteu. (Sehr gut! bei deu Sozialdemo¬
kraten.) Man hat ehemals den Antisemitismus als de»
Sozialismus der dumme» Kerle bezeichnet. Ich möchte
dieses Wort auch auf den Sozialismns der National¬
sozialistenangewendet wissen. (Zuruf des Abgeorductcu
Hoffuiauu: Sehr gut!) Dazu briugt der National¬
sozialismus noch krasse politische Machenschaften in
diese Wirtschaftskrise hinein, die eine solche Verschär¬
fung bedeuten, daß unser Ansehen im Auslande start
herabgesetztwird und auch unser Kredit im Auslande
fühlbar leidet. (Zuruf des AbgeordnetemGcrlach: Sehr
richtig! Zuruf des Abgeordneten Hoffmauu: Hört,
hört!!) Seit deu Septcmlbcrwahlcu1N30 ist auf Gruud
der „Wohlanständigkeit" der Nationalsozialisten unser
Kredit im Auslande immer mehr vor die Hnude ge¬
gangen. (Zuruf des Abgeordneten Gcrlach: Sehr rich¬
tig!) Für »ufere Wcstmart hier, fürdie Rheiuproviuz
bringt eine solche Feststellung ja besonders große Ge¬
fahren mit sich. Ich brauche iu diesem Zusammen-
haug wohl nur zu eriuueru a» die Iuslatiou, au die
Besatzuugszcit,au die Separatisteuzcit. Aber die natio¬
nalsozialistischeBewegung darf es sich heute leiste»,
die Regierung nnd die Parteien iu den Dreck nnd in
den Kot zu ziehen, die alles darangesetzthahen, um die
Rheiulaubc ihrem eigentlichen Bestimmuugszweck
wieder zurückzugeben. (Sehr richtig! bei den Sozial-
demokrateu.) Und das tnn hente noch die National¬
sozialisten unter dem Deckmantel der nationalen Ge¬
sinnung. In Wirklichkeit sind sie nichts anderes als
die Söldncrscharcu der Hohenzullcrn und der Groß¬
industrie. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten,
Pfuiruf rechts.) Ja, obwohl sie sich national nennen,
sind sie auf das engste mit ihren Freunden auch im
Anslande verbunden, und die ausländische Presse, die
zu der ihrige» gehört, uud dereu Auhäuger würden
es mit Freude» begrüßt habe», we»» i» Deutschland
Hitler Reichspräsident geworden wäre. Der natio¬
nalistischePariser Figaro vom 18. März schreibt ja:
„Das Interesse Frankreichs verlangt, daß die Hitlcr-
lente den Sieg davontragen". (Hört, hört! bei den
Sozialdemokraten,) „Hitler, das .bedeutet die Ne-
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vnnche, bic lärmend goprieseneunb sofortige Revanche
als Ziel einer demagogische»Propaganda, während
doch ^die realpolitische Vorbereitung eines solchen
Nnternchmens ans diese Weise niemals zu erreichen
ist. Hitler bedeutet eine Warnung für Europa, eine
Verpflichtung zu einer Anstreuguug der Wachsamkeit,
die angesichtsder Nichtigkeit aller Verträge «die einzige
Friedensbiirgschaft ist. Hindciiburg dagegen bedeutet
mit Hilfe des schlaue» Vrüuiug oder eiues Nachfolgers
aus derselbe» Schule die Fortsetzung des schciubar
legalen Angriffs gegen die Vertrage ans dem Bolden
von Genf, wo insbesondere in der Frage der Abrüstung
dieser heimtückische Angriff viel gefährlicher ist, als es
der Einbruch der Hitlerleutc wäre," (Hört, hört! bei
den Sozinldcmukraten.) Ich glaube, meine Damen
und Herern, bezeichnenderkann das auch von keiner
nationalsozialistischenPresse in Deutschland goschrieben
werden.

Der Etat der Rhoinprovinz steht ja iu stärksterAb¬
hängigkeit voil der gesamtwirtschaftlichenLage, und
keiner der Perren Vorredner hat es vermocht, an der
gegenwärtigen Wirtschaftskrise einfach so vorbeizu¬
gehen, ganz gleich, wie sie auch zu dem Problem au
nnd für sich stehen. Abhängig vom Staat ist die Pro¬
vinz, und abhängig von den Gemeinden, „Ud es trifft
Wohl das Wort zn: „Goht es den Gemeinden gut, gcht
es auch der Provinz gut." Darum wird ja auch ge¬
fordert, daß eine Stärkung der Finanzen der Gemein¬
den wegen ihrer großen Lasten idnrch dir Erwerbslosen
und die Wohlfnhrtsnnterstütznngen erfolgen soll.

Mir scheint, das; mit den borgenommenen Ein¬
sparungen hier iu dem Etat der Provinz die Grenze
des Erträglichen erreicht ist (Zuruf des Abgeordneten
Huffmauu: Ueberschritten!), jn, überschritte». Die
Tachausgnbeu sind rigoros gesenkt, und auch die per¬
sönliche,, Ausgabe,, sind so eiugcschräutt, daß man
vielleicht vo» Notstände» nach bieser Richtunghin reden
tonnte. Senkung der Ausgaben ist heute eine Not'
wendigkeit. Aber so uutweubig eine Senkung der
Ausgabe,, auch sein mag, so notwendig ist es natürlich
ünch, durch Erhöhung >dcr Ginnahme» die notwcn-
digc» Mittel zu beschaffe», n»b das ist ja heute die
brcnuciidste Frage der allgemeinen Finanzpolitik über¬
haupt. Der Sanieruugspruzeß der Gemeinde», die
llebernnhme der Grwerbslosenlasten ist heute das
Problem.

Meine Damen und Herren! Es wird heute durch
die große Drosselung der Ausgaben bereits an der
Tubstanz gezehrt. Das Schulwesen, das Gesundheits¬
wesen, ebenso «wie all die anderen vielfältigen Zweige
der kommunalen Arbeit, unterliegen einer solchen stän¬
digen brutalen Drosselung, die schillere gesundheitliche
und erzieherischeGefahren herausbeschwörenmuß. Die
großen Gebiete der Unterhaltung der öffentlichen
Straßen, Brücken und Gebäude sind ja seit Jahr und
Tag in unvernünftiger Weise vernachlässigt worden.
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Sehr richtig!)
Hier wird an der Substanz des Kummnnalvcrmögcns
gezehrt, und es werden Schäden angerichtet, deren
Wiedergutmachung sehr viel, ja außerordentlich viel
kosten wird. Die Notwendigkeit der Fürsorge für die
Arbeitslosen muß trotzdem den Vorrang vor allen
anderen Pflichten in der Kommunalverwaltung heute
haben. (Zuruf des Abgeordneten Huffman»: Sehr

richtig!) In dieser Zeit schärfster Wirtschaftsnot ist
die erste Verpflichtung, dafür zu sorge», daß die
arbeitslose» Masse» vor Hunger und Verzweiflung
geschützt Werden, Dieser Schutz ist deu Gemeinden
natürlich nur möglich, wenn jetzt auch das Reich endlich
dafür Sorge trägt, daß die Kosten der Grwcrbslosen-
fürsorge den Gemeinden abgenommen und unter
starker Rcichsbetciliguug eiue neue Form der Finan¬
zierung der Wuhlfahrtscrwrrbslosenfürsurge gefunden
wird. Dieser Aufgabe wird und tnn» sich das Reich
länger nichl mehr entziehen.

Iu den Einnahmen des Provinzinletats ist ein
Rückgang bon ! !,7 bis 65,52 Prozent zu verzeichnen.
Bei den Ausgaben haben wir eine Senkung von 10,32
bis bl,98 Prozent. In Zahlen sind das bei den Ein¬
nahmen l,3 Millionen, und bei den Ausgaben sind es
23 Millionen. Besonders schmerzlich ist die Verringe¬
rung um 9,7 Millionen iu, Verkehrswesen nnd um 19
Millionen bei der Volksfürsorge zn buchen, (Zuruf des
Abgeordnete» Hoffmnnn: Hört, hört!) Wenn bei der
Betrachtung des Etats für Ingendwohlfahrt schon auf
die Bedenken der geringen Mittel für die Betreuung
der jugendliche» Erwerbslosen hingewiesen wurde, so
möchte ich hierdurch „och darauf hinweisen, daß wir es
bedauern, daß für die Kiudcrspeisnug auch „och der
geringe Betrag von 39 000 RM gestrichen worden ist.
Wir werden beantragen, diese 30 090 NM wieder in den
Etat einzusetzen und für die Kindcrspeisung dieselbe
Summe wie in, vergangenen Jahre wieder aufzu¬
bringen. (Sehr richtig! links.) Wenn Sie uns ent¬
gegenhalte», daß die Beköstigung jn heute auch schon in
den Preisen gesenkt worden sei, so halten wir dem
entgegen, daß einmal die Mittel von Reich und Staat
duzn nicht mehr fließen nnd daß zum ander» die Zahl
derjenige», die Kinderspeisung notwendig haben, doch
in den letzten Jahren ganz gewaltig gestiegen ist. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Niegel: Sevcring hat das
Gegenteil gesagt! Antwort eines sozialdemokratischen
Abgeordneten: Das stimmt nicht!)

Die Deutsche Regierung — nn, jetzt anch mit einigen
Worten auf die RheinischeLa»dcsbn»k einzugehe» —
ist ja »ach langein Hin- uud Herschwanten mit dem
Plan der Sanierung der deutschenGroßbanken an die
Oeffentlichkcit gerückt. Das Reich hat direkt uud
indirekt über 700 Millionen zur Verfügung stellen
müssen. Gewiß sollen diese Mittel aus den Gewinnen
der Banken getilgt werden; zum Teil siud sie aber
auch als verlöre» geopfert. (Zuruf des Abgeurd»eten
Hoffmnnn: Hört, hört!) In weiten Kreisen der Be¬
völkerung wird es nicht verstanden, daß das Reich
Hunderte von Millionen aufbringt, die lediglich dazn
bestimmt sind, den privaten Banken entstandene oder
zn erwartende Verluste zu ersetze», und sie wieder
aktionsfähig zu machen, während zu gleicherZeit die
Mittel für die Arbeitslose,, gesenkt werden und die
Durchführung der verschiedenen Arbeitsbeschnffungs-
Programme immer und immer wieder auf den Ein¬
wand stößt, daß die dafür aufzubringenden Mittel mit
Inflationsgefahren verbunden feien. Wenngleich wir
die Bedeutung des Bankwesens innerhalb der kapitali¬
stischen Wirtschaft nicht verkennen, so ist es doch sehr
fraglich, ob einmal eine solch starke Engagicrung des
Reiches notwendig war, wenn damit doch eine wirkliche
Verstaatlichung nicht herbeigeführt werden sollte, und
ob zum anderen diese Krcditcrwciterung anderen
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Charakters ist als die, die für die Ausführung produk¬
tiver Arbeit durch heute brachliegende Arbeitskräfte
vorzunehmen Ware. Die Opferung und Investierung
Von Millionen erfolgt doch mit dem ausgesprochenen
Wunsche, sobald es die normal gewordenen Verhältnisse
wieder gestatten, sich aus der Baukensphäre wieder
zurückzuziehen und sie dann wieder der privaten,
individualistischenWirtschaft vollkommenzn überlassen.

Hand in Hand mit den organisierten Unter¬
nehmerlreisen wurde doch die Bekämpfung eines
stärkeren Vordringens der öffentlichen Hand organi¬
siert. Nur daraus wird ja zu erklären sein, warum das
Reich nicht auch seiue hilfreicheHaud beider Sanierung
der RheinischenLandesbnnk bot. (Hört, hört! bei den
Sozinldemokratcn), während es bei den Privatbanken
— Dnnatbank, Dresdner Bank und Diskontogcscll-
schaft, um nur einige zu nennen — doch sofort cingriff.
(Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Bei der Dannt saß
ja Hugenbrrg! Zuruf des Abgeordneten Witzler: So¬
zialisieren Sie doch die Landesbank!) Sie können über¬
zeugt sein, wenn wir die Macht allein gehabt hätten,
wären wir nach dieser Richtung hin zu solchen Zu¬
ständen nicht gekommen. Wollte man vielleicht dadurch
seitens des Reiches seine feindlicheHaltung gegenüber
kommunalwirtschaftlichen Einrichtungen nach außen
hin klar dokumentieren? Und wo wären, die Ge¬
meinden geblieben, wohin wäre die Geschäftswelt, die
verarmte Land- und Industriebevölkcruug gekommen,
wenn nicht das preußische Innenministerium, der
Innenminister Sevcring, die wertvolle Hilfe geleistet
hätte. (Sehr wahr! Hört, hört! links.) Das ist hier
offiziell anch in der Etatsrede des Herrn Landeshaupt¬
manns anerkannt worden. Es ist ein billiges Ver¬
gnüge», in der Öffentlichkeit über marxistischeMiß¬
wirtschaft zn schimpfen. (Zuruf des AbgeordnetenNohl:
Das ist kapitalistischeMißwirtschaft, die Ihr mitge¬
macht habt!) Ich frage weiter: Wohin wären viele
rheinische Großstädte und Landgemeinden gekommen,
wenn nicht die tadellose Fiuanzftthrung in Prenßen,
wenn nicht die helfendeHand Severings gewesen wäre.
(Znruf des Abgeordneten Gerlach: Sehr wahr!) Viel¬
leicht hätte schon manche Zahlung von Gehältern und
Wuhlfahrtsuutcrstützuugeu zeitweise eingestellt werden
müssen. (Zurufe der Kommnnisten.) Meine verehrten
freunde von der Linken, Sie sollten doch gerade be¬
sonders darüber froh sein, daß den Erwerbslosen in
den Städten auf diese Weise geholfen wurden ist. (Un¬
ruhe links.) Es ist zu beachten, daß die von der
Rheinischen Landesbank gewährten Kredite ja in der
Hauptsache nicht bei der Grußindustrie, sonderu bei
dem kleinen Geschäftsmann, dem Bauer uud dem Ar¬
beiter eingefroren waren uud daß hier besondere Ver¬
anlassung vorlag, helfend einzugreifen.

Wir fordern weitere Hilfe und erwarten, daß nun
auch das Reich gegenüber der RheinischenLandesbnnk
seine Pflicht tut. (Sehr richtig!) Auch die Rheinische
Landesbank ist ein Opfer der Wirtschaftskrise. (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Der unfähigen Wirt¬
schaftsführer!) Wir stimmen den Sanieruugsmnß-
nahmen zu, wenngleichwir es uns auch nicht ersparen
tonnen, doch hier einen kleinen Vorwurf dahingehend
zu erheben, daß man den Mahnungen des Preußischen
Staaies nicht rechtzeitig gefolgt ist. (Zustimmung der
Sozinldemokraten.)

Meine Damen und Herren! Die Vergütungen an
die Oberbürgermeister, Bürgermeister usw. für die Ne-
surguug der Geschäfte der Provinzial-Fenerversichernng
haben Anlaß zu einem Antrage unserer Fraktion uud
der Zcutrumsfrattiou gcgebeu. Ich möchte hier be¬
tonen: Es ist in der gegenwärtigen Notzeit nicht trag¬
bar, daß leitende Beamte mit gutem Ginkommen, die
auch uicht mehr als arbeiten können, auch noch be-
suudere Vergütuugeu für besouderc Dienstleistungen,
die sie zum Teil nicht einmal selbst ausführeu, be¬
ziehe». Es muß aber Sache der Gemeiudevertrctunge»
sei», durch Beschluß diese Beträge in die Gemeindekasse
fließen zu lassen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo¬
kraten.) Wir halten es aber auch für notwendig, in
diesem Augenblick zu betonen, daß wir fordern und
wünschen, daß die Prouinzial-Fcucrversicheruug von
allen unterstützt wird, weil sie billig und durchaus
sicher ist. (Zuruf des Abgeordueteu Hoffmann: Sehr
richtig!)

Meine Damen und Herren, noch ein Wort zu den
Beamten. Das Amt der Beamten in allen Verwal¬
tungen ist heute schwer uud vcrautworluugsvoll. Die
Beamten sind auch in der gcgeuwärtigcu Kriscnzeit
die größte» nnd wertvollsten Stützen des Staates ge¬
wesen. Sie haben die Not mitgetragen, und in den
unteren Bcamlenschichten haben wir heute große
Verschulduugcn. Wir verurteilen die Veamtenhetze,
die gerade seitens der bürgerlichen Mittelparteien, be¬
sonders der Wirtschaftspartei, in de» vergangene»
Jahren getrieben worden ist. (Sehr wahr! bei den
Sozialdemokratcn.) Das rächt sich heute bitter. (Zu¬
ruf des Abgeordnete» Hoffma»»: An diesen Parteien!)
Der Mittelstand muß heute schon einsehen: Wen» der
Beamte uud der Arbeiter kein Geld habeu, so hat auch
er uichts. (Sehr wahr! links.) Und die Kürzimg der
Gehälter und die Herabsetzung der Löhne sind heute
mit der Untergang des gewerblichen Mittelstandes,
(Zuruf des Abgeordueteu Nohl: Worau Ihr mitge¬
holfen habt!) Hier heißt es natürlich auch, ein Halt
gebieten. Aber wir verlangen energisches Zugreife»
bei dem Beamten, der sich gestattet, den zu beschimpfen
und zu bedrohe», der ihm die sichere Lebcusstelluug
gewährt. (Zuruf des Abgeordnete» Hoffmann: Sehr
richtig!) Ich mnß hier einen Fall aus der Proviuzial-
verwaltuug selbst erwähne». Hier schreibt ei» Be¬
amter selbst:

„Ich halte es für möglich, daß ich in bezug auf den
Landeshauptmann Aeußerungen wie Lump, Schuft
und Drohung des Erschießcns getan habe. Wenn
das der Fall ist, so ist der Grnnd gewesen, daß ich
glaubte, daß bei der Ncsolduugsregelung unsere
Gruppe ungerecht behandelt worden ist. Ob ich anch
geäußert habe, daß in, Falle eines Regierungswechsels
ich mit den dann maßgebenden Persönlichkeiten
durch die Büros gehen uud diejenigen Beamten be¬
zeichnen würde, die erschösse» werde» müsse», kau»
ich mich »icht mehr erinnern.

Soweit ich die.vorstehende» Aeußrruuge» gemacht
habe, nehme ich sie mit dem größten Bedaner» zurück,
uud zwar um so mehr, als der Laudeshauptmllun
»icht »ur als Abteilungsdirigeut, suxdcr» auch später
mir großes Wohlwolle» entgegengebrachthat und zu
solche» Aeußrruuge» keine Vera»lass»»g vorlag."

(Zurufe der Sozialdemokrateu: Unerhört! Er selbst
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ist der Schuft! Der gehört aus der Verwaltung,
heraus!)

Was glauben Sie, was in dem vorkriegszeitlichen
Preußen mit einem Beamten geschehen Ware, der in
einem ähnlichenSinne über einen preußische«Beamten
gesprochen hätte? (Zuruf des Abgeordneten Kolaß:
Der innre ins Zuchthaus gewandert!) Keine Stunde
wäre er mehr im Dienste geblieben. Gr wäre verfemt,
durch die Lande gejagt und zeitlebens geächtetgewesen.
Der Beamte, der >das hier selbst niedergelegt hat, war
grüß nnd stark in dem Augenblick,als er meinte, die
Herrschaft des Dritten Reiches stände bor der Tür, und
er war ein erbärmlicher Feigling, als er zur Rechenschaft
gezogen wnrde. (Znruf des Abgeordneten SiMon-
Koblenz: So seid Ihr bon der SPD. ja alle ohne Aus¬
nahme!) Bei den Nationalsozialisten soll es viele von
dieser Art geben. Dabei ist der Hauptschuldige uicht
einmal der Beamte selbst, sondern die Nationalsozia¬
listische Partei, die ihren Anhängern vorgegaukelt hat:
Morgen marschieren wir in das Dritte Reich hinein!
(Zuruf des Abgeordneten Melsheimcr: (3s kommt doch,
Sie verhindern es nicht! Zuruf links: Ruhe im Stall!)
Der Herr Landeshauptmann möge versichert sein, daß
er bei einem Vorgehen gegen solche Beamte »nsere
volle Unterstützung hat. Wir erwarten aber auch von
ihm, daß nicht leere Worte gesprochen sind, sondern die
Tat es beweist.

Zur Kulturpflegc habe ich mir wenige Worte zu
sagen. Wirtschaftlicher Druck und Fiuauzuot waren
stärker, als es der Förderung unserer Bildungseinrich¬
tungen nnd der Bildungspflege gut tat. Doch wir
sollen wirtschaftlichenDruck und Finanznot nicht ledig¬
lich als Schicksalsschläge hinnehmen. Wir fordern in
Anbetracht gerade der Nut Beseitigung der Vorrechte
im Bilduugswesen, Abbau der Lur,useiurichtungeu und
Fehlleitungeu. Es wird Aufgabe auch der Provinz
sein, die vorhandenen Bildungseinrichtungen so zn
stellen, daß sie »richt ganz versacken. Die völlige
Streichung von Zuschüssen an Kunstgewcrbeschuleuuud
die Kürzung der Zuschüsse für gewerblicheFachschule»,
um 50 Prozent errege» natürlich nnscre starken Be¬
denken. Wir stehen in einer Zeit der Demagogen und
berauschten Betrüger, wo über die reine Sachlichkeit
Wahnwitz nnd Unvernunft zu triumphiere» beginne».
Demagogen u»d Wahnwitzige macheubestimmt uicht die
Geschichte.(Zuruf des Abgeordneten Simon:Koblenz:
Das beweist Ihr!) Daß Sie sich aber so weit haben vor¬
drängen können, ist nur ei» Beweis dafür, daß gesell¬
schaftlicher und wirtschaftlicher Prozeß sich dem Höhe-
Punkte ihres Widerspruchs nähern. Wir brauchen des¬
halb hentc mehr denn je kühlen Verstand, klare Uebcr-
legung uud völlige Gleichberechtigung der iu Wirt¬
schaft und Kultur zusammenwirkendenKräfte. Darum
ist auch unsere Forderung bei der Beratung des Etats
der Rhcinprovinz die: Ausbau der Demokratie in Ver¬
waltung und Wirtschaft, die zwar jetzt stark gedrosselt
worden ist, aber uicht von der Verwaltung als solcher,
sundern nntcr dem Diktat der Wirtschaft. (Sehr wahr!)
Diese Zusammenhänge sollten gerade auch die Vertreter
der Arbeitsgemeinschafterkennen uud sich nicht hier in
Aeußerungen ergehen, als wären diejenigen schuld
daran, die heute in der Verwaltung sitzen, die ja nur
ausführende Organe der heutigen Wirtschaftsdiktatur
s'nd. Wir sind Feinde jeglicher Diktatur. Darum
werden wir bewußt den Kampf führen für eine plan¬

volle Wirtschaft, für eine neue Gesellschaftim Sinne
des Sozialismns. (Lauter Beifall bei den Suzinl-
demutraten.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Riegel.

Abgeordneter Riegel: Werte Anwesende! Sowohl
durch die Nusführungcu des Herrn Laudeshauptmauus
als auch durch deu vorjährige« Haushaltsplan zieht
sich wie ein roter Faden die Aussprache über die vor¬
liegenden Tatsachen, die in allen Beziehungen und in
allen ihren wirklichen Vorgängen zeigen, in welch einer
ungeheuren Notlage sich die Provinz und damit natür¬
lich vor allem auch die Werktätige Bevölkerung des
Rheinlandes befindet.

Die Redner, die bisher zu dem vorliegenden Haus¬
haltsplan Stellung nahmen, haben versucht, so, wie es
insbesondere das Beispiel des sozialdcmotratischcnAb¬
geordneten deutlich zeigte, hier i» altgewohnter und
altbekannter Weise die Gegenseite für die heutigenVer¬
hältnisse verantwortlich zu, machen und den Anschein zu
erwecke», als weuu es mit den einzelnen hier gemachten
Vorschlägenund hier behandelten Fragen möglich wäre,
eine Besserung der Situation herbeiführe», die — das
crkeime» heute immer weitere Millioue» — geändert
werden muß. Gs klingt wie ein Hohn, wenn der Herr
Landeshauptmann am Gndc seiner Rede erklärte, es
käme uur darauf au, daß sich hier iu diesem Parlament
eine bestimmte geschlossene Gruppe bilde, die einig und
geschlossenunter Ablehnung aller Agitationsanträge
ihren Blick nach oben wende, um dann alles zum Besten
wenden zu können. Wer mit einer derartigen Auf¬
fassung an die Lösung der Frage» heranzugehen ver¬
sucht, muß dies natürlich tun auf Gruud seiner welt¬
anschaulichenAuffassung, auf Grund der Klasse, die er
vertritt. (Zuruf eines Kommuuisteu: Sehr wahr! Zu¬
ruf des Abgeurduetcn Melsheimrr: Weltanschauuughat
doch nichts mit Klasse zn tun!) Weil wir als Kommu¬
uisteu heute morgen hier wieder erklärt haben, daß, so
lange dieses kapitalistische System besteht, es auch nie¬
mals möglich sei» wird, eine Aenderung der Verhält¬
nisse, eine Besserung der Lage der Arbeiterklasse,der
am stärksten ausgebcuteteu proletarischenSchichten, her¬
beizuführen, deshalb köuncu wir auch einem derartigen
Hnngerctat niemals unsere Zustimmung geben. Wir
müssen es vielmehr als unsere Aufgabe betrachten, der
Arbeiterklasse zu zeigen, aus welchem Grunde wir
diesem Gtat feindlich gegenüberstehen,warum wir gegen
diejenigen kämpfen, die einen derartigen Huugerctat
zu vertreten wagen und warum wir unseren Kampf
zur Niederringung des kapitalistischen Systems führen.

Im Vordergrund aller Erörterungen steht die Frage
der Erwerbslosigkeit. Hier sind die verschiedensten
Fragen behandelt worden. Hier ist auch erwähnt Mor¬
den, daß ein Krisenkongreß einbcrufeu wurde. Der
Redner der Sozialdemokratie erzählte uns, daß der
Afnbund ein großes Arbeitsbeschllffungsprogramm
mit große» Vorschlagenund Finanzierungsplänen aus¬
gearbeitet hätte. (Zuruf des Wgeurbneten Nohl: Gin
großer Schwindel ist das!) Der Herr Landeshauptmann
— oder war es der. Vertreter der Arbeitsgemeinschaft—
erzählte uns, daß im Schoße der Reichsregierung sehr
ernst immer und immer wieder die Frage der Arbeits¬
beschaffungbehandelt werde. Und trotz alledem stellen
wir fest nnd werden es auch weiterhin feststellen,und
wir haben dies in unzähligen Versammlungen der
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Arbeiterklasse immer wieder erklärt, daß, so lange der
Kapitalismus besteht, er niemals in der Lage sein wird,
den 6 Millionen Arbeitslosen. Krisen- nnd Wohlfahrts-
nnterstützungsempfängern Brot und Arbeit zu geben,
"Sehr richtig! bei den Kommunisten,) So lange der
kapitalistischeStaatsapparat besteht und über Löhne,
Arbeitsbedingungen nsw, entscheiden kann, wird es nie¬
mals möglich sei», den heute Arbeitslosen Brot und
Beschäftigung zu geben, (Zuruf der Abgeordneten
Frau Vsser: Sehr wahr! Zuruf rechts: Machen Sie
andere Vorschläge!)

In engstem Zusammenhang mit der Frage der Er¬
werbslosigkeitsteht natürlich die Notlage der Gemeinden
und die Notlage der Finanzen, die im Arbeitsplan zum
Ausdruck kommt und die Veranlassung dazu gegeben
hat, daß in der bereits geschilderteil Weise die Ausgaben
auf das stärkste .gedrosselt, nur 25, Prozent abgebant
werden mußten, nnd daß auch der Proviuzinlausschuß
insbesondere in seinem Vorschlage selbst ganz klar und
deutlich die Folgen dieses Abbaus aufzeigt, indem er
sagt: „Durch Arbeitslosigkeit und Zerrüttung der
Familie steigt die Gefährdung der Jugendlichen ständig
nnd damit auch das Nedürfuis nach Neuutzuug der frei¬
willige» Erziehuugshilfc, die lrotz der äußerst schwie¬
rigem Finanzlage der Städte von ihnen immer und
immer wieder angerufen wird." (5s wird dann nach¬
gewiesen, warum der (5tat der Iugeudwohlfahrt bou
55U00» auf 15,0 <»«0 RM gekürzt werden muß. Hier
wurde bereits erklärt, daß Sie als Vertreter des kapita¬
listischen Systems mit Gewißheit schon sehen, daß diese
Jugendlichen, die bisher in Fürsorge waren uud jetzt
hinansgeschleudcrtwerdeil ius Leben, dort Polizei, Ge¬
richt und Justiz ausgeliefert werden und daß auf diese
Art uud Weise erneut die Kosten aufgebracht werdeu
müssen. Sie sehen selbst in dieser einfachen Frage
keinen Ausweg, einer Frage, die natürlich mit dem
ganzen Erwcrbsloseuproblem iu eugstem Zusammen¬
hang steht. (Sehr wahr! bei den Kommunisten,)

Der Redner der Zentrumspartci hat in der bei den
eifrigen Zentrumsanhängern bekannte,! demagogischen
Form versucht,eine Attacke gegen die Sowjet-Union zu
reiten. Ich erinnere mich, daß gerade die Frage der
Jugeud iu einem großen Film des russischenProle¬
tariats dargestellt ist, in dem Film „Der Weg ins
Lebeu", einem Film, der die Begeisterung und Bewun¬
derung aller denkenden Menschen gefunden hat (Zu¬
stimmung bei den Kommuuiste»), iu 'dem dargestellt
wurde, welche ungeheuere Mühe das russischeProle¬
tariat sich gibt, mit welcher Negeisteruug die russischen
bolschewistischen Arbeiter daran arbeiten, gefährdete
nnd gestranchelteJugendliche, die dem Laster nnd Ver¬
brechen verfallen sind, zu retten, sie in die menschliche
Gesellschaft wieder einzugliedern und zu Menschen des
sozialistischen Aufbaus zu machen. (Sehr richtig! bei
deu Kommuuisten.) Dieser Film wird hier natürlich
verfolgt. Er mußte auf Geheiß der maßgebenden und
herrscheudru Kreise in Preußen gekürzt werden (Zuruf
des Abgeordneten Nohl: Die haben ein schlechtes Ge¬
wissen!), weil nicht gezeigt werden durfte, iu welcher
Weise die Sowjct-Uuion das Problem der gefährdeten
Jugend in Angriff genommen hat, wie sie alle An¬
strengungen darauf richtet, hier eine Aenderung herbei¬
zuführen.

Werte ^luweseude! Wir haben bei dem Problem
der Bekämpfung der Erwerbslosen gehört, daß mit

besonderen!Nachdruck immer wieder darauf hingewiesen
wurde, daß der Abbau des ganzen Etats darin seinen
stärksten Grund fand, 'daß die der Provinz fönst zur
Verfüguug stehendenBeträge, sei es vom Reich, sei es
vom Staat wie von den Gemeinden, nicht mehr iu dem
genügendem Maße znr Verfügung gestellt werdeu.
Weuu durch eine brutale Notverordnnngsdittatnr, wie
wir sie vor einem Jahre noch nicht vor uns sahen, die
Löhne und Arbeitsbedingungen der WerktätigenSchich¬
ten, der vielen Millionen, in einer Weise eingeschränkt
und abgebaut wurden sind, die diesen Kreisen kaum noch
das Notdürftigste zum Leben gewähren, fo muß sich
dies natürlich in deu Stcnercingängen auswirken.
(Sehr richtig! lurks.) Wie aber diejenigen Kreise über
die Frage der Steuerzahlung denken, die als die natio¬
nalen Kreise gelten, die der Regierung Nrüning nahe¬
st! Heu oder als die Geldgeber Hitlers anftreten, dafür
habe ich hier ein gutes Beispiel: Eine sozialdemokratische
Zeitung, die „leipziger Volkszcitung" berichtet aus
internen Kreisen des Neichsfinanzministeriums, daß
eine Reihe der größten Wirtschaftsfiihrcr — dieses Wort
in direktem Sinne aufgefaßt ^ vuu Rhein, nnd Ruhr
auf Initiative von Thhsscn beschlossen haben, eine ge¬
meinsame SteuerUerwcigerung iu Szene zu setzen. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Nohl: Hört, hört!) Die Vor¬
stände der Westdeutschen Montangefcllschaften haben
auch eine Eingabe an den Reichsfinanzministergerichtet,
in der sie kategorisch erklärten, daß sie infolge der
katastrophalen Wirtschaftsuerhältnisse nnd wegen der
Ergebnisse der angeblich zu scharfen Steuerrevisionen
außerstande seien, die steuerlichen Leistuugcu zn er¬
fülle!,, nnd daß sie daher die fälligen Steuerbeträge
,licht mehr zahlen würden. (Hört, hört! beiden Kommu¬
nisten.) Zn den Unterzeichnern dieser Eingabe an den
Reichsfinanzminister gehören Herr Krupp, die Vertreter
der RheinischenStahlwerke, Klückner, Rheinstahl,Hoesch,
Gute-Hoffunngs-Hntte, Mannesman!!, Gelseutirchener
^ergwerls-A.-G., Harpcner Bergbau u. n. Weuu die
„Leipziger Volkszcitung" am Schlüsse dieser Mitteilung
sagt, der Herr Reichsfinanzministcr habe den Herren
'Trust-Indnstriellen erklärt, wie man Eingaben mache,
wenn mau Steuern gestundet oder erlassenhaben will,
und die Herren hätten dann nachträglichbezahlt, so ist
das eine Angabe, die man nicht nachprüfen kann. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Nohl: Wahlschwindel!) Aber es
kommt ja auch nicht darauf au. Ich erinnere mich aber
vieler Fälle, die mit der hier Non dem letzten Redner
betonten in Preußen-Deutschland herrschendenDemo¬
kratie in besonderem Zusammenhange stehen. AIs eine
Neihe von proletarischen und revolutionären Arbeiter¬
und Gemciudeuertrcteru sich für den Steilerstreik ein¬
setzte, uud sich gegen die durch Notverordnung ge¬
schaffenen Massenstenernzur Wehr setzte, die eine immer
stärkere Ausplünderung der Werktätigen Schichten mit
sich brachten, da waren es Braun und Severiug, die
diese proletarischen Gcmeiudevertreter ihrer Posten ent¬
hoben, die sie wegen Stcncrstreiks vor die Justiz
brachten und sie mit Gefängnis bestrafen ließen. (Hört,
hört! und Pfuirufe bei deu Kommunisten.) Wir sind
sicher, daß in den! von mir geschildertenFalle ein der¬
artiges Gingreifen niemals möglich seiu wird. Vielmehr
deuten alle Anzeichendarauf hin, daß diesen Schwer-
vcrdiencrn auf diese Art der Weg gezeigt würde, wie
sie um die Zahlung der Steuern sich noch besser hermm
drücken töuuen als bisher.
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Gs wird hier die Forderung erhoben, und auch der
Herr Landeshauptmann hat daraus Bezug genommen,
daß das Reich die gesamte Zahlung der Wohlfahrts-
Unterstützungen an die Wohlfahrtserwerbslosen über,
nehmen soll. Die Wahlen stnd vorüber. Wir sind davon
überzeugt, und es deuten ja auch verschiedene Anzeichen
bereits darauf hin, daß in aller Kürze eine neue fünfte
Notverordnung beuurstcht. (Sehr richtig! bei den Komnm-
nistcn), die dieses Problem, das heute von allen Seiten,
von den Nazis bis zu den Sozialdemokraten, als das
brennendste dargestellt wird, durchaus in dem ge¬
wünschten Sinne regeln wird. Schon lange besteht ja
bei Reichs- und Länderregierungen Uebereinstimmung
darüber, ,daß auch die Arbeitslosenversicherung in der
heutigen Form nicht mehr bestehen bleiben soll. Schon
seit langem ist angekündigt, daß die Arbeitslosenversiche¬
rung ebenfalls nur Unterstützung nach der Höhe der
heutigen Wohlfahrtsunterstützuugssätzc und nach Prü¬
fung oer Bedürftigkeit zahlen solle. Die verschiedensten
Richtungen sind sich ja darüber einig — das ist ja etwas,
was insbesondere auch von den Nationalsozialisten und
den ihnen nahestehenden Unternehmerkreisen immer
wieder hervorgehoben wird —, daß nur die Grwerbs-
losenuuterstützung es ist, die den Arbeitswillen tötet,
die beseitigt werden muß, um die Millionen von Er¬
werbslosen noch stärker zu zwingen, »sich als Organe zur
Niederdrückung der übrigen Ärbeiterschichte», als
Helfer im Lohnabbau gebrauchenzu lassen.

Wir Kommuuisteu habe» scho» längere Zeit Vor¬
schläge unterbreitet, wie uud in welcherWeise es mög¬
lich ist, Arbeitsbeschaffung durchzuführen, wie und in
welcher Form auch diese Arbeitsbeschaffuugsmaß-
nahmen finanziert und durchgeführt werden tonnen.
Wir wissen alle, daß heute, trotz der Tatsache, daß
Hunderttausend« von Bauarbeitern erwerbslos die
Stempelstellen bevölkern, Millionen von Proleten,
gezwungen sind, in den elendesten Löchern zu Hausen.
Hier wurde dargestellt, daß es möglich ist, durch Wege¬
bau und Ausbau der Chausseenusw. Arbeitsmöglichteit
zu schaffen. Das ist eine Frage der Finanzierung, die
gelöst werden muß. Man vergleiche damit die Aus¬
führungen, die auf dem sogenannten Krisenkongreß,
auf dem Kongreß des Allgemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbuudes, zu dieser Frage gemacht wurden. Dort
erklärte, wie wir bereits durch einen Zwischenruf her¬
vorhoben, der Herr Neichsarbeitsminister Stcgerwald
in ganz deutlicher und offener Form, daß die Frage
des Lohnabbaues für noch größere Arbeiterschichten
eine der notwendigsten Vorbedingungen ist, um über¬
haupt Arbeitsbeschaffuugspläuc, und sei es auch nur
für einige Hnnderttausende von Arbeitern, in Angriff
nehmen zu können. (Hört, hört! bei den Kommuuisteu.)
Was forderten dort die Gewerkschaftsführer? Die von
den Gewerkschaftsführern unterbreiteten Pläne be¬
schränkten sich auf die Forderung nach Ginführung
der 40-Stundeu-Woche und des Krümpcrsystems; sie
beschränkten sich darauf, die Pläne oder Vorschlägeder
Reichsregierung gutzuheißen uud zu unterstützen,
wonach das Sicdlungswesen noch weiter ausgebaut
werden soll. Gefragt nach der Durchführung der
Finanzierung, entwickelten die Gewerkschaftsführer
Plane, die im einzelnen aufzurollen hier zu weit
führen würde, die sich aber durchaus decken mit dem
Programm, das auch von den Nazis entwickelt worden
ist, das durchaus Inflationsbestrebungen in sich

schließt. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Wir
Kommuuisteu werden diesen Forderungen den schärf¬
sten Widerstand entgegensetzen. Wir wissen, daß diese
Maßnahmen vorgeschlagenwerden nicht im Interesse
der Arbeiterklasse,sondern um eine noch längere Zu¬
sammenarbeit der heute iu Staat und Reich herr¬
schenden Gruppen herbeizuführen und die faschistische
Macht zu stärken, in die sich auch die Tozialdemotratie
einzugliedern begonnen hat, um auf diese Art und
Weise die breiten Schichten der Werktätigen Bevölke¬
rung noch besser betrügen uud beschwindeln zu
können, als es bisher schon geschehen ist. (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Sehr richtig!)

Wenn ich zu dieser Frage der Arbeitsbeschaffung
spreche, so muß ich auf die Ausführungen zurück¬
kommen, die der Redner des Zentrums, ein Gewerk-
schllftsangestellter im Vergarbeiterverband, hier zu
dieser Frage gemachthat, als er erklärte, welche unge¬
heuerlicheZustände seiner Ansicht nach in der Sowjet-
Union herrschensollen, die er hier in der beweglichsten
Art und Weise vorzutragen versuchte. (Zuruf des Ab¬
geordneten Nohl: Dumme Jungen sprechen so!) Ich
habe hier heute aus dem „Mittag", also einer Zei¬
tung, die wirklich nicht im Geruch der Kommunisten-
freundlichteit steht, einen kleinen Ausschnitt ent¬
nommen, der folgendes besagt:

„Eine Besserung in der Beschäftigung der
Walzeustraßen haben nunmehr die vor einigen
Tagen zur Verteilung gelangten Russeuaufträge
herbeigeführt. (Hört, hört! bei deu Kommuuisteu.)
Da die von den Russen vorgeschriebenenLieferter¬
mine sehr kurz sind, wird im Augeublickwieder mit
Hochdruckan der Erledigung der Aufträge gearbeitet.
Die Werte wareu gezwungen, teilweise Doppel¬
schichten einzulege». Die zur Verteiluug gelangten
Spezifikationen belaufen sich auf rund 25—30 UM
Tonnen. Es handelt sich bei den Nussenanfträgen
im großen uud ganzen um verhältnismäßig schlanke
Spezifikationen, so daß sich die Abwälzung der
Mengen lohnend gestalte. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Hört, hört!) Wie wir hören, steht der Ab¬
schluß weiterer 150 000 Tonnen Walzmaterial mit
den Russen vor der Tür, so daß die bessere Beschäfti-
guug auf diesen Straßen noch einige Zeit anhalten
Wird."

Dieser nach Ansicht der Zentrumsvertreter — die
hier so begeistert von den Sozialdemokraten unterstützt
wurde — hungernde proletarischeStaat ist also in der
Lage, Tausenden und aber Tausenden von deutschen
Arbeitern Brot und Beschäftigung zu geben. Dieser
hungernde proletarische Staat ist also in der Lage,
auch noch der hungernden Rheinprovinz Verdienst zu
gebcu. (Zuruf des Abgeordneten Steinbüchel: Ihr
bekommt ja 5 Jahre Kredit, sonst zahlt Ihr ja gar
nicht!) Mit Ihnen über diese Frage zu streiten, lohnt
nicht der Mühe. (Zuruf rechts: Dann hören Sie auf
zu sprechen!) — Das ist in diesem Zusammenhange
ja nicht entscheidend. — Wir wissen sehr genau, daß es
den Kapitalisten, die mit den Vertretern des proleta¬
rischen russischen Staates verhandeln, wirklich nicht
darum zu tun ist, aus Liebe zu dem kommuuistischen
Staat diese Lieferung zu übernehmen, auch nicht aus
Liebe zu den Arbeitern und Angestellten. (Sehr gut!
bei deu Kommunisten. Zuruf des Abgeordneten Stein¬
büchel: Ihr drückt die Preise!) Gs ist ihnen auch
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nicht darum zu tun, die Betriebe nur in Beschäftigung
zu halten, sondern es ist ihnen darum zu tun, Profite,
Geschäfte zu machen mit dem proletarischenStaat. Und
weil sie diese Geschäfte machen wollen, deswegenwerden
sich auch trotz der Bedingungen, die von dem proleta¬
rischen Staat auf Grund seiner Stärke gestellt werden
können, immer noch Kapitalisten finden, die froh sind,
Lieferungen für die Sowjet-Union durchführen zu
können. (Zuruf des Abgeordneten Steinbüchel: Zu
Lohndrückerpreisen!) Wir wissen ja, daß die Sozial¬
demokraten,die sich heute in der ersten Reihe derjenigen
befinden, die mit allen Mitteln, die dem imperialisti¬
schen Staate zu Gebote stehen, mit einem neuen Krieg
den sozialistischen Aufbau der Sowjet-Union zu stören
versuchen (Sehr wahr! bei den Kommunisten), natür¬
lich auch die schärfstenGegner sein werden, wenn es
sich darum handelt, durch Lieferungen an die Sowjet-
Union diesen sozialistischenAufbau zu hindern. Wir
Wissen aber auch, daß aus diesem Grunde die Arbeiter¬
schaft auch die Abrechnung mit der Sozialdemokratie
durchführen wird (Zustimmung bei den Kommunisten),
trotzdem sie bei den letzten Wahlen es noch verstanden
haben, auf Grund ihrer Demagogie, auf Grund der
Machtmittel, die sie bis jetzt in Preußen besaßen, ein
Wahlergebnis, wie es vorliegt, zu erreichen.

Ich habe im Zusammenhang mit diesen Ausfüh¬
rungen des christlichen Gewerkschaftssekretärsnoch auf
etwas anderes hinzuweisen, das widerspiegelt, wie und
auf welche Art das Zentrum seine Hetze gegen den
Proletarischen Staat, gegen die Sowjet-Union zu ent¬
falten versucht, und zwar aus ganz naheliegenden
Gründen; es soll dadurch abgelenkt werden von dem
Elend, wie es hier in der Rheinprovinz in Wirklichkeit
herrscht. (Sehr wahr! bei den Kommunisten.)

Ich habe hier eine Nummer der „Germania", wo in
drei Artikeln auf einer Seite, die sich besonders an die
Frauen richtet, Notizen erscheinen, die in der ver¬
schiedensten Form den sozialistischen Aufbau der Sowjet-
Union und das Leben der russischen Arbeiterklasse
herabzusetzen versuche», gerichtet an die Adresse des
revolutionären Proletariats in Deutschland uud an
die Kreise in der christlichen Arbeiterschaft, die all¬
mählich Zweifel an dem Sinn der göttlichen Welt¬
ordnung in Deutschland bekommen. In dieser „Ger¬
mania" wird z. B. erzählt, daß in Rußland ein
Arbeiter im ganzen für einen ganzen Monat erhalten
soll: 3 Pfund Zucker, 6 Pfund Graupen, 2 Pfund
Maccaruni, 1 Pfund Margarine, 750 Gramm Oel und
l^ Pfund Fleisch. Das soll für einen ganzen Monat
die Nation eines Arbeiters sein. Das glaubt der, der
es geschrieben hat, selbst nicht. (Zuruf des Abgeord¬
neten Beck: Muckermann schwindelt!) Ja, Muckcrmann
wird es geschriebenhaben. In einer weiteren Notiz
wird behauptet, daß nach offiziellen Moskauer Nach¬
richten die Armee der aufsichtslosenKinder sich wieder
um 5—Ü0UU Köpfe verstärkt habe, in Wirklichkeit aber
seien es viel mehr. Hier wird eine Behauptung aufge¬
stellt, die nicht nachprüfbar ist, deren Gegenteil durch
Tausende und aber Tausende von Nachrichten und
Ausführungen objektiver Beobachter bewiesen werden
kann. Solche Nachrichten sind keine Einzelerschei¬
nungen, sondern derartige Meldungen gehen tagtäglich
durch die üügenkanäle der bürgerlichen Presse in die
Arbeiterklasse zur Zersetzung, zur Verwirrung und
zum Kampfe gegen die Sowjet-Union. Sie werden

systematischin das Proletariat hineingeträufelt, um
die revolutionäre Entwicklung aufzuhalten. Auf der
anderen Seite beschäftigt sich ein Roman mit der
Sowjet-Union; darin heißt es:

„Erinnert sei nur an die Tragödie der russischen
Bauern an der bessarabischenGrenze, die in ihrer
Verzweiflung über den zugefrorenen Dnjestr nach
Rumänien zu entfliehen suchten und die von den
Sowjets zu Hunderten wie Hasen niedergeknallt
wurden. Man denke daran, in welch kurzer Zeit
der Sowjetstaat es fertig brachte, die blühenden
deutschenKolonien an der Wolga, im Kaukasus, in
der Sowjet-Ukraine zu vernichten und ihre Besitzer
dem Elend preiszugeben."
Wir wünschen, daß Hunderte von deutschen und

christlichenArbeitern in der Lage wären, sich mit
eigenen Augen von dem Aufbau gerade der deutschen
Kolonien in den genannten Bezirken zu überzeugen.
Dann bekämen sie am ehesten und stärksten einen An¬
schauungsunterricht darüber, wie und in welcherWeise
der einzige Ausweg für die Arbeiterklasse geschaffen
werden kann. (Zuruf des Abgeordneten Melsheimer:
Dann gehen Sie doch dahin!) Ich habe schon vorhin
einem anderen Zwischenrufer gegenüber erklärt, daß
es allen denen, die da sagen: „Gehen Sie doch auch
dahin!", sehr passen würde, wenn wir Ihrem Rate
folgten. Wir wissen, der Staat würde sogar noch das
Fahrgeld für Tausende von Kommunisten geben, wenn
sie an die Grenze fahren wollten, um nach der Sowjet-
Union zu gehen. Diesen Gefallen werden wir Ihnen
aber nicht tun. Wir halten es vielmehr als Kommu¬
nisten für unsere selbstverständliche Pflicht, im kapitali¬
stischen Staat der Arbeiterklassezu zeigen, Wo der ein¬
zige Ausweg ist, ihr darzutun, daß dieses kapitalistische
System keinen Ausweg mehr bietet aus dem Ehaos, in
dem sich die Arbeiterklasse, die Mittelschichten, die
ganze Werktätige Bevölkerung befindet, und aufzu¬
zeigen, daß es nur einen Ausweg gibt und geben
kann: die Niederringung des kapitalistischenSystems
und den Aufbau einer sozialistischen Gesellschafts¬
ordnung. (Lauter Beifall bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Wenn heute ein biederer Bürger
einer kleinen Stadt von seinem Bürgermeister in eine
Unterhaltung gezogenwird, dann ist das erste, was der
Bürgermeister sagt, wenn auf die schlechte Finanzlage
der Gemeinde die Rede kommt: „Ja, das Reich läßt die
Gemeinden vollständig im Stich. Infolgedessen brechen
sie unter der Last der Wohlfahrtspflege zusammen."
Der Bürger, der sich sonst nicht mit Politik zu be¬
schäftigen Pflegt und der doch immerhin in seinem
Bürgermeister eine Verkörperung der Staatsautorität
zu erblicken gewohnt ist, schüttelt den Kopf über diesen
Staat, dessen einzelne Teile nicht füreinander ein¬
treten. Die Folge davon ist, daß der Staat ihm als
ein ohnmächtiges Gebilde gegenübersteht. Wir brauchen
einen staatlichen Apparat, dessen Zweckmäßigkeitfür
jeden sichtbar ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich
möchte namens meiner Freunde den dringenden
Wunsch aussprechen, daß gerade die Frage der Wohl-
fahrtseiwerbslosen von den zuständigen Stellen mit
ganz anderem Nachdruckaufgenommen wird, als es
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bisher geschehen ist, damit wir endlich einmal aus der
jetzigen Zwitterstellung heraustommen. Denn letzten
Endes leidet die Autorität des Staates unter nichts so
sehr, als wenn der einfache Mann daran zu verzweifeln
anfängt. Und manches in der Entwicklung der letzten
Zeit beweist uns, wie sehr die Autorität des Staates
erschüttert ist, und zwar durch seine eigene Schuld, Weil
er nicht nur auf diesem Gebiete, sondern auch noch auf
vielen anderen Gebieten nicht verstanden hat, zur
rechten Zeit das Richtige zu tun.

Auch die Ausführungen des Herrn Landeshaupt¬
manns heute morgen waren zum großen Teil auf die
Rote abgestimmt, daß endlich einmal das Reich in
dieser Sache etwas tun müsse, und es war sehr richtig,
daß er auch an dieser Stelle diesem Gedanken Ausdruck
gegeben hat. Wir haben den dringenden Wunsch,daß
sobald wie möglich die erforderlichen Maßnahmen
getroffen werden und auch das Reich sich an den Kosten
der Wohlfahrtspflege in einem ausreichenden Maße
beteiligt. Wir wünscheneine anderweitige Organisation
der gesamtenAngelegenheit, denn es ist untragbar, daß
die Gemeinden allein für die Wohlfahrtspflege heran¬
gezogen werden, die doch zu einem ganz erheblichen
Teil die Folge der Weltkonjunktur ist oder des ver¬
lorenen Krieges und vieler anderer Dinge, die aber die
einzelnen Gemeinden nicht besonders angehen.

Meine Damen und Herren! Die Katastrophe des
Jahres 1931 hat manchem die Augen geöffnet, leider
nicht allen, vielleicht auch nicht allen in diesem Saal.
Ich muß demgegenüber aber doch hervorheben, daß
meine Freunde, und zwar seit sie diesem Parlament
angehört haben, immer wieder auf die Notwendigkeit
von Sparmaßnahmen hingewiesen haben, leider ohne
nachhaltigen Erfolg. Erst im Jahre 1930, reichlich
spät, hat der Herr Landeshauptmann ausgeführt, daß
Wir uns 1925 und 1926 in einer irrtümlichen Auf¬
fassung über die Dauer des damals sichtbar werdenden
Aufschwungesbefunden hatten. Leider ist auch damals
die erforderliche Konsequenz dieser Erkenntnis nicht
schnell genug gezogen worden. Erst der vorliegende
Etat zeigt wirtlich durchgreifendeAenderungen.

Meine Damen und Herren! Wir glauben, daß die
Art und Weise, wie diese Kürzungen durchgeführt sind,
nicht demjenigen entsprechen, was man wirtlich von
«nem sparsamen Etat verlangen darf. Wir sehen aus
"er einen Seite, daß Aufwendungen für außerordentlich
wichtige Einrichtungen, in erster Linie für die
Straßenunterhllltung, in einer Weise gekürzt worden
Und, daß wir befürchten müssen, daß unser Straßen-
bnunetz darunter sehr start leiden wird. Wir bcdaueru
auch die vorgenommenen Kürzungen bei den Besol¬
dungen insoweit, als sie sich außerordentlich schcmatisch
ausWirten. Es ist doch eine ganz andere Sache, wenn
nnem kleinen Beamten mit vielleicht 150 oder 160 Mark
Gehalt ein hoher Prozentsatz abgezogen wird und
Wenn bei den höheren Beamten derselbe Prozentsatz
abgezogen wird. In den unteren Stellen ist dieser
<wzug viel drückender als oben. Wir bedauern auch,
daß wir noch keine Auskunft darüber erhalten haben,
°b bei der Provinz in erheblichem Maße Rückstufungen
von falsch vorgenommenen Einstufungen vorgenommen
worden, und ob daraus fühlbare Erleichterungen einge-
"eten sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich
glaube, daß wir uns künftig sehr eingehend mit der

Frage zu beschäftigen haben werden, ob der große
Apparat der ProUinzialverwaltuug in dem bestehenden
Umfang noch aufrechtzuerhalten ist. Es ist bereits
darauf hingewiesen worden, daß eine Ausdehnung der
Tätigkeit der Provinz gerade in den Jahren seit der
Stabilisierung in starkem Maße stattgefunden hat.
Wenn darin jetzt ein gewisserAbbau eingetreten ist,
der in vieler Beziehung nur sehr schematisch zu sein
scheint, so drangt sich die Frage auf, ob nicht eine
organisatorische Aenderung in sehr erheblichemUm¬
fange stattzufinden hat. Man mag das in mancher
Beziehung bedauern; aber vor Notwendigkeiten— die
leeren Kassen sind nun einmal Notwendigkeiten —
wird man schließlich leine andere Konsequenz ziehen
können. Wir sind beispielsweiseder Auffassung, daß
eine Bauverwllltung in dem Umfange, wie sie bei der
Provinz unterhalten wird, in Zukunft nicht mehr
aufrechterhalten Werden kann. Wir sind auch der
Auffassung— um nur eins herauszugreifen —, daß für
ein Parlament wie dieses etwa 150 Abgeordnete
schließlich nicht nötig sind, uud daß die Hälfte oder ein
Drittel immer noch genug wäre, um die Verhand¬
lungen fruchtbringend zu gestalten.

Meine Damen und Herren! Ich mache darauf auf¬
merksam, daß wir bereits im Jahre 1929 mit allem
Nachdruck darauf hingewiesen haben, daß die Verhält¬
nisse eine Entwicklung nehmen, die uns nötigen könnte,
die Fürsurgetätigteit in einer Weise einzuschränken,
die niemand liebsam sein würde. Leider sind auch in
dieser Hinsicht unsere Voraussagen eingetreten, und
wir sehen, daß auch auf diesem Gebiete heute außer¬
ordentlich gespart wird, so daß man mitunter zweifeln
kann, ob man damit angesichts der ungeheuren Not,
die doch besteht, nicht zu weit gegangen ist.

Man ist unseren Ermahnungen zur Sparsamkeit
in der Vergangenheit immer damit entgegengetreten,
daß man die Behauptung aufstellte, daß die Ausgaben
zwangsläufig wären. In der letzten Zeit ist die Behaup¬
tung von der Zwangsläufigkeit der Ausgaben Mcniger
gehört worden. Tatsächlichliegt die Sache ja heute so,
daß die Zwangsläufigkeit der leeren Kassen ganz
andere Einsparungen herbeigeführt hat, als wir je
— wenigstens in der Vergangenheit — ins Auge ge¬
faßt hatten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In dem
Vordergrunde der Verhandlungen des diesjährigen
Provinzillllandtages steht die Lnndesbank. Es ist sicher
kein Ruhmeszeichenfür die Rheinprovinz — die doch
vielleicht mit einem gewissen Recht immer behauptet
hat, daß sie die vorgeschrittensteProvinz des Preußi¬
schen Staates sei —, daß dieser Provinz ausgesncht das
Unglück passieren mußte, daß ihre Bank die Zahlungen
eingestellt hat. Wir haben in der Drucksache 16 einen
außerordentlich dankenswerten Bericht der Dreier¬
kommission über die Vorgänge bei der Landesbank
Vorliegen. Ich will zu diesem Bericht heute keine
Stellung nehmen, da sich ja bekanntlich ein Ausschuß,
der vom Provinziallandtag eingesetzt worden ist, damit
beschäftigensoll und wir noch Gelegenheit haben wer¬
den, im Plenum zu diesem Bericht Stellung zu nehmen.
Ich bin aber schon jetzt in der Lage, hinsichtlich dieses
Berichtes mich in einem Punkt mit der Auffassuug des
Herrn Landeshauptmanns zu identifizieren, nämlich
insoweit, daß es keinen Zweck hat, sich allzu tief in die
Vergangenheit hineinzuknien, um den Versuch. zu
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machen, irgendein persönliches Verschuldenzu konstru¬
ieren. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß Fehler von
der Leitung gemacht worden sind, betone aber ausdrück¬
lich dabei, daß damit ein Vorwurf gegen irgendwelche
Persönlichkeiten nicht erhoben werden soll. Viel wich¬
tiger scheint mir die Gestaltung der Verhältnisse in der
Zukunft zu sein. Ich meine, daß gerade die Fragen:
Wie soll die Landesbank künftig organisiert sein? Mit
welchen Aufgaben soll sie sich befassen? in dem Vorder¬
grunde des Interesses stehen müssen. Der Herr Landes¬
hauptmann hat zu meinem Bedauern sich dazu in
keiner Weise geäußert.

Meine Damen und Herren! Wie ist denn die
Situation? Es sind bei der Landesbank der ländliche
und städtische Hypothekar-Kredit, der Kommunal-
Kredit, dann der Sparkassen-Giro-Verkehr und die
Geldgeschäfteder Provinz und der ihr nahestehenden
Institute verschmolzen worden. Meine Damen und
Herren! Das sind außerordentlich heterogene Ge¬
schäftszweige,die man dort zusammengeschweißthat.
Früher hat eine schärfere Trennung des Hypothekar-
Kredites von den übrigen Geschäften der Landesbank
bestanden. Der Sparkassen-Giro-Verkehr ist erst später
dazu gekommen. Ich bin der Auffassung, daß hier eine
durchgreifendeDezentralisation unbedingt erforderlich
ist. Dann müßte auch ein gewisser Abbau in Erwägung
gezogen werden. Ich bin der Auffassung, daß die Füh¬
rung eines einer Privatbank ähnlichen Bankgeschäftes
nicht Aufgabe der Landesbank sein kann. Auf der
anderen Seite ist die Pflege des ländlichen und städti¬
schen Hypothekar-Kredites eine außerordentlich wichtige
Angelegenheit. Hinsichtlich des Kommunal-Kredites
kann man ja der Auffassung fein, daß i« den nächsten
Jahren von irgendeinem freien Geldmarkt für den
Kommunal-Kredit überhaupt keine Rede sein kann. Es
hat sich überhaupt gezeigt, daß in dem Kommunal-
Kredit ganz außerordentliche Gefahren liegen und daß,
wenn die Landesbank künftig noch mit Kommunal-
Krediten sich beschäftigensoll, die Sache dann ganz
anders organisiert sein muß als bisher. Auch als
Giro-Zentrale hat die Landesbank nicht die Erwar¬
tungen erfüllt. Tatsache war es doch, daß die Schwie¬
rigleiten bei den Sparkassen dadurch entstanden sind,
daß sie mit ihrer Liquiditätsreserve bei der Landes¬
bank festsaßen. Ich bin der Auffassung, daß die Orga¬
nisation der Giro-Zentralen insoweit eine fehlerhafte
ist, als man die Liquiditätsreserven und überhaupt das
ganze Geld der Sparkassen, soweit es überhaupt frei ist,
dort festlegt und damit der Gefahr aussetzt, daß, wenn
ein Fehler gemacht wird oder wenn besondere Verhält¬
nisse eintreten, dann die Sparkassen notwendigerweise
in Schwierigkeiten geraten müssen. Es ist meiner An¬
sicht nach richtig und entspricht gesunden geschäftlichen
Grundsätzen,daß man ein Risiko immer verteilt. Daher
müssen die Liquiditätsreserven der Sparkassen, für
deren Beibehaltung oder Einrichtung, soweit sie noch
nicht besteht, ich durchaus bin, so angelegt werden, daß
das Risiko verteilt ist, nicht aber an einer Stelle liegt.
Gerade der Nmstand, daß die Liquiditätsreserve der
Sparkassen an der einen Stelle angelegt war, hat ja,
weil auf dem Gebiete des Kommunal-Kredites Fehler
gemachtwurden, die Folge gehabt, daß die Sparkassen
in Schwierigkeiten geraten sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine
Freunde halten die Festsetzung der Provinzialumlage

in der in dem Vorbericht geforderten Höhe für nicht
tragbar. Wir bedauern sehr, daß an der Nmlageer-
höhung zur Deckung der Verluste der Landesbank fest¬
gehalten wird. Wir halten den Versuch der Staats¬
regierung, auf diese Weise erzieherisch auf die
Rheinprovinz einzuwirken, für wenig geschmackvoll.
Es werden dadurch Kreise betroffen, die jedenfalls nicht
im geringsten die Schuld daran tragen, daß diese Zu¬
stände bei der Landesbank eingetreten sind. Im übrigen
bedeutet der Ertrag der Provinzialumlage, der eine
große Belastung für die Kommunen darstellt, doch
angesichts dessen, was für die Saniernng der Landes¬
bank geschehen muß, einen kaum nennenswerten Be¬
trag. Insbesondere ist für die mittelstandischenKreise,
die doch im wesentlichen in den Gemeinden diese
Beträge aufzubringen haben werden, diese Belastung
in jeder Beziehung unerträglich, und wir sind daher
genötigt, den Etat abzulehnen, falls auf diesem Punkt
bestandenwird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hennes.

Abgeordneter Hennes : Sehr geehrte Damen und
Herren! Die wirtschaftlicheNot unseres Volkes, von
der auch der vor uns liegende Haushaltsetat Zeugnis
gibt, ist gewiß zum großen Teil zurückzuführen auf
die Tributzahlungen, die das deutsche Volk ungerechter¬
weise an seine Feinde zu leisten hatte; aber sie hat auch
ihren wesentlichen Grund in der unvernünftigen
Wirtschaft und der Verschwendungssucht,die sich iu
vielen Lagern breit gemacht hat. Der traurige Zustand
der Landesbank beruht zum Beispiel zum großen Teil
aas der leichtsinnigen Geschäftsgebarung vieler Kom¬
munen, die fremde Gelder verwirtschaftet haben. In
Amerika ist kürzlich ein prächtig ausgearbeitetes Heft
in mehr als 1 Million Exemplaren verbreitet worden.
AusgezeichneteBilder von deutschen Bauten und An¬
lagen, die nach dem verlorenen Kriege gebaut wurden.
(Hört, hört! rechts.) Das erste Bild ist die Kölner
Messehalle. Es folgen das Kölner Stadion und viele
andere Bilder aus anderen Städten. Auf dem Titel¬
blatt steht in großer Schrift: Alles für unser Geld!
Das ist prachtvolles Propagandamaterial für die Fran¬
zosen und für die uns übelgesinnten Amerikaner.
Kürzlich gingen wir hier mit einem früheren Justiz-
minister nnd jetzigen Staatsrat von Holland durch die
Straßen dieser Stadt. Er sah die prachtvollen Neu¬
bauten, schüttelteden Kopf und sagte: „Wenn das nicht
so wäre, dann würde es uns in Holland leichter sein,
für Deutschland einzutreten."

Es ist die höchste Zeit, daß wirtlich an allen Gcken
und Enden gespart wird, damit wir nicht ganz ver¬
elenden. Länder, Provinzen und Kommunen sollten
nicht darauf warten, daß von Reichs wegen imnier
wieder ein starker Druck zum Abbau ausgeübt wird.
Das Volk wartet darauf, daß alle Behörden, die großen
und auch die kleinsten,aus Erkenntnis eigener Schuld
heraus auch die geringste unnötige Ausgabe vermeiden.
Es muß auch hier wieder mit dem Pfennig gerechnet
werden.

Nach der Auffassung,die der Herr Landeshauptmann
heute über die Zahlen des Haushaltsplanes geäußert
hat, sollte es eigentlich zwecklossein, noch ein Wort
darüber zu verlieren. Wenn aber auch die im Etat
enthaltenen Zahlen nicht erreicht werden, weder bei
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den Einnahmen, noch bei den Ausgaben, so bedeuten
sie doch ein Spiegelbild des Sparsamkeitswillens der
Verwaltung. Wir erkennen an, daß sich der Herr
Landeshauptmann große Mühe gegebenhat, einen der
Notzeit entsprechendenEtat vorzulegen.

Wir im Volksdienstsind aber der Meinung, daß auch
dieser schon sehr stark zurückgeschraubteNotetat noch
eine Menge von Sparmöglichkeiten bietet. Herr Ober¬
bürgermeister Hartmann hat schon eben auf den Rnhr-
siedlnngsverband hingewiesen. Wir teilen darin durch¬
aus seine Anschauungen. Vor allem mnß jeder kompli¬
zierte Verwaltungsapparat vereinfacht werden.

Man besehe z. B. nur einmal den Titel: „Denkmal-
Pflege." Hier stehen für persönliche Verwaltungs¬
ausgaben 52 880 RM znr Verfügung, für sächlicheVer¬
waltungsausgaben 15 660 RM. Demgegenüber steht
ein Sllchaufwand von 149 000 RM. Die Verwnltnngs-
tosten stehen in gar keinem Verhältnis zu dem geringen
SnchaufwaNd.

Der vor Ihnen liegende Antrag des Volksdienstes
zeigt Ihnen, daß auch wir den Wunsch haben, daß in
Zukunft Vergütungen der Provinzial-Fencrvcrsicheruug
nur noch den Gemeinden zugute kommen nnd nicht
mehr den Bürgermeistern oder anderen Gemcinde-
benmten. (Sehr richtig! in der Mitte.) Hier liegt doch
gar keine Berechtigung vor, einem Beamten, der für
seine Kraft bezahlt wird, weitere Vergütungen zu¬
kommen zn lassen, noch dazu für Arbeit, die nach unserer
Kenntnis in der Hauptsache während der normalen
Arbeitszeit erledigt wird, (Zustimmung beim christlichen
Volksdicnst.)

Bei der Hauptverwaltung, Kapitel 13 Titel 11, er¬
scheinen Reisekostenin Höhe von 27 000 RM. Diese
Summe ist mir nm 4500 RM erniedrigt. Man sollte
auch mit dem Reisen sparsamer werden nnd auch billiger
reisen. Ich will nicht weiter auf diese Materie ein¬
gehen; aber es ging uns darum, mit schärfstem Nach¬
druck Sparsamkeit auf allen Gebieten zu fordern.

In dem Antrag des Provinzialausschnsses zur
Ruhegehaltskasse, Drucksache4, schlagen wir vor, bei
Absah 2 ß 5 den letzten Teil des Satzes von „oder" ab
fortzulassen. Es heißt dort: „ober daß der Eintritt in
den Ruhestand die Folge eines erst nachher vorgekom¬
menen Unglücksfallesoder einer nachher eingetretenen
Krankheit war." Der von uns fortgelassene Teil des
Absatzes 2 ist dazu angetan, UnredlichkeitenTür und
Tor zu öffnen. Wir wünschen die größte Sauberkeit
auch in diesen Dingen.

Eine Verminderung der uns alle so furchtbar be¬
drückenden Arbeitslosigkeitsehen wir neben der stärkeren
Förderung des freiwilligen Arbeitsdienstes zuerst einmal
>n einer vernünftigen Besiedlung des Ostens. (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Der freiwillige Arbeits¬
dienst kostet Geld und nichts kommt dabei heraus!) -
Ich kann Ihnen aber das Gegenteil nachweisen. Kommen
Sie mit mir nach Bethel, dann will ich Ihnen zeigen,
was der freiwillige Arbeitsdienst dort geleistet hat.
(Sehr richtig! in, christlichen Volksdienst,) Die Stadt¬
randsiedlung hilft uns nicht vom Fleck. Es gilt, Fami¬
lien von dem Westen nach dem Osten zn verpflanzen.
Aber man soll sich hüten, jemanden zum Bauern zn
machen, der kein Bauer ist. (Zuruf des Abgeordneten
von Stedman: Sehr richtig!) Es gilt also für den

Westen, vor allem Bauern, die hier zu wenig ober zn
ungünstiges Land haben, mit ihren Familien nach dem
Osten zu verpflanzen, oder Bauern, die ans dem Osten
kamen, wieder nach dem Osten zn schicken. Aber wir
können hier im Westen noch mehr tnn. Hunderttausende
Von jungen Leuten sind arbeitslos. Viele lausende
rheinischer Klcinbanernfamilien wären gerne bereit,
einen jungen Mann oder ein junges Mädchen in die
Lehre zn nehmen, wenn das nicht mit Barzahlungen
fiir soziale Abgaben (Zurnf des Abgeordneten Hoff-
Mllnn: Ja, ja!) — wollen Sie denn nicht arbeiten? —,
Kleidung usw. für den Baner verbunden wäre. (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Eigenartige Palliativ¬
mittelchen!) Man muß irgendwo einmal anfangen,
lieber Freund, und hier ist die Möglichkeit gegeben,
hnnderttauscnden jungen Männern und Mädchen Arbeit
zu verschaffen. Die Bauern sind bereit. (Zurufe von
den Konnnunistcn.) Kinder von Arbeitslosen erhalten
znr Zeit eine Wohlfahrtsuntcrstützung von etwa 4 RM
die Woche. Das sind im Jahre etwa 200 RM. Der
Baner braucht für soziale Abgaben und Kleider fiir
seine Lehrlinge etwa 250 RM im Jahr. Die geringe
Differenz sollte von der Provinz geleistet werden. Es
genügen fürs erste 20 000 RM, die nach unserem Vor¬
schlag aus dem Titel „Lichtbildwesen"zu entnehmen
sind. Lichtbilder können wichtig sein, aber Arbeit ist
wichtiger als Lichtbilder. (Sehr richtig! im christlichen
Volksdienst.)Zweckmäßig wird es sein, die jungen Lente
vorher 14 Vage auf eine Siedlnngsschulc zu schicken,
damit festgestellt wird, ob der Inngc oder das Mädchen
geeignet sind. Die landwirtschaftlicheAusbildung der
Mädchen ist ebenso wichtig wie die der jungen Männer,
damit dem heranwachsendenjungen Banern auch eine
rechte Bäuerin zur Seite steht. (Lachen bei den Kom¬
munisten,) Die heranwachsendenBauern und Bäue¬
rinnen können nach einer etwa dreijährigen Lehrzeit
entweder auf größeren Gütern Verwendung finden
oder im Osten angesiedelt werden. Hier wäre eine be¬
sonders wichtigeArbeit für das Landesjugendamt. Es
sollte sich mit dieser Frage sehr ernstlich beschäftigen.
Es würde dadurch den jetzt vielfach mit Arbeit über¬
lasteten Banern gedient, es würde der Jugend geholfen
und unserem ganzen Vaterlande, (Zuruf von den Kom¬
munisten: Und den Junkern! — Zuruf von den Sozinl-
demokraten: Geben Sie doch die Jugend des Bürger¬
tums dahin!) Anch unter dem Bürgertum sind Arbeits¬
lose; die sollen genau so Hinansgehen wie die Sühne
von Arbeitern. Wir machen den Unterschied nicht
(Zuruf links: So sehen Sie ans!); den müssen Sie nur
nicht hineintragen. (Zurnfe von den Kommunisten.)

Die für unser Voltsleben so überans wichtige Ueber-
brückungzwischen Stadt und Land würde dadurch eine
erhebliche Förderung erfahren. Wir haben uns über
die Worte des Herrn Oberpräsidenten gefreut, mit denen
er eine größere gegenseitige Verständigung der ver¬
schiedenenVolksschichtenund Parteien herbeiwünscht.
Lassen Sie uns in unserem Teil unseres Vaterlandes
damit den Anfang machen! Wir wollen ernstlich ver¬
suchen, Verständnis für die Not des anderen zu haben,
nicht nnr Ehristentum predigen, sondern Christen sein
(Sehr gut! im christlichen Volksdienst.),in gegenseitiger
Wertschätzung, ohne Haß gegen den anderen, damit
unser Volk innerlich erstarke und dadurch der Weg frei
gemacht, die Voraussetzung geschaffenwird auch für
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seine äußere Gesundung. (Beifall beim christlichen
Volksdienst.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dechnmps:

Abgeordneter Dr. Dechamps: Meine Damen und
Herren! Ich beabsichtigenicht, in dieser vorgerückten
Stunde noch einmal eine Gtatsrede zu halten, nach¬
dem soundso viele andere Etatsreden hier gehalten
worden sind. Ich werde mich insbesondere nicht auf
Einzelheiten einlassen, sondern möchte nur einige all¬
gemeine Bemerkungen zum Etat machen.

Zunächst der Vergleich zwischen einst und jetzt. Im
vergangenen Jahre waren wir am Ende dieser Debatte
so weit — ich habe das damals hier festgestellt —, das;
Anträge ans dem Hause vorlagen, die, wenn sie ange¬
nommen worden wären, eine Erhöhung des Etats mn
23 Millionen nnd einige 1NN NW RM zur Folge gehabt
hätten. Ich stelle als ein erfreuliches Zeichen fest, daß
diesmal diese Anträge nur von ganz wenigen Parteien
eingegangen sind nnd das; die Parteien dieses Hanscs im
allgemeinen die Disziplin gezeigt haben, in dieser Not¬
zeit nicht noch mit Anträgen zu kommen, die lediglich
agitatorischer Natur sein mußten, da ja eben auch die
allerbesten und allervernünftigsten Anträge heute nicht
angenommen werden könnten, oder, wenn ste angenom¬
men würden, nicht zu irgendwelchen Erfolgen führen
könnten, weil eben das Geld dazu nicht vorhanden ist.

Meine Freunde haben sich mit absoluter Bewußt¬
heit jeden Antrages diesmal enthalten. Wir find uns
dabei vollkommendarüber im klaren, daß sehr wesent¬
liche und sehr schmerzliche Einsparungen insbesondere
auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge und der Kultur-
Pflege vorgenommen worden sind, die wir bitter be¬
klagen. Aber wir wissen auch, daß diejenigen Damen
und Herren, die diese Einschränkungen haben vor¬
schlagen müssen — die Verwaltung einerseits und «der
Provinzialausschuß andererseits —, diese Einschrän¬
kungen nicht mit Vergnügen vorgeschlagen haben,
sondern unter dem Druck der Not. (Zuruf von den
Kommunisten.) Da! darf ich nur an das Goethe-Wort
erinnern, daß das, was man nicht zur rechten Zeit
tut, man hinterher mit doppelter Kraftanstrengung
tun muß. Hätten wir vor einigen Jahren auf die
Mahnungen zur Sparsamkeit gehört, so würden wir
heute nicht in die Notwendigkeit versetzt sein, auch
solche Dinge einzusparen, wie im Straßenwesen, bei
der sozialen Fürsorge und bei der Kulturpflege, die an
und für sich einzusparen außerordentlich bitter ist.

Meine Damen und Herren! Damals hat man uns
immer das Wort „zwangsläufig" entgegengehalten.
Ich habe hier schon einmal vor zwei Jahren gesagt,
daß nach meiner Ansicht zwangsläufig nur ein einziges
ist: Zwangsläufige Folge des fortgesetzten Berufens
auf die Zwangsläufigkeit war, daß wir eines Tages
zum Sparen kamen. In dieser Situation befinden wir
uns jetzt.

Wir haben einen Notetat vor uns, meine Damen
und Herren. Die Frage, wie wir an diesem Notetat
noch irgend etwas ändern können, mag den Ginzel-
beratungen überlassenbleiben. Ich glaube, daß es nicht
zweckmäßig ist, sehr viel daran zu ändern. Wir haben
uns zu einzelnen Punkten doch Wohl zu erklären, die
im Laufe dieser Debatte bisher aufgetreten sind.

Da ist zunächst die Frage des Ruhrsiedlungsver-
bandes. Meine Damen und Herren! Ich würde es

sehr begrüßen, wenn gerade diejenigen Kreise, die
heute angeregt haben, die RuhrsiedlungsMlage zu
streichen, und die den Ruhrsiedlungsverband heilte als
nicht zweckmäßig und nicht mehr notwendig bezeichnet
haben, uns endlich in dem Ruhrsiedlungsverband selbst
beiständen. Denn im Ruhrsiedlungsverband selbst wie
in all diesen anderen öffentlich-rechtlichenVerbänden
gibt es nur ganz wenige — ich gehöre zu den
wenigen —, die schon lange sagen, daß es so nicht
weitergehen kann. Gerade die Freunde des Herrn
Hartmann haben uns im Stich gelassen, wenn wir
abbauen wollten, namentlich das unzweckmäßige
Nebeneinander von Präsidium nnd Kommunal¬
verwaltung im Muhrsiedlungsverband, d. h. von zwei
Organisationen für denselben Zweck.

Die Verschuldung. Auch wir begrüßen es, daß
über die Verschuldung nunmehr ein klares und über¬
sichtliches Bild gegeben ist. und mir bitten die Ver¬
waltung, weiter fortzufahren und alljährlich eine der¬
artige Uebersicht zu geben. Ich kann aber nicht den
Aeußerungen beipflichten, die heute hier gemacht
worden sind und dahin gingen, daß die Verschuldung
relativ nicht hoch sei. Ich mache darauf aufmerksam,
daß von dieser Verschuldung nahezu 5N Prozent kurz¬
fristig und mittelfristig sind, nnd was mittelfristig ist,
ist heute tatsächlichkurzfristig: denn Sie müssen nicht
glauben, daß diese Wirtschaftskrise in ganz kurzer Zeit
überwunden wird, und in zwei oder drei Jahren, wenn
die mittelfristigen Kredite fällig werden, werden wir
noch in derselben schwierigenLage sein. Selbst wenn
es besser wird, wird es nur ganz langsam und schritt¬
weise besser werden. Ich betrachte diese Verschuldung
der Provinz als ein recht ernstes Moment.

Znr Frage der Nachtragsnmlage! Meine Damen
und Herren! Wenn Sie eine Schraube überdrehen,
dann wird sie taub und hält nicht mehr. (Sehr gnt!
l'ei der Arbeitsgemeinschaft.) Nach meiner Ansicht ist
die Steuerschraube schon überdreht. Sie können die
Sätze erhöhen, aber Sie tonnen nicht mehr einbringen.
Es kommt nicht daranf an, baß wir dadurch den Etat
in Ordnung bringen, daß wir einfach höhere Steuer¬
einnahme« einsehen,obwohl wir genan wissen, daß diese
Steuereinnahme« nicht einkommen. Man versucht uns
diese erhöhte Umlage dadurch schmackhaft zn machen,
daß man sagt: Psychologischwirkt sie ans die Reichs-
nnd Staatsregierung ein, damit sie bei der Landcsbank
mithelfen. Meine Damen nnd Herren! Wenn Sie mit
diesem Aufkommen ans der Provinzialumlage die
Landesbnnk sanieren wollen, dann kommt es mir vor,
als ob Sie mit einer Kakteen-Gießkanneein Großfener
zn löschen versuchten. Ich glaube, daß diese Beträge
gnr keine Rolle bei dieser Geschichte spielen uud daß
wir infolgedessen nicht etwas tnn sollten, was tatsächlich
nur eine Geste wäre nnd nichts einbringt.

Znr Frage der Landcsbank nnr einige knrze Be¬
merkungen. Anch ich will nicht auf die Vergangenheit
eingehen. Wir behalten nns unser Urteil im übrigen
vor, bis die nötigen Unterlagen vorliegen. Ich will
heute nur von der Zukunft sprechen. Zwei Aeußerungen,
die heute hier gefallen sind, möchte ich widersprechen.
Die eine ist die meines verehrten Freundes Hartmann,
der gesagt hat, man solle überhaupt nicht untersuchen,
was in der Vergangenheit gewesen wäre. Meine Damen
und Herren! Aus Fehlern der Vergangenheit muß
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man lernen und sie müssen festgestellt werden, wenn sie
da sind, nnd sie müssen abgestritten werden, wenn sie
nicht da sind. Aber objektive Klarheit müssen wir
haben; das ist nützlich und notwendig.

Die zweite Aeußerung, gegen die ich mich wende,
fiel von feiten des Herrn Landeshauptmanns, der sagte,
die alleinige Schuld an dem Elend der kommunalen
Finanzen liege in der Erwcrbslnsenfürsorge. Das Wort
„alleinige Schuld" möchte ich auf das entschiedenste be»
streiten. Es hat keinen Zweck, es so hinzustellen, als
ob dieser Grund, der allerdings die Hauptschuld trägt,
der allciuige sei. Es sind zweifellos auch andere Gründe
vorhanden.

Im übrigen wollen Mir nns über die Laudesbant
unterhalten, wenu der Ausschuß getagt hat. Eines
müssen wir aber jetzt feststellen:Wenn das Reich nach
schwerem inneren Kampfe der Reichsregierung dazu
übergegllngeuist, in ganz großzügiger Weise die Privat¬
banken in Ordnung zu bringen, nicht um der Privat¬
banken willen, nicht um der Aktionäre oder der Direk¬
toren der Privatbanken willen, sondern um der Wirt¬
schaft willen, die dieses Instrument für ihr ordnungs¬
mäßiges Funktionieren notwendig hatte, dann müssen
wir auch hier verlaugeu, daß die Laudesbant in
Ordnung gebracht wird, nicht um der Landesbank
willen, sondern um der rheinischenWirtschaft und ins¬
besondere um der rheinischen Kommuueu willen.

Es ist schon hier hervorgehoben worden und ich
möchte es nachdrücklichst unterstreichen: Das Rheinland
hat Jahr für Jahr nach besten Kräften und in ganz
erheblichem Maße zn den Kosten der Allgemeinheit bei¬
getragen. Die anderen Provinzen Haben auf Kosten des
Rheiulaudes sehr viele Vorteile gehabt, haben sehr viel
geschluckt. Wenn jetzt das Rheinland einmal kommt
und in dieser uugehcuren Not au das Reich und an
den Staat appelliert, dann müssen Reich und Staat
einspringen. Ich darf nur hoffen und wünschen, daß
es dein Herrn Landeshauptmann bei seinen Verhand¬
lungen, die er in Berlin zu führen hat, gelingen wird,
die Erfolge zu erzielen, die notwendig sind, um für die
Zukunft die Laudesbank auf eine gesunde Grundlage
in stellen.

Meine Damen und Herren! Ein letztes Schlußwort
prinzipiell zn dem, was hier über die Frage der Ar¬
beitsbeschaffung gesagt wurde. Meine Damen und
Herren! Ich warne vor allen Arbeitsbeschaffungs¬
plänen, die nicht absolut klar und einwandfrei in ihrer
finanziellen Grundlage sind. Die Pläne der Gewerk¬
schaften haben eine finanzielle Grundlage nicht; denn
wenn man die finanzielle Grundlage i» der Bevor¬
schussung von zukünftigen Arbeiten sieht, in der Dis¬
kontierung von Wechseln bei der Reichsbanknnd dann
>n der vagen Idee, eines Tages in Deutschland eine
Anleihe auflegen zu tonnen, um dadurch die Mittel zu
beschaffen, dann tut man dasselbe, was wir all diese
Zeit gemacht haben. Diese Art der Finanzierung ist
nichts anderes als das, was die Industrie gemachthat,
wenn sie kurzfristige Gelder ausgenommen nnd damit
langfristige Bauten investiert und sich darauf verlassen
hat, hinterher durch eine Anleihe die Sache konsoli¬
dieren zu können. Meine Damen und Herren! Mau
soll aus solchen Vorkommnissenlernen. Man darf nicht
mehr in der Hoffnung auf eiue bessere Zukunft heute

schon irgendwelche Dinge beginnen, bevor nicht ge¬
wissermaßen die Kasse auf dem Tisch liegt, bevor nicht
die Mittel beschafft sind. Daher sind alle diese Nrbeits-
beschaffuugsplllnc, soweit sie bisher gemacht worden
sind, leider Gottes zn unserem großen Bedauern
schlechterdings nicht brauchbar; sie würden uns nur in
ein noch größeres Elend hineinbringen. (Zuruf des
Abgeordneten Hoffmaun: Sie sind dafür kein Fach¬
mann!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Melsheimer.

Abgeordneter Melsheimer : Meine Damen nnd
Herren! Namens der nationalsozialistischenFraktion
habe ich Ihnen folgendeErklärung vorzulesen:

Die Wahlen zum Preußischen Landtag haben den
Beweis erbracht, daß die gegenwärtige Znsammen-
setzuug des Rheinischen Provinziallandtages nicht
mehr den Willen des rheinischen Volkes verkörpert.
Es widerspricht allen Grundsätzen der von dem heu¬
tigen System anerkannten Demokratie, daß die stärkste
Partei Deutschlands iu keinem einzigen Ausschuh Sitz
und Stimme hat nnd so an den Vorarbeiten zur
Aufstellung des Haushaltsplanes nicht beteiligt ist.
Infolgedessen verzichtetdie nationalsozialistischeFrak¬
tion auf die Inanspruchnahme der ihr eingeräumten
Redezeit und lehnt gleichzeitig den Haushaltsplan ab.

(Ironische Bravo-Rufe von den Sozialdemokraten. —
Hnruf von den Kommunisten: Das war eine Weisheit!
— Antwort des Abgeordneten Melsheimer: Reden Sie
lieber von Rußland! — Unruhe.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dötsch.

Sämtliche Fraktionen sind jetzt zum erstenmal zum
Wort gekommen. Es kommt jetzt die zweite Garnitur.
Es ist wie in den Vorjahren so, daß dieses Recht nicht
in Anspruch genommen zu werden braucht. (Heiterkeit.)

Abgeordneter Dötsch : Meine Damen und Herren!
Der Vertreter der kommunistischen Fraktion hat sich in
seiner Etatsrcde große Mühe gegeben,das nach seiner
Meinung so fluchwürdigeSystem Braun und Severing
in Grund und Boden zu verdammen. Er hat bloß
vergessen,zu sagen, welche Konsequenzen er aus dieser
Auffassung zu ziehen gedenkt. Ich darf ihn dabei
daran erinnern, daß ja für die kommunistische Fraktion
!u allerkürzester Zeit Gelegenheit gegeben ist, nun das
so fluchwürdige System dahin verschwinden zn lassen,
wo sie es immer hinhaben wollte. (Sehr gut! bei den
Sozialdemokraten.) Ich darf Ihnen vielleicht einen
Tipp geben. Sie brauchen ja nur für eine Aenderung
der jetzigen bzw. für eine Wiederherstellung der alten
Geschäftsordnung zu stimmen und Sie haben an Stelle
des Ihnen so verhaßten Herrn Otto Brann den Herrn
Straffer als Ministerpräsidenten in Preußen.

Ich muß aber auch in das Loblied über die Russen-
anfträge etwas Wasser gießen. Es ist nicht ganz so.
wenn der Vertreter der Kommunisten behauptet, daß
die russischen Aufträge ei« so großes Geschenk an die
deutsche Wirtschaft wären. Sie sind doch nur deshalb
für die deutsche Wirtschaft möglich, weil wiederum das
von Ihnen so verlästerte System die Ausfallbürgschaft
für sehr, sehr zweifelhafte russische Zahler übernommen
hat. (Zuruf vou den Kommunisten: Bis jetzt ist immer
bezahlt worden!) Ohne die Ausfallbürgschaftvon Reich
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und Preußen würde sich kein deutscher Unternehmer
dazu hergeben, Russenaufträge anzunehmen, weil er nie
wüßte, ob er sie bezahlt bekäme, (Zuruf von den Kom¬
munisten: Das war faul! — Unruhe. — Glocke des
Präsidenten.)

Meine Damen nnd Herren! Zum Etat selbst! Der
Herr Landeshauptmann hat in seiner Etatsrede be¬
sonders betont, daß es tief bedauerlich sei, daß beim
Etat der Straßenbnuverwnltuug die Ausgabeposition
für die Straßrnuutcrhaltung vou 14^! auf ^ Mil¬
lionen RM gesenkt werden müßte. Das ist eine so
ungeheuerliche Drosselung der Ausgaben bei diesen,
»nichtigsten Aufgabengebiet der Provinz, daß wir aller-
stnrkste Bedenken gcgcu diese Drosseluug vorbringen
müssen. Nicht nnr, daß durch die Vernachlässigung des
Straßennetzes sich in allerkürzester Zeit Ausgaben
ergeben werden, die die fetzige Einsparung bestimmtbei
weitem übersteigen werden, wird auch der Nrbeitsmnrkt
durch eine derartige Drosselung in unmöglicher Weise
belastet. (Sehr richtig! bei den Sozinldemokraten.)
Gerade die Provinz als einer der größten Arbeitgeber
im Rheinland sollte sich doch überlegen, ob es nicht
Mittel nud Wege gibt, um derartige Einsparungen und
Belastungen des Arbeitsmarktes zu verhindern. (Sehr
richtig! bei den Sozialdemokrateu.) Wir fordern deshalb,
daß insbesondere die unumgänglich notwendigen Ar¬
beiten in der Straßcnunterhaltung unter allen Um¬
ständen durchgeführt werden, daß aber auch die im
vorigen Jahr bereits beschlossene und durch die Finanz-
kalamitäten eingestellte Beseitigung der sogenannten
Straßenfallen uuter allen Umständen durchgeführt
wird. Hier wundert es uns. daß im Etat zwar für die
Umgehungsstraße in Unkel der Betrag von 290 N0N RM
eingesetzt ist, daß aber für die viel gefährlichereStraßen¬
falle in Vallendar in diesem Jahr kein Pfennig ein¬
gesetzt ist (Hört, hört! bei den Sozinldemokraten'!,
obwohl die Grundfläche für die Umgehungsstraße in
Vallendar bereits erworben nnd mich bezahlt ist und
nur noch eine relativ geringe Summe erforderlich
wäre, um diese Arbeit durchzuführen. Die Summe
würde restlos an Arbeitslöhnen zu verausgaben sein.

Wir fordern aber auch von der Provinzinlverwnl-
tung eine wesentlich strengere Beobachtung gerechter
Grundsätze bei der Einstellung von Arbeitern bei der
Straßenunterhaltuua. Wir konnten insbesondere in
den abgelegenen Gebieten des HunBrück, der Eifel nnd
des Westerwnldes eine ans Unerträgliche grenzende
Vetternwirtschaft der Herren Strnßenmeister feststellen.
Nur wer irgendwie mit den Herren dort verwandt oder
verschwägert ist, konnte die Hoffnung haben, auch
einmal, wenn auch nnr für einige Monate, bei der
Proviuzinlverwnltnng anf der Straße beschäftigt zu
werden. Wir sind der Meinung, daß hier nur ein
Grundsatz Geltung haben darf: daß, wenn die Provinz
Arbeitskräfte braucht, die Arbeitsämter die einzige
Instanz sind, die diese zn vermitteln hat (Sehr richt'g!
bei den Sozialdemokraten), und daß es nicht der Willkür
des einen oder anderen Strnßcnmeisters überlassen
bleiben darf, wer bei der Provinzinlvevwnltnng in
Lohn und Brot kommen kann.

Aber nicht nur die Beobachtung gerechter Grund¬
sätze bei der Ginstellung von Arbeitern haben wir zu
fordern, wir müssen nnch Beschwerde führen über die
politische Betätignng eines erheblichen Teiles des

Beamten- und Angestclltenversonals bei der Straßen¬
verwaltung während des Dienstes. Hier sind es ebeu-
falls wieder die abgelegenen Gebiete, in denen die
Herren ja ein kleines Paschadnsein führen, Gin Teil
von ihnen hat schon bestimmtgeglaubt, im Dritten Reich
zu seiu. (Hört, hört! bei den Sozialdemokrnten.) Denn
auders wäre es «icht deutbar, daß au ciuer Dienstkarre
der Straßenverwaltnng iu dcu Tageu des Wahlkampfes
lustig die Hakcnkrcuzfahne flatterte. (Hört, hört! bei
den Sozialdemokratin.) Wir werden nu anderer Stelle
diesem Herrn Straßcnmcister das Notwendige zn sagen
wissen, insbesondere deshalb, weil er schon zweimal
wegen ähnlicher Dinge von der Provinzialverwaltung
verwarnt werden mußte. (Hört, hört! bei den Sozial¬
demokraten.) Auch die Benutzung der mit Mitteln der
Provinzialverwaltung den Straßenmeistern gekauften
Autos und Motorräder bedarf dringend einer schärferen
Nebcrwachung: sie sind bestimmt von der Provinzial¬
verwaltung uicht gegeben worden, nm der National¬
sozialistischen Partei Wnhlhilfe zn leisten. (Hört, hört!
bei den Sozialdemokraten.)

Meine Damen und Herren! Znr Frage der Land¬
wirtschaft, die heute merkwürdigerweisenoch recht kurz
gekommenist bei der Aussprache, bedauern wir außer¬
ordentlich, daß iu diesem Notetat auch die Landwirt¬
schaft sehr stark hat Haare lassen müssen. Mehr als
2 Millionen NM sind in den Ausgabepositioucn bei
den Gtattitcln fiir die Landwirtschaft gekürzt worden.
Wir wissen sehr Wohl, daß eine leistungsstarke,leistnngs-
freudige und rentable rheinische Landwirtschaft für den
Bestand nnd die Sicherung des Rheinlandcs gegen
gewisse außen- und inucrpolitische Einflüsse von aller¬
höchster Bedeutuug ist. Wir siud deshalb immer
dafür zn haben, wenn für die Hebung der rheinischen
Landwirtschaft, ihre Umstellung zu einer rentablen
Veredelungswirtschnft Mittel bereitgestellt werden
müssen. Wir bedauern es deshalb außerordentlich, daß
in diesem Jahr eine so starke Kürzung vorgenommen
Werden mnßte. Aber wir können es uns nicht versagen,
den Vertretern der Landwirtschaft nnf der rechten Seite
dieses Hauses doch zu sageu. daß ihr Gerede von der
Landwirtschaftsfeiudlichkeitder Sozinldrmokratie doch
eine leere Phrase ist. (Sehr richtig! bei den Sozial¬
demokraten.— Zuruf: Das hat sich fa bei deu Wahlen
gezeigt!) Sie werden es wahrscheinlichfetzt am besten
dadurch merken, daß die Provinz gezwungen war, bei
der Landwirtschaft so starke Abstriche zu machen, da
man in der Regel den Wert eines Dinges erst erkennt,
wenn es nicht mehr da ist.

Wenn wir die Provinzialverwaltung in allen ihren
Bestrebungen, die nnf die Hebnug und die Rentabilität
der Landwirtschaft gerichtet sind, in vollem Umfange
unterstützen, so müssen Wir ober auch verlangen, daß
den Eigenbetrieben der Provinz die volle Konkurrenz¬
fähigkeit gegenüber der privaten Wirtschnft gegeben
wird. Es knnn nicht angehen, daß man die Eigcn-
bctriebe der Provinz in ihrer Betätignng einschränkt
und dann von den Vertretern der Lnndwirtschnft nnf
der Rechten dieses Hnuses immer wieder hört, dnß die
Betriebe der Provinz zu teuer nrbeiten. Lnssen wir
die Betriebe einmal im freien Spiel der Kräfte, wie
man zu sagen beliebt, arbeiten, nnd wir werden sehen,
daß die Betriebe der Provinz mit den übrigen kon-
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kurrenzfähig sind. (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Schüler.)

Meine Damen und Herren! Wenn wir die Land¬
wirtschaft in jeder Weise zn stützen bereit sind, dann
fordern wir aber von der Provinzialverwaltung, das;
sie der unerhörten Verhetzung der rheinischen Land¬
wirtschaft, insbesondere der am meisten notleidenden
Kleinbauern in den Höhcngebieten,durch die National¬
sozialisten nun endlich mit anderen Mitteln entgegen¬
tritt, als tms bisher der Fall ist. (Sehr richtig! bei
den Sozialdemotraten.) Es ist durchaus möglich, durch
eine stärkere Gegenpropaganda in den Gebieten, wo sie
Einfluß hat, dafür zu sorgen, daß die hemmungslose
Demagogie der Nationalsozialisten nun endlich beseitigt
wird. (Zurufe.) Was soll man dazn sagen, meine
Damen und Herren, wenn ein Bürgermeister im rhei¬
nischen Höhengebiet nns sagen konnte, daß er mehr als
hundert Anträge bon kleinen Landwirten seines Amtes
auf dem Schreibtisch liegen hat, die Stencrstundnngen
nnd Stenerniedcrschlngnngen mit der Begründung be¬
antragen, daß nach dem 24. April für sie eine Steuer¬
zahlung nicht mehr in Frage käme, da Adolf Hitler
ihnen die Steuerfreiheit versprochen hätte! (Hört,
hört! bei den Sozialdemokraten.) Gegen eiue derartige
Unterhöhlung der Steucrmoral kann man nicht scharf
genug einschreiten. Wir wenden nns deshalb auch mit
aller Entschiedenheitgegen alle Bestrebungen auf diesem
Gebiete, die der Landwirtschaft bestimmt niemals zum
Vorteil gercicheu könuen. Es ist ein Verbrechenan der
schwcrringenden Landwirtschaft, wenn politische Dema¬
gogen die zum Teil nrteilslosen kleinen Leute glauben
machen, daß man bloß durch die Aenderung eines
Systems ihre ganze Not beheben könnte.

Wir erkennen insbesondere die Leistungen der Pro¬
vinzialverwaltung ans dem Gebiete der Förderung des
Weinbaues in vollem Umfang an. Das, was die Provinz
iu ihreu drei Lehranstalten Ahrweilcr, Kreuznach und
Trier für die Hebung nnd Förderung des deutschen
Weinbaues geleistet hat, darf als einzig dastehend be¬
zeichnet werden nnd verdient die volle Anerkennung
nller Freunde des rheinischenWeinbaues. Wir möchten
nicht verfehlen, auch auf das ueue Institut für Klima-
forschnng in Trier aufmerksam zu machen, das schwer
um seine Existenz ringt und durch die Kürzungen, die
auch leider an seinem Etat vorgenommen werden
mnßtcn, in seinem Bestände bedroht ist. Wir halten
es für die Pflicht des Reiches nnd des Staates, den
Zuschuß, den dieses Institut bekommt, zum mindesten
wieder auf die alte Höhe von 6N0N RM zu bringen,
damit von diesen, Institut die segensreicheTätigkeit
für Landwirtschaft und Weinbau weiterbetriebcn werden
kann.

Die Tätigkeit dieser Lehranstalten besteht leider fast
ausschließlichin der Förderung des eigentlichenWein¬
baues und der Kellerwirtschaft; fast gar nicht wird die
Pflege des Wcinabsntzes,bor -allen Dingen die Wein-
bropnganda von diesen Lehranstalten betrieben, weil
das bisher nicht zu ihren Aufgabengebieten gehörte.
Aber jeder, der etwas von den Dingen versteht, wird
mir zugeben müssen, daß ja die Krise des deutschen
Weinbaues keine Prodnttions-, sondern eine reine
Absntzkrise ist nnd daß deshalb die Bemühungen nm
den Weinbau insbesondere auf die Hebung des Absatzes
gerichtet sein müssen. Ich weiß genau, daß, sobald sich

die Lehranstalten nm diese Fragen kümmern würden,
sofort der Weinhandel auf dem Plan erscheinen und
mit Protesten an die Provinzialverwaltung herantreten
würde. Aber ich bin der Meinung: Wenn der deutsche
Weiuhandcl nicht in der Lage ist, dem deutschen Wein¬
bauer den Wein zn einem annehmbaren Preis abzu¬
kaufen, hat er kein Recht, sich darüber zn beschweren,
wenn die Provinz ihrerseits durch ihre dazu bestimmten
Anstalten dem rheinischen Winzer Hilfe leistet. Ich bitte
die Provinzialverwaltung, zn überlegen, ob nicht dnrch
eine wohldurchdachte Arbeit der Lehranstalten außerhalb
des rheinischen Weingrbictes, vielleicht in Vcrbindnng
mit anderen Proviuzialverwaltungen, dem Mittel-, Ost-
nnd Norddeutschen die Güte des rheinischen Weines
etwas nähergebracht werden kann. Das scheint mir
jedenfalls eine wertvollere und 'wesentlichereHilfe zu
sein, als unsinnige Anträge für die Winzer zn stellen.

Wir jedenfalls — das darf ich mit Stolz sagen —
verschmähenes, zu deu Winzern zn gehen nnd ihnen
etwas zu verspreche,:, daß sie nach einem gewissen Datum
keine Steuern mehr zu zahlen brauchten, sondern wir
haben unsere Bereitwilligkeit, den Winzern zn helfen,
dadurchbewiesen,daß wir in einem großen Ort an der
Mosel, in Trabcu-Trarbnch, aus eigener Initiative
heraus uuter deu kleinsten Winzern eine Genossenschaft
gegründet uud ihre Weine in den letzten beiden Jahren
zu Preisen abgesetzt haben, die auch vou Heu Gegnern
dort als erheblich bezeichnet werden (Hört, hört! bei
den Sozialdemokrnten), nnd zwar so erheblich,daß die
Nationalsozialisten schrieben, das sei marxistischer
Schwindel, soviel würde für Moselwein überhaupt nicht
gezahlt werden.

Meine Damen nnd Herren! Zum Weinhnndcl noch
ein Wort! Sie haben wahrscheinlich alle dnrch die
Presse von dem Skaudal iu Prenn au der Mosel gelesen,
wo eiue namhafte Wcinhandelsfirma in Koblenz große
Mengen Wein kaufte, ihn mit Schccks bezahlte, obwohl
sie genau wnßte, daß keine Deckung für diese Schecks
mehr da war. Aus einen solchen Wciuhaudel braucht nach
unserer Anffassnng keine Rücksichtgenommenzn werden.

Nun ein paar Worte zn einem anderen, nicht minder
brennenden Problem. Die Saarregiernng geht in den
letzten Monaten dazn über, mehr nnd mehr die aus den
Grenzgebieten stammenden Arbeiter durch einen Druck
ans die Unternehmerschaft zur Entlassung zu bringen.
Die von dem preußischenStaat im Haushaltsplan vor¬
gesehene Snnrgäugcruuterstützuug wird durch deu
gewaltigen Abbau au Sanrgäugeru eiufach nicht mehr
aufgebraucht. Wir sind deshalb der Meinung, daß für
die in dem Saargrcnzgebict sich häufende Not nunmehr
Hilfe dringend erforderlich ist. Der preußische Staat
hat die Möglichkeit, mit den uichtverbrnnchtcn Saar-
gcldcrn Arbeit für die Kreise im Sanrgrcnzgrbiet zn
beschaffen, damit ein kleiner Ausgleich für die bicl zu
große Belastung dieser allerärmsteu Kreise am südlichen
Rande der Nheinprobinz geschaffen wird. (Sehr gnt!
bei den Sozialdemokraten.)

Vorsitzender Nr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
muß darauf aufmerksam machen, daß die Redezeit der
sozialdemokratischenFraktion abgelaufen ist.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Beck.
Abgeordneter Beck: Wenn man die Ausführungen

sowohl des Herrn Landeshauptmanns als anch der
Redner der verschiedenen Parteien heute mit denen ver°
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gleicht, die bei früheren Anlässen hier im Provinzial¬
landtag gehalten wurden, dann stellt man fest, daß die
Herren heute nicht mohr so oft das Wort: Wir hoffen
und wünschen, daß es in den nächsten Wochen und
Monaten besser wird, in den Mnnd nehmen. (Sehr
gut! bei den Kommunisten.) Sie haben gelernt, daß
mit diesem „Hoffen" uud „Wünschen" weder Arbeit
beschafft, noch die Not und das Elend der Werktätigen
Schichten gelindert werden kann. Mit Hoffen und
Wünschen kann man eine Zeitlang ein Volk hinhalten,
aber man 'kann ihm damit keine Arbeit und kein Brot
geben, man kann den Kindern damit keine Milch und
den Familien keine gesunde Wohnung verschaffen. (Zu¬
stimmung bei den Kommunisten.) Niesen Unterschied
können Sie gut feststellen, wenn Sie die früheren Reden
mit den heutigen vergleichen.

Von dem Redner der Zentrnmspartci wurde darauf
hingewiesen, daß die „KölnischeZeitung" bei dem Zn-
sammenbruchder Landcsbank eine Beunruhigung unter
das Volk getragen habe. Ich frage Sie: Wo ist da der
Oberpräsident Fuchs geblieben? Warum hat er diese
Zeitung in diesem Moment nicht wegen Bcnnrichignng
der Öffentlichkeit verboten? Er hat geschwiegen, wie
Sie auch geschwiegen haben. (Sehr gut! bei den Kom¬
munisten.) Derselbe Herr Fuchs bringt es aber fertig,
auf einen Schlag mitten in der Wahlkampagne sieben
tommuuistische Zeitungen zu verbieten, trotzdem an
jeuem Tag, als der inkriminierte Artikel erschien,nur
eine einzige Zeitung von den sieben erschienen ist,
während die anderen an diesem Tag überhaupt uicht
herauskamen. Sie wurden nur deshalb verboten, weil
sie in demselben Verlag, in derselben Druckmaschine,
wenn auch an anderen Tagen, hergestelltwurden. Das
ist die Demokratie, das ist dieser Volksstaat,von dem sich
die Sozillldemotraten alles Heil versprechen. Das ist,
wie wir mit Recht immer und immer wieder den Werk¬
tätigen sagen werden, eine Demokratie für die Herren
von rechts, für die Herren, die satt sind, für die Herren
der reichen Gesellschaft. (Sehr gut! bei deu Kommu¬
nisten.)

Der Vertreter des christlichenVolksdienstes fragte
hier, ob wir keine Arbeit wollten. Jawohl, diese l! oder
7 Millionen verlangen nicht erst heute, sie verlangen
seit Jähren Arbeit! Aber wer kann diese Arbeit nicht
geben? Ihre Gesellschaft,Ihre Freunde werden, und
wenn wir noch 10 Jahre unter diesem Shstem leben,
wenn noch 10 Jahre SPD., Nazis uud Zentrum das
Szepter in der Hand haben, nach wie vor vor der Tat¬
sache stehen, daß die Zahl der Erwerbslosen nicht
niedriger, sondern höher geworden ist. Arbeit und Brot
können wir jenen 7 Millionen erst dann geben, wenn
die Grundfesten dieser Gesellschaft zertrümmert sind,
wenn dieses morsche uud faule Gebäude beseitigt ist
und das Gebäude des Marxismus, des Sozialismus,
der mit dem „Sozialismus" der Sozialdemokratie nichts
gemein hat (Zuruf des Abgeordneten Gerlnch: Sehr
richtig!) errichtet ist. Wenn sich die Sozialdemokratie
eine marxistischePartei nennt, so hätte sie auch alle
Ursache, nach marxistischen Grundsätzen ihr Handeln
einzurichten. Karl Marx hat nicht gesagt, daß man das
Wort sozial im Munde führen foll, fondern die Praxis
mnß sich mit der Theorie vereinbaren. (Znrnf des
Abgeordneten Gerlach: Siehe Towjetrußland!) Die
Praxis der Sozialdemokratie, die Praxis der SPD-

Führer ist gerade das Gegenteil von dem, was Karl
Marx und Friedrich Engels vor mehr als 50 Jahren
uns gelehrt haben. (Zuruf: Also Hitler! — Heiterkeit.)
Der Gegensatzzwischen der SPD. uud Hitler ist lange
nicht mehr so, wie man ihn hinzustellen sucht. (Znrnf
des Abgeordneten Gerlach: Sie stimmenja für Hitler!)
Die SPD hat ja — ich darf nur an den „Vorwärts"
erinnern — in Artikeln Tag für Tag zum Ausdruck
gebracht: „Ja, wenn die Nationalsozialisten uns die
Gewähr geben, daß sie die Spielregeln der Demokratie
beachten, dann lieber hcntc als morgen herein mit ihnen
in die Regierung!" (Hört, hört! bei den Kommunisten.)
Das hat nicht bloß der „Vorwärts" geschrieben; das
hat Scvering, das hat Nrann kurz vor den Wahlen in
ihren Reden zum Ausdruck gebracht. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gerlach: Wo?) Geben Sie mir morgen
Gelegenheit, dann werde ich Ihnen durch Zitate zeigen,
wo sie das znm Ausdruck gebracht haben. (Zuruf des
Abgeordneten Gerlach: Das stammt ans der „Roten
Fahne"!)

Man hat auf der anderen Seite heute sich hierhin
gestellt uud gesagt: „Wir sind uuschuldig an diesen:
Dalles, wir sind unschuldig an dieser Katastrophe, vor
der wir in der Rhciuproviuz stehen! Oben in Berlin,
im Reich und in den Ländern haben wir nicht das
nötige Verständnis gefunden." Nehmen wir uus eiumal
tnrz vor: Wie sieht es denn dort oben ans? Sind es
nicht dieselben Herren, die auch mit der Mehrheit dieses
Hanfes durch dick uud düun gehen, die von der Mehrheit
dieses Hanfes tagtäglich in all ihren Maßnahmen gestützt
und unterstützt werden, die die Provinz auf diese Art
behandeln. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Sie
merken nnch alles!) Wir sehen heute immer mehr, daß
in den Stadtparlamcnten, wenn sie überhaupt noch
zusammentreten, die Führer und Sprecher des Zentrums
und der SPD. oft sogar noch radikaler auftreten als
die Kommunisten (Zuruf des Abgeordneten Gerlach':
Das ist aber unerhört!), weil es dort nichts kostet, weil
sie ja wissen, daß oben ihr Freund Severing oder ihr
Freund Vrüning steht, der nachher hergeht und jeden
Antrag, der einmal durchgegangen ist, wieder aufhebt.
Herr Gerlach, ich darf Sie nur an folgendes erinnern:
In Solingen sitzt ein Parteifreund von Ihnen, der hat
5 Monate keine Stadtverordnetensitzungen mehr ein¬
berufen. (Zuruf des Abgeordnete» Gerlach: Nach
sowas!) In einer Stadtverordnctensitznng kamen acht
Anträge, die ganz minimale, nach unserer Anficht un¬
zureichende Forderungen für die Kleingewerbetreiben¬
den, die Wirte usw. enthielten. (Znrnf der Frau Becker:
Nazis.) Bitte, iu Solingen ist nicht einmal ein Nazi
in der Stadtverordnetenversammlung. Die Stadt¬
verordneten beschließen, daß keine Biersteuer, keiue
Gctränkesteucr und keine Anlicgcrbciträgc erhoben
werden. Und was macht Brisch? Er erklärt zwei Tage
nach der Stadtvcrorducteusitzung: „Was die Stadt¬
verordneten beschlossen haben, geht mich einen Dreck
an!" Von heute ab ist die Bierstcuer eingeführt, von
heute ab werden 35 Prozent Anliegcrbeiträgc erhoben.
Das ist keine Demokratie mehr; das ist eine Maßnahme,
an der Herr Hitler die größte Frende haben kann. Was
dieser Bürgermeister Brisch mit dem Mitgliedsbuch der
SPD. macht, kann genau so gut von Herrn Hitler und
seinen Kumpanen gemacht werden. Man unterscheidet
sich nicht durch Hakenkreuz oder schwarz-rot-goldene
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Abzeichen,sondern durch die Taten. An den Taten
können wir sehen, daß Severing, Braun, Brisch und
Konsorten den Hakenkrenzlern sogar noch etwas vor¬
machen. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Sehr
richtig!) Wir haben es in den letzten Tagen oft erlebt,
daß die Nationalsozialisten, wenn man sie fragte: Was
werdet Ihr für eine Politik machen?, nicht nur in
der Presse, sondern auch in ihren Versammlungen
erklärten: Wenn wir Euch das sagen, kommen die
Suzialdemokratcn und klauen uns die besten Rosinen
aus unserem Programm heraus. (Lachen.) Sie lachen
darüber. Ihr Parteifreund Leuschuer, der hessische
Ministerpräsident, hat erst am letzten Freitag mit
solchen Argumenten in einer öffentlichenVersammlung
operiert. (Zuruf der Abgeordneten Frau Becker:Ganz
genau wie Sie!) Sehen Sie, hier sitzt man nicht vor
einer Masse, hier sitzt man nicht vor Arbeitern, hier
können Sie ebenfalls jenes dnmme Spiel betreiben,
wie es auch die Nationalsozialisten betreiben, die von
sich sagen können: Herr, in meiner Brust wohnen zwei
Herzen, eins für die Arbeiter nnd eins für die Unter¬
nehmer, eins für das Volk nnd eins für die Klasse
der Reichen. (Znrnf des Abgeordneten Gerlach: Ihr
habt doch andere Nuwcisuugen von «Moskau! Ihr dürft
ja gar nicht soviel schimpfen!)

Der Redner des Zentrums hat so viel nnd so schön
von Arbeitsbeschaffung gesprochen. Vielleicht darf ich
ihn an einen einzigen Fall erinnern: Vor etwa zwei
Jahren — 1930 — drohte die Stillegung des Stahlwerks
Becker in Willich. Was hat damals, im April 193N,
die christliche Metallarbeiterzeitung geschrieben, auf der
letzten Seite, groß aufgemacht? „Unser Erfolg: Becker-
Stahl bleibt in Arbeit! 1600 Arbeiter haben Brot und
Beschäftigung, und das ist nur möglich gewesen, weil
wir durch einen selten geübten arbcitsgemciuschaftlichen
Gedanken es fertig gebracht haben, ein Einvernehmen
zwischenden Unternehmern, den Aktionären und der
Belegschaft und der Angestelltcnschaftdurchzuführen."
Man hat 15 Prozcut abgebaut, in Wirklichkeit30, 40
und mehr Prozent. Und der Erfolg? Der Erfolg ist,
daß jetzt die gesamte Belegschaft des Becker-Stahls
restlos auf der Straße liegt. (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Und was macht die RGO.?) 1930 noch hatte
die christliche Metallarbeitcrzeitnng geschrieben ^ Sie
können das in der Apriluummer nachlesen—: „Nicht
durch den Klasscnkampf, sondern durch die arbeits-
gemeinschaftlicheBetätigung können Mir vorwärts
kommenund unser Volt und uuscre Wirtschaft wieder
aufbauen." Wir haben den Kollegen damals gesagt:
Nicht durch arbcitsgemeinschaftlicheBetntigung, nicht
durch Lohnabbau, freiwillig oder durch Notverord¬
nungen, kommen wir vorwärts; wir kommen nur
vorwärts, wenn wir den Aktionären an die Gurgel
gehen, wenn wir diese Geldsäcke beseitigen, wenn wir
die Fabriken, die Werke, in unseren Besitz nehmen.
(Sehr gut! bei den Kommnnisten, — Znruf des Ab¬
geordneten Steinbüchel: Und wie ist es mit der RGO.?)
Jawohl, der Klasscnkampfist der einzige Ausweg aus
dieser Krise. Und wenn Sie heute sich hierhin stellen
und sagen müssen: Uebcrnll sind Löcher, wenn wir das
ewe zugestopft haben, bricht ein anderes auf, so zeigt
das nur, daß Sie an der Stelle angekommensind, wo
Sie nicht einmal mehr Ihre Lohnsklaven ernähren
können.

Der Redner der bürgerlichenArbeitsgemeinschafthat
hier erklärt: Wäre man ihm gefolgt, so wäre schon
längst alles saniert. Vielleicht darf ich Herrn Dr. Hart¬
mann an etwas erinnern. Er spricht in seinem eigenen
Gemeinwesen,in seiner Kommune, davon, daß er mit
der notwendigenRücksichtslosigkeit die Ausgaben bereits
seit Jahren gedrosselt habe uud nicht erst zu warten
brauchte, bis es von oben befohlen wurde. Und trotz¬
dem besteht auch dort ein Defizit von 6 bis 8 Mil¬
lionen. Und wie hat sich das ausgewirkt? Dort haben
wir bereits zu verzeichnen,daß Arbeiterkinder in Käse¬
kisten zur Erde getragen wurden, wenn sie gestorben
waren, weil es nicht einmal mehr zu einem Sarge
langte. Ein anderes Beispiel aus derselben Stadt:
Eine bettlägerige, lungenkranke Frau bekommt vom
Arzt 10 Liter Milch verordnet. Mit dem Schein geht
der Mann zum Wohlfahrtsamt. Das Wohlfahrtsamt
bestätigt die Verabfolgung der IN Liter Milch. Von
dort geht er zu dem Medizinalrat, der als Vertrauens¬
arzt der Stadt gilt. Er schreibt auf den Schein:
„Dringend bedürftig." Noch lange nicht hat die Frau
aber ihre 10 Liter Milch. Von dem Wohlfahrtsarzt
geht es zur Fürsorgestelle. Sie sagte: Die Milch
können wir nicht ausgeben, die Frau muß vorher unter¬
sucht werden. Man bestellt die schwerkranke Frau in
die Sprechstunde. Daraufhin schreibt der Arzt einen
Schein, auf dem steht, daß die Frau so bettlägerig ist,
daß sie uicht zu einer Nachuntersuchungkommen kann.
Inzwischen «sind 4 oder 5 Tage vergangen. IN Liter
Milch machen ungefähr einen Betrag von 2 RM oder
2.50 RM aus. Aber mindestens 10 bis 15 Mark Ge¬
bühren sind daraufgekommen allein für die Unter¬
schriften und das Papier, und die Frau hat immer
noch keine 10 Liter Milch. Das sind die Sparmaß¬
nahmen, wie wir sie in Dutzenden von Fällen anführen
könnten, wie sie uns die Herren von der Rechten, von
der Arbeitsgemeinschaft vorschlagen. (Zuruf der Ab¬
geordneten Frau Esser: Das ist an allen Wohlfahrts¬
ämtern so!) Unterernährung ist die Folge der
„weisen" Tparpolitik, die Sie betreiben, Sie haben
auch im Januar dieses Jahres gesagt: 15 Prozent
Lohnabbau ist immer noch ein kleineres Uebel. Es ist
so lange noch ein kleineres Uebel, bis wir verhungert
zusammenbrechen. Wenn schon der Bericht der Landes-
uerwaltuug unter dem Kapitel „Fürsorge für Krüppel"
zugeben muß, daß die Unterernährung breiter Volks¬
schichten in den letzten Jahren schon wieder zu einen,
Nnwachsen des Krüppeltmms geführt hat, so ist dies
nur darauf zurückzuführen, daß eben der Werktätige,
der Arbeiter, die Arbeiterfrau, schon seit langem ihren
Kindern nicht mehr genügend Brot, geschweige denn
Milch geben kann. Hier helfen keine schönenArtikel: „Wie
verwende ich am zweckmäßigsten meine 11 RM Wohl-
fllhrtKunterstützung?" Ja, es gibt bereits so Schlaue
— hierzu zählt auch die .MozialdemokratischeFrauen-
Wochenschau" —, die der Arbeiterfrau vorrechnen, wie
man mit 7 oder 8 RM eine zwei- oder dreiköpfige
Familie ernähren kann. Aber die Leute, die das aus¬
rechnen, probieren dieses Rezept selbst nicht aus. Sie
machen es so, wie es der Sprecher des Zentrums sagte:
„Wer das Kreuz iu der Hand hat. segnet sich zuerst
selbst." (Sehr gut! bei deu Kommunisten.)

Arbeitsbeschaffung? Die bürgerlichePresse hat kürz¬
lich einen längeren Artikel veröffentlicht, iu dem die
einzelnen Urbeitsbeschaffungsprogramme verzeichnet
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waren. Was stellten wir dort fest? Daß als einziges
Arbeitsbeschaffnngsprugramm, das selbst in diesen
Kreisen als real und am besten ausgearbeitet angesehen
wird, dasjenige der KPD. gilt. Aber es kann nicht
verwirklicht werden, weil kein Geld 'vorhanden ist.
(Sehr richtig! rechts.) Von dein Arbeitsbeschaffungs¬
programm des ADGB., der SPD., wird in diesem
Artikel gesagt, daß es bürokratisch und rein schematich
aufgestellt sei und absolut nichts Konkretes, Realisier¬
bares enthalte. (Zuruf einesKommunisten: Demagogie!)
Sie sehen ja, das Reich, das Land Preußen muß helfen,
um hier einen Ausgleich herbeizuführen.

.Betrachten wir doch einmal ganz kurz: Was hat
dieser soziale Volksstaat, was hat dieses Bollwerk
Preußen, wie es die NPD. so gerne in den letzten
Wochen in den Wahlversammlungen sagte, was hat
dieses soziale Preußen für die Schaffung von Arbeit
getan uud was gedenkt es im kommenden Jahr zu tu»?
(Zuruf eines Kommunisten: Gar uichts!) Ginige
wenige Zahlen dürften genügen: 6,5 Millionen für den
Mittelkanal wurden gestrichen, ?,? Millionen für
das Sicdlungswesen gestrichen, 15 Millionen für Bau¬
unterhaltung gestrichen, 16 Millionen für Nachausgaben
gestrichen, IN Millionen für Wohnungsbau gestrichen!
Das heißen Sie Arbeitsbeschaffung? Da komme,: Sie
uud stellen sich in der Provinz hierher uud sagen: Ja,
wir möchten schon gern, aber die oben haben uns die
Hände und Füße gebunden. O nein, Sie unten und
die oben binden uns, der Arbeiterschaft,die Füße; Sie
haben uns geknebelt; sonst wäre längst die Arbeits¬
losigkeit auch in Deutschland behoben.

Gleichzeitigein anderer Vergleich. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gcrlach: Jetzt kommen die Rennpferde oder
die Polizeihunde!) Dieser selbe Staat hat l0 Prozent
Kürzungen beim Polizeietat vorgenommen. Gr hat
aber 18,5 Prozent Kürzungen am Kulturctat und
55 Prozent Kürzungen am Wohlfahrtsetat vorgenom¬
men. Das ist das soziale Gesicht, von.dem die Sozinl-
demokraten sagen: Seht hier, ein Bollwerk, das wir
verteidigen müssen. Nein, Preußen ist der Schritt¬
macher gewesen, der den Unternehmern, den Herren
Iarres und Konsorten gezeigt hat, wie man das Volk
ausplündern muß. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Warum wollt Ihr denn Braun und Severing halten?
Ihr müßt sie jetzt stürzen!) Der Sozialdemokrat Sove-
ring war es, der 550 Staatskommissare eingesetzthat,
der den Willen des Volkes mit Füßen getreten hat.
Auf der anderen Seite geht einer der Redner der SPD.
hin und beklagt sich, daß die Nazis mit den Autos und
den Motorrädern der Provinz Wahlpropaganda für
das Dritte Reich machen, und verlangt von derselben
Provinzialverwaltung, die von Faschistendurchsetztist.
daß sie die Faschistenbekämpfensoll. Man kann nicht
verlangen, den Teufel durch seine Großmutter aus-
zutreiben. Das geht nicht, und ebenso ernst ist auch die
Forderung des sozinldcmokratischcnSprechers zu be¬
werten. Jawohl, wenn Sie gegenüber den faschistischen
Beamten ebenso rücksichtslos durckgegriffenhätten, wie
Sie es den dissidentischenBeamten gegenüber fertig¬
gebrachthaben, dann wäre der Faschismus nicht so groß
geworden, wie er am letzten Sonntag zum Nusbruch
kam. (Sehr gut! bei den Kommunisten. — Zuruf der
Abgeordneten Frau Becker: Warum habt Ihr denn
Hitler gewählt?)

Gs wurde vorhin darauf hingewiesen,daß die Russen
schlechte Zahler seien. Ich kann dem entgegenhalten,
daß selbst die „Kölnische Zeitung" im Wirtschaftsteil
mehrfach betonen mußte, daß die Russen bisher noch
jeden Auftrag auf Heller uud Pfennig bezahlt haben.
Sie werden mir den Beweis dafür schuldig bleiben, daß
die Russen auch nur ein einziges Mal einen Auftrag
nicht bezahlt haben.

Ich kann Ihnen aber etwas anderes sagen: Kürz¬
lich erklärte ein Kollege einem Solinger Schlägerei-
konzernbesiher: „Sie liefern dauernd Maschinen nach
Nußland. Wissen Sie auch, was das bedeutet? Das
bedeutet, daß Nie Ihre eigene deutscheWirtschaft zu¬
grunde richten!" „Ja", hat dieser Solinger Schlägerei-
tonzernbesitzer geantwortet, „ich weiß, jede Maschine,
die ich nach Rußland liefere, ist ein Sargnagel für die
deutschen Kapitalisten." (Zuruf des AbgeordnetenKolaß:
Aber auch für die deutschenArbeiter!) Ist das nicht
kennzeichnendgenug? Aber genau so wie einer, der
im Wasser liegt, nach einem Strohhalm greift, ehe er
untergeht, so greifen die deutschen Kapitalisten nach den
Russenaufträgen, trotzdem sie wissen, daß sie bei all
diesen Aufträgen auch gleichzeitig die Schlinge mit¬
kaufen. Und die sozialdemokratischenBetriebsräte in
den Werken, in denen Russenaufträge gemacht werden,
sind diejenigen,die ihre eigenen Abgeordneten ablaufen,
damit ja das Reich und die Länder die Ueberbrücknngs-
kredite wieder stellen und sie wenigstens in Arbeit
bleiben. Tatsache ist, daß Zehntausende von deutschen
Arbeitern längst auf der Straße lagen, wenn nicht die
Nüssen ihnen Arbeit und Brot verschafften. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten. — Zuruf des Abgeord¬
neten Gerlach: Wer hat Ihnen denn das auf¬
geschrieben?)

Ein Wort noch zu der Erklärung der Nationalsozia¬
listen. Aufgefallen ist jedem in diesen: Hause, daß die
Nationalsozialisten heute äußerst zurückhaltend sind.
Wir glauben nicht fehlzugehen, wenn wir annehmen,
daß dies darauf zurückzuführen ist, daß ihr grußer
Lautsprecher im Klingelpütz sitzt, daß Ihr großer Laut¬
sprecher, von dem Sie wie ein Hampelmann hier regiert
werden, nicht unter Ihnen weilt, (Znrnf eines Kommu-
nisteu: Das merkt besonders der Wirt!) Ich will jn nicht
darauf eingehen, daß der Wirt hente einen geringeren
Umsatz an Kirschwasserhat. Gs ist ja eine Tatsache,
daß Herr Leh draußen der größte Konsument war.
Aber die Nationalsozialisten wissen jetzt noch nicht, wie
sie sich auf Grund der neugestalteten Verhältnisse hier
in diesem Parlament einstellen sollen, weil sie noch keine
Direktiven von oben erhalten haben, weil Adolf Hitler
ihnen noch keine Anweisung gegeben hat. Deshalb
drücken sie sich hier und machen keine praktischenVor¬
schläge. Deshalb warten sie lieber auf eine spätere
Zeit, um dann praktischmitzuarbeiten, nicht nur mit
den Herren vom Zentrum, sondern auch (Znrnf: mit
den Kommunisten!), mit den Herren der Sozialdemo¬
kratie. (Lachen bei den Sozialdemokraten. — Zuruf:
Nie haben erklärt, Nie dürften nicht für die Aufhebung
der Geschäftsordnung stimmen!)

Man hat hier zum Ausdruck gebracht,daß die Klein¬
bauern keine Sozinlbeiträge mehr bezahlen sollen, um
dadurch in die Lage zu kommen, Leute einzustellen.Wir
fragen hier: Wo ist der Kleinbauer, der heute noch
fremde Arbeitskräfte beschäftigen kann. Gr ist nicht
einmal in der Lage, seine eigenen Kinder zu unter-
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